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„Neue Normalität“ ist für den 
Bürgermeister das Unwort des 
Jahres. Seine Vorzimmerper-
le will sich nicht einreden las-
sen, die jetzige Situation wäre 
in irgendeiner Weise normal. 
Erst zeitlicher Abstand kann 
zeigen, was sinnvoll und was 
überflüssig, nützlich oder so-
gar schädlich war. Seite 19
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Virtueller CSU-Parteitag:

Aus Corona lernen  
und wachsen

Die Christlich Soziale Union hat auf ihrem ersten virtuellen 
Parteitag einstimmig einen Leitantrag zur Bewältigung der 
Corona-Krise angenommen. Unter dem Titel „Deutschland 
stark machen – Aus Corona lernen und wachsen“ wurden 
Eckpunkte zur Ankurbelung der Wirtschaft und ein Entlas-
tungsprogramm für Deutschland vorgelegt.

Laut Parteivorsitzendem und 
Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder geht das Land in der Ab-
sicht, private und wirtschaftli-
che Existenzen zu sichern und 
die Wirtschaft wieder anzu-
kurbeln, mit Soforthilfepro-
grammen, Krediten, Bürgschaf-
ten und Konjunkturprogram-
men „an die Grenze des finan-
ziell Leistbaren“. Deutschland 
brauche deshalb eine Obergren-
ze für die Staatsverschuldung – 
auch für Krisenzeiten wie diese. 

Sanierungsfall vermeiden

Alle Hilfen müssen Söder zu-
folge ökonomisch sinnvoll und 
vernünftig bleiben. Deutschland 
dürfe nicht selbst zu einem Sa-
nierungsfall werden. Im Hinblick 
auf die Gefahr einer zweiten Co-
rona-Welle sagte Söder: „Maß 
und Mitte, Umsicht und Beson-
nenheit – das müssen wir mitei-
nander verbinden.“

„Es ist jetzt kein Platz für wirt-
schaftsfeindliche Fantasien lin-
ker Ideologen. Und es ist auch 
nicht die Zeit für Steuererhö-

hungen“, heißt es in dem Leit-
antrag. „Wir brauchen statt-
dessen einen Pakt für Wachs-
tum und Arbeitsplätze, mit dem 
wir nach der Vollbremsung ei-
nen Kickstart hinlegen. Zu unse-
rem Entlastungsprogramm für 
Deutschland gehört ein interna-
tional wettbewerbsfähiges Un-
ternehmenssteuerrecht mit ma-
ximal 25 % Ertragssteuerbelas-
tung, ein Paket für verbesser-
te Abschreibungsmöglichkeiten 
bei Investitionen und die Aus-
weitung der Verlustverrech-
nungsmöglichkeiten.“

Mit einem Arbeitsplatzpro-
gramm für Deutschland will die 
CSU Arbeitsplätze sichern und 
schaffen. Neben dem erfolgrei-
chen Modell der Kurzarbeit zum 

Erhalt bestehender Arbeitsplät-
ze sollen auch Anreize für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze 
gegeben werden. Zusätzlich ist 
geplant, im Minijob-Bereich die 
Verdienstgrenze auf 600 Euro 
pro Monat anzuheben und dau-
erhaft an die Lohnentwicklung 
zu koppeln.

Das Arbeitsrecht müsse wie-
derum auf die neue Arbeitswelt 
sowie flexiblere Arbeitszeiten 
und -orte angepasst werden.
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Geplanter Schutzschirm für Kommunen:

Geteiltes Echo
Unterschiedliche Reaktionen haben die Pläne des Bun-
desfinanzministeriums bezüglich eines Milliarden-Schutz-
schirms für die wegen der Corona-Krise in Not geratenen 
Kommunen hervorgerufen. Während Bayerns Finanzmi-
nister Albert Füracker und Landkreistagspräsident Christi-
an Bernreiter den Vorschlag, der vorsieht, die Länder an 
der Finanzierung zur Hälfte zu beteiligen, ablehnen, sprach 
der Präsident des Bayerischen Gemeindetags sowie des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes, Dr. Uwe Brandl, 
von einem „Befreiungsschlag“. Auch der Bayerische Städ-
tetag steht den Plänen weitgehend positiv gegenüber.

Wie aus einem Eckpunkte-Pa-
pier seines Hauses hervorgeht, 
will Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz die Kommunen mit fast 
57 Milliarden Euro unterstüt-
zen. Vorgesehen ist eine aku-
te Nothilfe, die wegbrechende 
Gewerbesteuereinnahmen aus-
gleichen soll, und eine Altschul-
denhilfe für hoch verschuldete 
Städte und Gemeinden – jeweils 
zur Hälfte von den Ländern mit-
finanziert.

„Die Vorschläge von Bundes-
minister Scholz wird Bayern kei-
nesfalls mitmachen“, erklärte Fi-
nanzminister Füracker. „Wenn 
der Bund den Kommunen hel-
fen möchte, darf er das gern 

tun – eine Zwangsverpflichtung 
der Länder nach den Regeln des 
Bundes ohne Absprache ist aber 
eine Unverschämtheit.“

Vorgezogene Zahlungen aus 
dem Finanzausgleich

Hilfe des Bundes sei wün-
schenswert, „aber nur mit kla-
rer Abstimmung mit den Län-
dern und ohne Koppelung an 
Altschuldentilgung“. Bayern ste-
he fest an der Seite seiner Kom-
munen und werde ihnen in der 
Krise helfen. „Wir ziehen zwei 
Milliarden Euro Zahlung an die 
Kommunen aus dem kommu-
nalen Finanzausgleich vor, um 

schnell und effektiv zu helfen“, 
so der Minister.

Zum Thema Altschulden mein- 
te Füracker: „Eine Altschulden-
tilgung von Kommunen in ganz 
Deutschland mit bayerischem 
Steuergeld ist mit uns nicht zu 
machen. Länder, die seit Jahren 
verantwortungsvoll und solide 
gewirtschaftet haben, werden 
bestraft.“

Nach jüngster Steuerschät-
zung entgehen den Kommunen 
bundesweit im laufenden Jahr 
Gewerbesteuereinnahmen von 
11,8 Mrd. Euro. Die Altschulden 
von 2000 besonders verschul-
deten Kommunen wurden 2018 
mit 45 Mrd. Euro beziffert.

„Bayerisches Geld für Ver-
säumnisse anderer Bundeslän-
der einzufordern, ist ziemlich 
dreist. Es macht keinen Sinn, 
auf der einen Seite Schulden 
zu tilgen und auf der anderen 
Seite Schulden aufzunehmen. 
Das ist Aufgabe der Bundeslän-
der“, hob Landkreistagspräsi-
dent Christian Bernreiter her-
vor. „Was wir wirklich brauchen, 
ist eine verlässliche Auffanglö-
sung für Gewerbesteuerausfäl-
le, um unsere Pflichtaufgaben 
weiter erfüllen zu können. Zu-
dem benötigen wir ein kommu-
nales Konjunkturpaket, um not-
wendige Investitionen in unsere 
Schulen sowie die Infrastruktur 
tätigen zu können. Dabei geht 
es in erster Linie um die Digita-
lisierung, aber auch Straßen und 
vieles mehr.“

Das Thema Altschulden muss 
laut Bernreiter von den jewei-
ligen Ländern selbst bereinigt 
werden. Geld aus Berlin brau-
chen jetzt bundesweit alle Land-
kreise für Zukunftsaufgaben wie
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Zwar hat das Bundesverfassungsgericht die Eil-
anträge zweier Familien abgelehnt, die Bestim-
mungen des „Masernschutzgesetzes“ vorläu- 
fig auszusetzen. Die Entscheidung über sechs 
noch anhängige Verfassungsbeschwerden zu 
diesem Thema steht jedoch noch aus. Die 
Verfahrensbevollmächtigen, Prof. Dr. Stephan 
Rixen (Universität Bayreuth) und Rechtsan-
walt Jan Matthias Hesse (Stuttgart) sehen in 
der Entscheidung positive Aspekte.

Das Bundesverfassungsgericht stellt nach 
Auffassung der Verfahrensbevollmächtigten 
„ausdrücklich fest, dass die Verfassungsbe-
schwerden zumindest nicht von vornher-
ein unzulässig oder offensichtlich unbegrün-
det sind, wie das beispielsweise in jüngerer 
Zeit in Verfahren zu Maßnahmen in der Coro-
na-Krise der Fall war. Wie das Gericht betont, 
bedürfen diese Anträge ‚einer eingehenden 
Prüfung‘, die ‚im Rahmen eines Eilverfahrens 
nicht möglich‘ sei.“

Unterstützt durch die „Initiative freie Imp-
fentscheidung e.V.“ (IFI) und die „Ärzte für Indi-
viduelle Impfentscheidung e.V.“ (ÄIIE) wollten 
die Kläger erwirken, den im seit 1. März 2020 
gültigen „Masernschutzgesetz“ vorgesehenen 

Impfzwang so lange auszusetzen, bis das Bun-
desverfassungsgericht zu einer grundlegenden 
Entscheidung über die noch anhängigen Ver-
fassungsbeschwerden gekommen ist. 

Das Gericht begründete seinen Ablehnung 
der Eilanträge allein mit einer sog. Folgenab-
wägung: Stelle man die jeweils zu erwarten-
den Folgen einer Ablehnung oder Stattgabe 
der Eilanträge mit späterer Entscheidung in der 
Hauptsache einander gegenüber, müssten die 
Interessen der klagenden Eltern gegenüber der 
Abwehr infektionsbedingter Risiken für Leib 
und Leben, denen viele Personen ausgesetzt 
wären, zurücktreten. 

Die Nachteile, die eine mögliche spätere 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Ge-
setzes für die klagenden Eltern mit sich bräch-
te, überwögen in Ausmaß und Schwere nicht 
diejenigen Nachteile, die sich daraus ergäben, 
wenn das Gesetz vorläufig außer Kraft gesetzt 
werde. Dabei betont das Bundesverfassungs-
gericht, dass bei einer Aussetzung des Vollzugs 
eines Gesetzes – und darum ging es bei den 
Eilanträgen zum „Masernschutzgesetz“ – bei 
der Abwägung der Folgen stets ein besonders 
strenger Maßstab anzulegen sei.  DK

Bundesverfassungsgericht zum „Masernschutzgesetz“:

Verfassungsbeschwerden sind nicht unbegründet

Lokale Bündnisse  
zum Wohl der Kinder

Kinder brauchen soziale Kontakte – darüber waren sich 
die Teilnehmer des Fachgesprächs „Kindeswohl in Coro-
na-Zeiten“ im Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend 
und Familie einig. Deshalb sei auch die schrittweise Öff-
nung richtig. Doch die Angst vor Infektionen dürfe die Be-
treuung und Erziehung der Kinder nicht beeinträchtigen. 
An die Kommunen wurde der Appell laut, im Rahmen von 
unbürokratischen Bündnissen Kinder und Jugendliche in 
der Krise zu unterstützen.

In Krisenzeiten leiden vor al-
lem Familien, die auch sonst be-
nachteiligt seien. Diese zu iden-
tifizieren und stärker zu unter-
stützen habe Priorität, sagten 

die Vorsitzenden des Sozialaus-
schusses, Doris Rauscher (SPD) 
und Thomas Huber (CSU). Im 
Fachgespräch mit Experten 
tauschten sich die Abgeordne-

ten vertieft zu den psychischen 
Auswirkungen auf Kinder in der 
Krise aus. Die Erkenntnisse sol-
len nun in das Konzept des Bay-
erischen Staatsministeriums für 
Soziales mit einfließen und da-
mit für Einrichtungen, Träger 
und Kommunen vor Ort Hand-
reichungen entwickelt werden. 
Anhand der Vorgaben soll die 
schrittweise Öffnung umgesetzt 
werden und dabei das Kindes-
wohl im Mittelpunkt stehen.

Kommunikationswege

Familien hätten mehr Wert-
schätzung vom Staat verdient, 
da Kinder wochenlang nur als 
„regelungsbedürftiges Objekt“ 
wahrgenommen wurden, kriti-
sierte der stellvertretende Vor-
sitzende des Kinderschutzbun-
des Landesverband Bayern e.V., 
Jens Tönjes, die Politik zu Be-
ginn. Schulen und Kindertages-
stätten seien nicht bloß „Ver-
wahranstalten“, sondern Orte
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Wir gratulieren

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rudolf Braun 

91367 Weißenohe 
am 29.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günther Winkler 

63928 Eichenbühl 
am 13.6.

Bürgermeister Stefan Müller 
95185 Gattendorf 

am  29.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Raimund Lindner 

85120 Hepberg 
am 31.5.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manuel Schott 

84189 Wurmsham 
am 7.6.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ28. Mai 2020

Webinar
Kommunikation in der 
Kommune: Bürgerdialog 
und Akzeptanz in der 
neuen Wahlperiode

• Kostenlose Teilnahme
• Dauer ca. 45 Minuten

Einfach registrieren unter: 
buergerdialog@engel-zimmermann.de Termine:

Do, 18.06.20, 16 Uhr 
Fr, 26.06.20, 11 Uhr
Fr, 10.07.20, 11 Uhr
Do, 06.08.20, 16 Uhr

Landtagsanhörung:

Empfehlungen zur Flächenpolitik
Das Landesplanungsgesetz soll laut einem Gesetzentwurf der 
Bayerischen Staatsregierung so geändert werden, dass der Flä-
chenverbrauch auf einen Richtwert von fünf Hektar täglich ver-
ringert wird. Im Spannungsfeld zwischen Landesplanung und 
Selbstbestimmungsrecht der Kommunen diskutierten in einer öf-
fentlichen Anhörung vor dem Wirtschaftsausschuss des Landtags 
Experten aus Kommunen, Wirtschaft und Wissenschaft mit den 
Abgeordneten darüber, mit welchen Maßnahmen dieses Ziel er-
reicht werden kann.

Einigkeit bestand darin, mit 
Flächen sparsam umzugehen. 
Wie das gelingen kann, bewer-
teten die Fachleute unterschied-
lich. Der Bayerische Gemein-
detag hält wenig von einer fi-
xen Flächenvorgabe. Verbands- 
präsident Dr. Uwe Brandl zufol-
ge müsse man mit dem Gut Flä-
che intelligent umgehen. Er for-
derte eine verbindliche Defini-
tion des Begriffs Flächen-Inan-
spruchnahme und verwies auf 
das Selbstverwaltungsrecht der 
Kommunen.

Gemeinsamer Nenner gesucht

„Wohnen – Bauen – Flächen 
sparen: Diese drei Ziele müs-
sen auf einen gemeinsamen 
Nenner gebracht werden. Die 
Diskussion über Obergrenzen 
ist nicht zielführend. Sie lösen 
nicht das Problem der steigen-
den Flächenkonkurrenz“, be- 
tonte auch der Geschäftsfüh-
rer des Bayerischen Städtetags, 
Bernd Buckenhofer. Obergren-
zen gäben keine Antwort, wie 
die vielschichtigen Bedarfe der 
Bevölkerung, der Natur und der 
Pflanzenwelt in ein ausgewoge-
nes Verhältnis kommen. Sie sei-
en zudem nicht in der Lage, lo-
kale Bedarfe zu berücksichtigen.

Laut Buckenhofer empfiehlt 
der Bayerische Städtetag seit 
Langem einen konsequenten 
Vorrang der Innenentwicklung. 
Nötig seien flächensparende 
Nutzungen in der Landesplanung, 
in Fachplanungen, in kommuna-
len Planungen und im Förderwe-
sen. Der Kommunalverband set-
ze sich für eine vorausschauen-
de Siedlungsentwicklung ein, 
lehne aber jede Art einer Ober-
grenze für Flächenverbrauch ab. 
Buckenhofer: „Eine Flächenzu-
weisung nach mathematischen 
Formeln wird weder den viel-
schichtigen Bedarfen der über 
2.000 bayerischen Städte und 
Gemeinden, noch den Bedürf-
nissen der Bürgerinnen und Bür-
gern gerecht. Sie verstößt ge-
gen die in der Bayerischen Ver-
fassung verankerte kommunale 
Planungshoheit.“

Die Mitglieder des Bayeri-
schen Städtetags gingen bereits 
jetzt sorgsam mit Fläche um und 

versuchten mit hohem perso-
nellen und finanziellen Einsatz 
unbebaute oder vorbelastete 
Flächen zu mobilisieren. Des-
halb sei dort das Verhältnis zwi-
schen Einwohnerzahl und Ein-
wohnerentwicklung zur bean-
spruchten Fläche bereits heute 
positiv zu bewerten. Bucken-
hofer: „Der oft vermittelte Ein-
druck eines unbedachten Flä-
chenverbrauchs wird den kom-
munalen Anstrengungen nicht 
gerecht. Viele Städte und Ge-
meinden nehmen das im Bau-
gesetzbuch verankerte Ziel des 
Vorrangs der Innenentwicklung 
und des sparsamen Umgangs 
mit Fläche sehr ernst.“

Enormer Aufwand  
der Kommunen

Viele Städte und Gemeinden 
treiben mit den bestehenden lü-
ckenhaften Instrumenten einen 
enormen Aufwand, Innenent-
wicklungspotenziale zu nutzen 
und kompakte Siedlungsstruk-

turen zu forcieren. Nach Anga-
ben des Geschäftsführers hat 
der Bayerische Städtetag ein 
Bündel von Maßnahmen im 
Baurecht, im Steuerrecht und 
im Förderwesen zur Ermög-
lichung einer flächensparen- 
den Siedlungsentwicklung vor-
geschlagen, jedoch sei trotz jah-
relanger Diskussion eine gesetz-
liche Ertüchtigung der Vorkaufs-
rechte der Gemeinden nicht er-
folgt. Landesplanerisch würden 
Instrumente für die Innenent-
wicklung, etwa das Anbinde-
gebot, aufgeweicht statt ange-
wendet. Flankierende steuerli-
che Anreize, um Grundstücke in 
Ortszentren zu nutzen, würden 
nicht mit der notwendigen Kon-
sequenz vorangetrieben.

Wirtschaftsverbände 
 gegen Pauschalierungen

Gegen eine mathematische 
pauschale Flächenbegrenzung 
wendeten sich insbesondere die 
Wirtschaftsverbände. Dr. Bene-
dikt Rüchardt, Geschäftsführer 
in der Abteilung Wirtschaftspo-
litik der Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft, plädierte für 
eine differenziertere Betrach-
tung. Er sieht die Lösung in ei-
ner Flächeneffizienzpolitik, die 
Veränderungen auf lokaler Ebe-
ne managt. Es gelte Flächen-

Migration und Entwicklung:

Gesucht sind vorbildliche  
Kooperationsbeispiele

Countdown zur Bewerbungsfrist für den Wettbewerb 
„Kommune bewegt Welt“ 

Die Bewerbungsfrist für den bundesweit einzigartigen Wett-
bewerb „Kommune bewegt Welt" naht. Durchgeführt wird 
der Wettbewerb von der Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt (SKEW) von Engagement Global und unter der 
Schirmherrschaft von Dr. Gerd Müller, Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 

Mitmachen können Städte, Gemeinden und Landkreise, die 
gemeinsam mit migrantischen Akteurinnen und Akteuren die 
Themen Migration und Entwicklung auf kommunaler Ebene 
zusammendenken, z.B. in Initiativen zu Nachhaltigkeit, zu Fai-
rem Handel oder in Städtepartnerschaften mit Schwellen- 
und Entwicklungsländern. Denn überall, wo Kommunen und 
Menschen mit Migrationsgeschichte ihre Expertise bündeln, 
bilden sich nachhaltigere Strukturen und die entwicklungspo-
litische Wirkung der Aktivitäten steigt. Kommunale Vorbilder 
sichtbar zu machen, den Austausch zu fördern und zum Mit-
machen zu motivieren, sind die Ziele des Wettbewerbs. Be-
werbungen sind noch bis Sonntag, 28. Juni 2020 möglich.

Neben Preisgeldern in Höhe von insgesamt 135.000 Euro, 
die sich gleichermaßen auf drei Kommunengrößen-Kategorien 
aufteilen, und Sonderpreisen winken Image-Videos, vom Bun-
desminister Dr. Gerd Müller unterschriebene Teilnahme-Ur-
kunden, lokale Preisverleihungen und ein exklusiver Zugang 
zu allen Beratungs-, Austausch- und Vernetzungsangeboten 
im Folgejahr.

Aufgrund der Corona-Krise wird auf eine postalische Ein-
sendung verzichtet und – nach Absprache – das Nachreichen 
von Unterschriften und Unterlagen ermöglicht. Die SKEW 
steht allen Kommunen beratend zur Seite und unterstützt 
gerne im Bewerbungsprozess. Die Preisverleihung wird ein 
digitales Event am 23. September 2020.
Bewerbungsunterlagen, Beispiele von Gewinner-Kommu-
nen u.v.m.: www.kommune-bewegt-welt.de

konkurrenzen zwischen Kom-
munen, Stadt und Land zu ver-
hindern, denn Verlierer dieses 
Streits seien die ländlichen Räu-
me und die Wirtschaft.

Professor Holger Magel, Eh-
renpräsident der Bayerischen 
Akademie Ländlicher Raum, sieht 
in einem Runden Tisch die Lö-
sung. „So kann es nicht weiter-
gehen“, stellte Magel fest und 
forderte eine bessere Balance 
zwischen Mensch und Natur. Er 
verwies auf die vorgestellten Er-
gebnisse der Enquête-Kommis-
sion, die Handlungsempfehlun-
gen ausgearbeitet hatte, wie die 
räumliche Gerechtigkeit in al-
len Bereichen Bayerns sicherge-
stellt werden kann. 

Magel zufolge macht Flächen- 
sparen „mehr Sinn und Befriedi-
gung, wenn man weiß, wofür und 
vor allem wohin die gemeinsame 
Entwicklung gehen und woran 
man sich dabei orientieren soll.  

Vor dem Hintergrund, dass 
in den Gemeinden große Unsi-
cherheit herrsche, wie das Flä-
chensparen konkret realisiert 
werden sollte, wertete Josef 
Göppel, Vorsitzender des Deut-
schen Verbands für Landschafts-
pflege, den fünf Hektar-Richt-
wert als richtigen Schritt und 
wichtiges Signal. Göppel schlug 
zudem eine Systematik ähnlich 
der des kommunalen Finanz-
ausgleichs vor, bei der Staats-
regierung und kommunale Spit-
zenverbände die Anteile der 
Gemeinden am landesweiten 
Richtwert aushandeln.  DK

Rechtssicherheit für Windkraftanlagen 
Damit 20 laufende Windkraftanlagen im Freistaat weiter betrie-
ben werden können, haben CSU und Freie Wähler einen Gesetzes- 
entwurf zur Änderung der Bauordnung in den Landtag einge-
bracht. Den Anlagen droht ansonsten durch eine geänderte 
Rechtsprechung am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof ein Be-
triebsstopp. Die Opposition kritisiert, dass Rechtssicherheit hin-
gegen nur für bereits vollständig errichtete und betriebsbereite 
Windkraftanlagen vorgesehen sei.

Es gibt eine Reihe von Wind-
kraftanlagen in Bayern, deren 
Bau vor Inkrafttreten der 10 
H-Regel im Jahr 2014 beantragt 
wurde. Doch die rechtssichere 
Genehmigung dauerte so lange, 
dass der beantragte Anlagen-
typ bei Erteilung der Genehmi-
gung nicht mehr verfügbar war. 
Neue Windkraftanlagen sind in 
der Regel umweltfreundlicher, 
leiser und leistungsstärker. Ein 
Wechsel des Anlagentyps müss-
te aber erneut beantragt und 
dann auch auf Einhaltung der 
10 H-Regel geprüft werden. Bis-
her waren in solchen Fällen kei-
ne neuen Genehmigungen nö-
tig, wenn sich der Standort nicht 
geändert und die Gesamthöhe 
nicht zugenommen hatte. Die 
neue Anlage konnte auf Basis 
der ursprünglichen Genehmi-
gung gemeldet werden. 

Gericht stellt Wechsel in Frage

Doch in mehreren Eilentschei-
dungen hat der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof im April 
2019 diesen von der Verwaltung 
akzeptierten Wechsel des An-
lagentyps rechtlich in Frage ge-
stellt. Die nun von den Regie-
rungsfraktionen CSU und Freie 
Wähler eingebrachte Änderung 
der Bauordnung soll Rechts- 
sicherheit herstellen für den 
Betrieb von bereits vollständig 
errichteten Anlagen, bei denen 
es in der Übergangszeit zu 
Typwechseln kam. Der Gesetz-
entwurf der Regierungsfraktion 
wird in den nächsten Wochen 
federführend im Ausschuss für 
Wirtschaft, Landesentwicklung, 
Energie, Medien und Digitalisie-
rung beraten.

Vertrauen auf Rechtmäßigkeit

„Wir privilegieren damit rück-
wirkend Anlagen, bei denen ein 
berechtigtes schutzwürdiges In-
teresse der Bauherren vorliegt, 
weil diese auf die Rechtmäßig-
keit vertrauen konnten“, sagte 
Alexander König, stellvertreten-

der CSU-Fraktionsvorsitzender. 
Rainer Ludwig, der energiepoli-
tische Sprecher der Freien Wäh-
ler, verdeutlichte was die Ände-
rung der Bauordnung für Bayern 
bedeutet: „Etwa 20 Windkraft-
anlagen in Bayern würden da-
vor bewahrt, wegen Rechtsun-
sicherheiten bei der 2014 einge-
führten 10 H-Regel abgebaut zu 
werden.“ 

Kritik am Gesetzentwurf

Demgegenüber zeigte sich 
der stellvertretende Vorsitzen-
de des Wirtschaftsausschus-
ses, Martin Stümpfig (Die Grü-
nen), enttäuscht von der Geset-
zesvorlage. Er unterstrich, dass 
auch bei jenen Betreibern ein 
schutzwürdiges Interesse vor-
liege, deren Anlagen noch nicht 
vollständig errichtet bzw. nur 
zum Teil errichtet sind.

Annette Karl, energiepoliti-

sche Sprecherin der SPD-Land-
tagsfraktion, sah dies genauso: 
Der Gesetzentwurf „springt viel 
zu kurz“, weil er jene Anlagenbe-
treiber im Stich lasse, die sich auf 
die ausgeübte Verwaltungspra-
xis verlassen hätten. Sie hätten 
darauf vertraut, „dass etwas, 
wenn es genehmigt ist, nach Ab-
lauf von zwei Jahren auch noch 
genehmigt ist“. Die Windkraft- 
energie in Bayern, so Karl, wer-
de „mit Anlauf an die Wand ge-
fahren“. 

Aus der Sicht von Sebastian 
Körber (FDP), Vorsitzender des 
Ausschusses für Wohnen, Bau 
und Verkehr, zeigt die geplan-
te Änderung der Bauordnung, 
dass die 10 H-Regel „nicht pra-
xistauglich“ sei. Er deutete an, 
dass die bayerische 10 H-Re-
gel abgeschafft und durch eine 
einheitliche Abstandsregel auf 
Bundesebene ersetzt werden 
könne. Josef Seidl (AfD) forder-
te insgesamt ein Ende der Wind- 
energie in Bayern. Der Betrieb 
von Windrädern, der aus sei-
ner Sicht mit erheblichen öko-
logischen Nachteilen verbunden 
sei, dürfe nicht, wie im Gesetz-
entwurf geplant, nachträglich 
legalisiert werden. red

Das Rathaus – Mittelpunkt der Kommunalpolitik:

Mit Webinaren und Leitfäden 
gut gerüstet

Hanns-Seidel-Stiftung schult kommunale Entscheider 
Leitfäden erhältlich / Seminare online

München. Gemeinde- oder Stadtratssitzungen werden häufig im 
Internet übertragen. Ob Zustimmung oder Ablehnung, diese Ent-
scheidung steht bei einigen Räten bald wieder auf der Tagesord-
nung. Auch politische Bildung und Fortbildung für Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpolitiker gehen neue Wege. 

Die Hanns-Seidel-Stiftung bie-
tet verstärkt Webinare für Ge-
meinde- und Stadträte sowie 
Bürgermeister an, ohne auf klas-
sische Materialien wie ihre kom-
munalpolitischen Leitfäden zu 
verzichten und bietet ab Pfings-
ten wieder Präsenzseminare in 
Kloster Banz bzw. regional an.
Neue Leitfäden – 3 Bände

Zu Beginn der neuen Kom-
munalwahlperiode im Mai in 
Bayern sind bei der Hanns-Sei-
del-Stiftung die Leitfäden zu 
Grundlagen (Band 1), Baurecht 
(Band 2) und Haushalt (Band 
3) mit aktualisiertem Inhalt er-
schienen. Diese geben Einblick 
und Auskunft zur kommunalen 
Selbstverwaltung, das in der Ge-
meinde anzuwendende Bau-
recht, der Haushaltsführung mit 
Kameralistik und Doppik oder 
den gemeindlichen Steuerein-
nahmen bzw. den kommunalen 
Finanzausgleich, außerdem zu 
Hoheitsrechten der Gemeinden 
und deren Stellung im Staat.
Nachschlagewerk

Leitfäden haben bei der 
Hanns-Seidel-Stiftung eine jahr-
zehntelange Tradition. Erfahre-
ne Kommunalpolitiker empfeh-
len diese Werke gerne den Jün-
geren als Nachschlagewerk, um 
sich mit Hintergründen oder 
rechtlichen Notwendigkeiten 
besser vertraut zu machen.

Kommunalpolitik-Portal
Alle Leitfäden stehen auch im 

Kommunalpolitik-Portal der Stif-
tung unter https://www.hss.de/
themen/kommunalpolitik/ zum 
Download oder zur kostenfrei-
en Anforderung von Druckex-
emplaren bereit. Dort sind auch 
Musterbeispiele für Reden, Bei-
spiel-Tagesordnungen, Anträge 
und weitere Fakten für die kom-
munalpolitische Arbeit zu finden.
Gemeindliche Planungshoheit
hat Verfassungsrang

Stiftungsvorsitzender Markus 
Ferber, MdEP und Generalse-
kretär Oliver Jörg verweisen in 
ihren Leitfäden-Vorworten auf 
„die Verankerung der gemeindli-
chen Planungshoheit im Grund-
gesetz und in der Bayerischen 
Verfassung“ und empfehlen die 
Leitfäden den Mandatsträgern 
als „wertvolle Orientierungshil-
fe bei der Erledigung der Aufga-
ben und Entscheidungen“.
Webinare stark nachgefragt

Die Hanns-Seidel-Stiftung hat 
in den letzten Wochen bei We-
binaren mit politischer Bildung 
einen großen Sprung gemacht. 
Rund 170 Online-Seminare hat 
die Stiftung in kurzer Zeit auf die 
Beine gestellt, viele davon auch 
zu Themen der Kommunalpoli-
tik. Themen und Termine finden 
sich im Portal auf https://www.
hss.de/veranstaltungen/.  r

Wissenschaftlicher Beirat wählt 
„Orte der Demokratie“ in Bayern 

Mit der konstituierenden Sitzung des wissenschaftlichen 
Beirats hat die Umsetzung des neuen großen Projektes „Orte 
der Demokratie“ begonnen. Mit dieser landesweiten Ver-
anstaltungsreihe will der Bayerische Landtag neben der be-
währten Arbeit der Gedenkstätten neue Wege in der Erinne-
rungskultur und Demokratiebildung gehen. 

In ihrer ersten Sitzung berieten die Beiratsmitglieder über 
einschlägige Orte, an denen bayerische Demokratiegeschichte 
geschrieben wurde und die im Rahmen des Projektes sicht-
bar und erlebbar gemacht werden sollen. Landtagspräsiden-
tin Ilse Aigner dankte im Namen des gesamten Präsidiums den 
Mitgliedern für ihre Bereitschaft, bei diesem ambitionierten 
Projekt mitzuwirken: „In Bayern gibt es zahlreiche Orte, an de-
nen die demokratische Entwicklung des Freistaates in beson-
derer Weise deutlich wird. Der wissenschaftliche Beirat wird 
mit der Expertise der Experten helfen, die ‚Orte der Demokra-
tie‘ in unserer Heimat stärker ins Bewusstsein der bayerischen 
Bürgerinnen und Bürger zu rücken.“

Der Beirat ist ein überparteiliches Gremium. Den Vor-
sitz übernahmen MdL und StM a.D. Dr. Ludwig Spaenle, so-
wie Professor Ferdinand Kramer. Im Beirat werden Vertreter 
des Bayerischen Gemeindetags, des Bayerischen Städtetags, 
des Bayerischen Landesvereins für Heimatpflege, des Berufs-
verbands bildender Künstler sowie des Verbands bayerischer  
Geschichtsvereine sein.  r
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noch Anfang dieses Jahres 
konnte sich vermutlich kaum 
jemand vorstellen, dass nur 
wenige Monate später ein 
Krankheitserreger nahezu die 
ganze Welt fest im Griff ha-
ben würde. Binnen kürzester 
Zeit wurde unser Leben – das 
Privat- wie das Arbeitsleben 
– gründlich auf den Kopf ge-
stellt. Ausgangsbeschränkun-
gen, geschlossene Schulen, 
Geschäfte und Freizeiteinrich-
tungen – nichts war so – und ist es teilweise 
noch immer –  wie wir es aus den vergangenen 
Jahrzehnten gewohnt waren. 

Auch der Behördenalltag wurde innerhalb 
weniger Tage massiv umgekrempelt. Gesund-
heitsämter mussten personell verstärkt und 
zum Teil organisatorisch neu aufgestellt wer-
den, aber auch ein Großteil der restlichen Ver-

waltung – sowohl in den Landratsämtern als 
auch in Gemeinde- und Stadtverwaltungen – 
bekommt die Auswirkungen der Pandemie in 
der täglichen Arbeit zu spüren. Gleiches gilt für 
die Bürgerinnen und Bürger, die die Dienstleis-
tungen der Ämter in Anspruch nehmen wollen.  

In der Anfangszeit wurde der Parteiverkehr 
in vielen Behörden erst einmal drastisch her-
untergefahren, Vorsprachen waren vielfach 
nur mit vorheriger Anmeldung möglich, per-
sönliche Kontakte wurden größtenteils auf Te-
lefon und elektronische Wege verlegt. 

Auch die finanziellen Folgen der Pandemie 
machen sich in den Behörden mittlerweile 
massiv bemerkbar; denn wer hatte schon solch 
große Summen für die Beschaffung von Schutz- 
ausrüstung und Desinfektionsmitteln für die 
Ausstattung von Test- und Behandlungszent-
ren, die Einrichtung von Quarantäneunterkünf-

ten für Geflüchtete und vieles 
mehr im Blick, als im vergan-
genen Jahr der Haushalt auf-
gestellt wurde? Und wenn die 
unmittelbaren Ausgaben heu-
te vielleicht noch irgendwie 
bezahlbar erscheinen, spätes-
tens mit dem zu erwartenden 
Einbruch der Gewerbesteuer-
einnahmen bekommen Kom-
munen und zeitversetzt die 
Landkreise die Auswirkungen 
der Corona-Krise finanziell 
noch schmerzlich zu spüren. 

Aber in allem Schlechten 
liegt auch immer etwas Gu-

tes. Wer bisher daran zweifelte, dass ein Groß-
teil der Aufgaben auch im Homeoffice erledigt 
werden kann, ist spätestens jetzt eines Besse-
ren belehrt worden. Wie viele andere Verwal-
tungen und Unternehmen haben auch wir im 
Landratsamt München innerhalb weniger Tage 
die Homeoffice-Quote drastisch erhöht. 

Natürlich ist in vielen Arbeitsbereichen der 
unmittelbare persönliche Kontakt wichtig, 
vielfach auch unerlässlich, in anderen Berei-
chen funktioniert die Kundenbetreuung aber 
mindestens genauso gut per Telefon und 
E-Mail. Das birgt viele Chancen, zum Beispiel 
für Beschäftigte, die aus ihrer familiären Situa- 
tion heraus nicht so oft ins Büro fahren kön-
nen und deshalb deutlich weniger arbeiten als 
sie könnten und möchten. Auch für die gerade 
im städtischen Umfeld immer knapper wer-
dende Ressource Raum ist es ein echter Ge-
winn, wenn auch nach überstandener Pande-
mie mehr vom Schreibtisch daheim gearbei-
tet wird. Ebenso können die Umwelt und die 
überlasteten Verkehrssysteme merklich ent-
lastet werden, wenn Arbeitsort- und Arbeits-
zeit flexibler genutzt werden.

Und nicht zuletzt wirkt sich die Situation – 
so zumindest mein Gefühl – positiv auf den Zu-
sammenhalt in den Verwaltungen aus. Retten 
wir also die positiven Auswirkungen dieser an-
sonsten wenig erfreulichen Situation mit in die 
Zukunft. Dann können wir auch gestärkt dar-
aus hervorgehen.

GZ KOLUMNE
Christoph Göbel

Die Pandemie  
beschleunigt auch  
positive Prozesse

Liebe Leserinnen
und Leser,

28. Mai 2020

Es grüßt Sie sehr herzlich
Ihr Christoph Göbel
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises München

Innovationspreis Ehrenamt 2020:

Ehrenamt ist nachhaltig
Elf Preisträger erhalten in diesem Jahr den Innovationspreis Eh-
renamt 2020. Eine unabhängige Jury unter Vorsitz von Bayerns 
Sozialministerin Carolina Trautner wählte Personen, Initiativen 
und Organisationen mit neuen Ideen rund ums Ehrenamt aus. 
Sechs Preisträger bekommen jeweils 10.000 Euro in der Katego-
rie „Innovative Projekte“. In der Kategorie „Neue Ideen“ wurden 
fünf Preisträger ermittelt, die mit je 3.000 Euro bedacht werden.

In der Kategorie „Innovati-
ve Projekte“ darf sich die Initi-
ative „Jung übt sich: Die Retter 
von Morgen!“ von Jugendgrup-
pen der Augsburger Hilfsorga-
nisationen (Schwaben) ebenso 
über eine Auszeichnung freuen 
wie „IG OMa“ der gleichnami-
gen Interessengemeinschaft zur 
Förderung der dörflichen Ent-
wicklung in Oberdorf und Mar-
tinszell (Waltenhofen, Schwa-
ben). Preiswürdig sind zudem 
das „Nachhaltigkeits- und Zu-
kunftszentrum Alte Feuerwa-
che Fürth“ der Initiative „Fürth.
Ort“ (Mittelfranken), das Pro-
jekt „Nachhaltiges soziales En-
gagement in der Region: Tat vor 
Ort“ der Robert Bosch GmbH 
des Werks Blaichach/Immen-
stadt (Schwaben), die Initiati-
ve „Schaffenburg e.V. Treffen – 
Schaffen – Teilen“ des Vereins 
Schaffenburg e.V. in Aschaf-
fenburg (Unterfranken) sowie 
„Schule Als Staat, Grassington“ 
der SMV des Erasmus-Gras-
ser-Gymnasiums in München 
(Oberbayern).

Junge Menschen begeistern

Unter dem Motto „Gemein-
sam stark!“ haben sich mittler-
weile neun Jugendgruppen von 
Hilfsorganisationen in Augsburg 
und Umgebung verbandsüber-
greifend zusammengeschlos-
sen, um andere junge Menschen 
für das Ehrenamt zu begeistern. 
Ohne Berührungsängste planen 
und organisieren sie gemeinsa-
me Ausbildungen, Übungen und 
Aktionen. So wurden etwa 24- 
bzw. 48-Stunden-Jugendübun-
gen mit realistischer Unfalldar-
stellung durchgeführt, durch die 
die jungen Menschen auch Auf-
merksamkeit und Verständnis 
für die Arbeit der Hilfsorganisa-
tionen in der Öffentlichkeit ge-
weckt haben. 

In den Waltenhofener Orts-
teilen Oberdorf und Martinszell 
haben die Bürger in herausra-
gender Weise Eigenverantwor-
tung für ihr Dorf übernommen. 
Als das letzte Wirtshaus und 
der letzte Tante-Emma-Laden 
am Ort zusperrten, packten sie 
selbst mit vielen Ideen und Lei-
denschaft an. Im Zentrum des 
Vereins steht der in ehrenamt-
licher Arbeit umgebaute ehe-
malige Bahnhof als Dorftreff mit 
Bistro und Kleinkunstbühne. 

Nachhaltigkeit leben

Die Initiative „Fürth.Ort“ setzt 
sich dafür ein, dass in der 2020 
freiwerdenden Alten Feuerwa-
che ein Nachhaltigkeits- und 
Zukunftszentrum entsteht. Ziel 
dieses Netzwerkes ist es, ver-
schiedene Initiativen, Kreative 
und Künstler aus allen Lebens-
bereichen zusammenzubringen 
und gemeinsame Räume für die-
se Initiativen zu schaffen. Die In-
itiative zielt auf Bürgerbetei-
ligung und hat inzwischen er-
reicht, dass ein entsprechendes 
Konzept für die zukünftige Nut-
zung der Alten Feuerwache ent-
wickelt wird. 

Im Robert-Bosch-Werk Blaich-
ach in Immenstadt führen seit 
2011 Auszubildende im zweiten 
Lehrjahr in Projektteams eigen-
ständig ehrenamtliche Projekte 
durch. 2017 wurde die Initiative 
auf alle Mitarbeiter ausgewei-
tet. Das Unternehmen unter-
stützt die Projekte dabei auch fi-
nanziell und will nun die Initiati-
ve auf Partnerfirmen und Netz-
werkkontakte ausweiten.

Der Verein Schaffenburg bie-
tet mit seiner Werkstatt eine so-

ziale Plattform für nachhaltige 
Technik. Naturwissenschaftlich 
interessierte Menschen finden 
hier ein breites Themenspek-
trum, in dem sie sich gemein-
sam mit anderen verwirklichen 
können. Der Verein arbeitet mit 
dem Ziel einer generationen-
übergreifenden technisch-kul-
turellen Bildung mit Inklusion 
von Menschen mit Behinderung 
und sozial benachteiligten Men-
schen. Deshalb hat er sich auch 
mit anderen Einrichtungen wie 
Jugendzentrum oder Mehrge-
nerationenhaus vernetzt. 

Schülermitverantwortung

Die Schülermitverantwortung 
(SMV) des Erasmus-Grasser- 
Gymnasiums in München hat 
das Projekt „Schule als Staat“ 
als Schülerinitiative an ihrer 
Schule bereits zweimal über-
aus erfolgreich durchgeführt. 
In einem einwöchigen Planspiel 
wurde jeweils eine bestimmte 
Staatsform mit allen Institutio-
nen nachgespielt. Den Schülern 
kommt es darauf an, durch das 
„Erleben“ anderer Staatsfor-
men die Vorteile einer Demo-
kratie sichtbar zu machen und 
so auch die Partizipation im ei-
genen Staat zu fördern. 

Mit Preisen in der Katego-
rie ‚Ideen‘ werden das Projekt 
„Demenzverzögerer ‚Woaßt as 
no?‘“ des Treffpunkts Ehren-
amt im Landkreis Cham (Ober-
pfalz) und die Initiative „Talen-
te vermehren“ des Freiwilligen-
zentrums „mach mit!“ des Ca-
ritasverbandes im Landkreis 
Neustadt a. d. Aisch-Bad Winds-
heim (Mittelfranken) ebenso be-
dacht wie die „Junior Demenz-
begleiter“ des Malteser Hilfs-
dienstes e.V. im Bezirk Ober-
bayern, „Schwimmen lernen für 
Alle“ der Stiftung Deutschland 
schwimmt in Nürnberg (Mit-
telfranken) sowie „Digitalisier-
te Prozesse im Sportverein“ des 
Sportvereins K.F.F. Mettenheim 
im Landkreis Mühldorf (Ober-
bayern).

Ehrenamt koordinieren

Der „Treffpunkt Ehrenamt“, 
Koordinierungszentrum für Bür-
gerschaftliches Engagement im 
Landkreis Cham, hat die Idee für 
ein präventives Projekt im Be-
reich Demenz entwickelt. Hin-
tergrund ist, dass laut einer Stu-
die Demenz hinausgezögert 
werden könne, wenn man sich 
mit den Risikogruppen frühzei-
tig beschäftigt und zum Beispiel 
deren kognitive Fähigkeiten 
kontinuierlich fördert und trai-
niert. Ehrenamtliche des Land-
kreises sollen entsprechend ge-
schult werden und sich dann 
um die Senioren kümmern. Der 
„Treffpunkt Ehrenamt“ plant, 
das Projekt „Demenzverzöge-
rer“ mit anderen Akteuren, wie 
etwa Gemeinden und deren Se-
niorenvertretungen, Kirchenge-
meinden und der Gesundheits-
akademie Ostbayern, auf den 
Weg zu bringen. 

Freiwillige begeistern

Das Freiwilligenzentrum „mach 
mit!“ im Landkreis Neustadt a. 
d. Aisch-Bad Windsheim möch-
te mit Schülerinnen und Schü-
lern ein Experiment starten, das 
das biblische Gleichnis vom Ver-
mehren der anvertrauten Talen-
te als Grundidee hat. Das Pro-
jekt wird mit einer Schulklasse 
im Unterricht geplant und in der 
Freizeit in Kleingruppen prak-
tisch durchgeführt. Die Schü-

ler sollen eigenständig mit ei-
nem Startkapital von 20 Euro 
ehrenamtlich aktiv und produk-
tiv werden. Das vermehrte Geld 
aus den entstandenen Aktionen 
wird am Ende wieder einem gu-
ten Zweck zugeführt. 

Im gemeinsamen Projekt der 
Malteser Jugend und des De-
menzreferats des Malteser Hilfs-
dienstes e.V. im Bezirk Oberbay-
ern sollen demenziell erkrankte 
Menschen von Jugendlichen be-
gleitet werden. Die jungen Men-
schen werden durch entspre-
chende Schulungen für das The-
ma Demenz sensibilisiert. Ziel 
des Projekts ist es, den demen-
ziell veränderten Menschen 
durch das ehrenamtliche En-
gagement der Jugendlichen An-
teil am gesellschaftlichen Leben 
zu schenken. 

Inklusionsprojekte

Mit dem Inklusionsprojekt 
„Schwimmen lernen für Al-
le“ sollen Menschen mit soge-
nannter geistiger Behinderung 
zu Schwimmlehrern ausgebil-
det werden. Nach einer entspre-
chend zertifizierten Ausbildung 
können Menschen mit Behinde-
rung als Assistenzschwimmleh-
rer tätig werden. 

Der Sportverein K.F.F. Metten-
heim im Landkreis Mühldorf hat 
seit zwei Jahren eine interak-
tive Managementsystem-Soft-
ware implementiert. Mit die-
sem Tool werden etwa Proto-
kolle und Aufgaben digital or-
ganisiert. Gleichzeitig analysiert 
der Verein damit auch Stärken 
und Schwächen, entwickelt sei-
ne Strategie für die Ausrichtung 
des Vereins und plant anhand 
von Fakten. Nun will der Verein 
mit einem Workflow-Generator 
die Prozesse im Verein weiter di-
gitalisieren, optimieren und ver-
schlanken.  DK

Jugendherbergen in Bayern: 

Rettung dank gelebter Solidarität
Unverzichtbare Orte der Begegnung

Der Landesverband Bayern im Deutschen Jugendherbergswerk 
kann nach wochenlangem Zittern ein wenig aufatmen: Das „Son-
derprogramm Soziales“ verschafft den Jugendherbergen die nöti-
ge Liquidität, um den Betrieb Ende Mai teilweise wieder aufneh-
men zu können. Der Dank des DJH dafür geht vor allem an das 
Bayerische Sozialministerium.

Mit der Allgemeinverfügung 
des Bayerischen Staatsministe-
riums für Gesundheit und Pflege 
musste der Betrieb aller Jugend-
herbergen zum 18. März 2020 
vollständig eingestellt werden, 
um Gäste und Mitarbeiter vor 
Ansteckung mit dem Corona-Vi-
rus zu schützen. Damit konn-
ten über Nacht keinerlei Umsät-
ze und Erlöse generiert werden. 
Die Liquidität der 58 Jugendher-
bergen in Bayern sank binnen 
weniger Wochen dramatisch ab 
und es drohte die Insolvenz des 
Landesverbands.

Es drohte das Aus

Klaus Umbach, Präsident des 
Bayerischen Jugendherbergs-
werks: „Das Szenario der voll-
ständigen Pulverisierung der Ju-
gendherbergsbewegung in Bay-
ern und in ganz Deutschland 
schien zwischenzeitlich unab-
wendbar. Eine Katastrophe so-
wohl für unsere Mitarbeiter*in-
nen als auch für die Bildungsin-
frastruktur im Freistaat. Denn 
die Jugendherbergen sind seit 
jeher ein essentieller Teil der au-
ßerschulischen Jugendbildung. 
Umso mehr sind wir erleichtert 
und glücklich, dass durch das 
pragmatische Zusammenwirken 
verschiedener Ressorts inner-
halb der Bayerischen Staatsre-
gierung das unmittelbar bevor-
stehende Ende einer fast 100 
Jahre bewährten Struktur ver-
hindert werden konnte.“

Das Bayerische Kabinett hat-
te Mitte April einen Rettungs-
schirm für gemeinnützige Wirt- 
schaftsbetriebe erarbeitet, un-
ter dem auch der Landesver-
band Bayern des Jugendher-
bergswerks Platz gefunden hat-
te. Die staatlichen Hilfen waren 
dringend benötigt worden, weil 
der Verband aufgrund seines 
Status keine eigenen finanziel-
len Rücklagen bilden darf. Ge-
meinnütze Unternehmen sind 
angehalten, Erlöse unmittelbar 
wieder in den laufenden Betrieb 
zu re-investieren.

Dank an Ministerin Trautner

Umbach: „Dass am 30. Mai 
die ersten Jugendherbergen in 
Bayern wieder öffnen und Gäste 
empfangen können, verdanken 
wir einem abgestimmten und 
solidarischen Handeln innerhalb 
der Bayerischen Staatsregie-
rung. Ich darf unseren Dank vor 
allem an Frau Staatsministerin 
Carolina Trautner aussprechen, 
die als zuständige Fachministe-
rin im Bereich Soziales wesent-
lich dazu beigetragen hat, dass 
– gemeinsam mit dem Wirt-
schafts- und Finanzministeri-
um – eine tragfähige Lösung für 
die Jugendherbergen in Bayern 
gefunden wurde. Für uns zeigt 
sich darin praktisch gelebte So-
lidarität und die Überzeugung 
der handelnden Politiker*innen, 
dass Jugendherbergen unver-
zichtbare Orte der Begegnung, 

Gesundheitsministerin Huml: 

Neue App für  
Pollen-Allergiker 
Polleninformationsnetzwerk 

ePIN läuft erfolgreich
Pollen-Allergiker können sich 

in Bayern ab sofort mit einer 
neuen App über die aktuelle Pol-
lenflug-Lage informieren. Dar-
auf hat Bayerns Gesundheitsmi-
nisterin Melanie Huml hingewie-
sen. Huml unterstrich: „Betroffe-
ne können jetzt auch unterwegs 
die Einnahme von Medikamen-
ten leicht steuern. Das ist ein 
wichtiger Fortschritt!“

Das bayerische Polleninfor-
mationsnetzwerk ePIN war vor 
genau einem Jahr gestartet. Die 
Ministerin erläuterte: „Seit dem 
22. Mai 2019 misst ePIN mit Hil-
fe von acht elektronischen Pol-
lenmonitoren die Pollenbelas-
tung in Bayern standort- und 
pollenspezifisch. Aktuelle Daten 
zum Pollenflug in Bayern kön-
nen Pollenallergiker und Asth-
matiker online über die Web-
seiten www.epin.bayern.de und 
www.pollenflug.bayern.de ab-
rufen. Die Daten werden alle 
drei Stunden aktualisiert.“ Im 
Verlauf des Monats Mai konn-
ten bislang über 10.000 Zugriffe 
auf die ePIN-Website verzeich-
net werden.

Huml fügte hinzu: „Wer weiß, 
welche Pollen wann und wo flie-
gen, kann wichtige Vorsorge-
maßnahmen ergreifen und auch 
seine Medikamente zielgenau 
einnehmen.“ 
Informationen:

Die ePIN App steht im Google 
PlayStore (https://play.google.
com/store/apps/details?id=de.
bayern.lgl.epin.android) und im 
Apple AppStore (https://apps.
apple.com/de/app/epin-pollen-
flug-bayern/id1497523553) kos-
tenfrei zum Download zur Ver-
fügung.   r

des Lernens und des demokra-
tischen Zusammenlebens sind. 
Jugendherbergen sind in der Tat 
sozial relevant. Herzlichen Dank 
an alle, die zur Rettung der Ju-
gendherbergen in Bayern beige-
tragen haben.“

Sonderprogramm Soziales

Der Landesverband Bayern 
hat am 19. Mai 2020 den An-
trag für einen Zuschuss aus 
dem „Sonderprogramm Sozia-
les“ beim zuständigen „Zentrum 
Bayern Familie und Soziales“ 
(ZBFS) gestellt. Die Auszahlung 
soll nach Prüfung zügig erfolgen 
und die Zahlungsfähigkeit des 
Landesverbands Bayern bis En-
de 2020 sichern.

Es bleiben massive  
Herausforderungen

Gleichzeitig stehen die Ju-
gendherbergen weiter vor mas-
siven Herausforderungen: Bis 
zum Ende des Schuljahrs sind al-
le Klassenfahrten untersagt. Die 
Belegung mit Schulklassen in der 
Zeit nach den Sommerferien ist 
unsicher. Sport- und Musikgrup-
pen werden aufgrund der wei-
ter geltenden Reisebeschrän-
kungen ebenfalls als Gäste weit-
gehend ausfallen. Klaus Um-
bach: „Wir rechnen damit, dass 
2020 und 2021 wirtschaftlich 
gesehen zwei extrem schwierige 
Jahre werden, in denen es gilt, 
die Überlebensfähigkeit unse-
rer Häuser aus eigener Kraft zu 
sichern. Die Krise ist noch nicht 
vorüber – ich bin aber verhalten 
optimistisch, dass der Landes-
verband diese Herausforderun-
gen meistern kann.“ r
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Die CSU tritt dafür ein, ein 

mehrjähriges Belastungsmora-
torium für Deutschland zu ver-
hängen – mit einer wirksamen 
Sozialabgabenbremse, um die 
Sozialabgaben unter 40 % zu 
halten, mit einer Energiekosten-
bremse, indem u.a. die EEG-Um-
lage gesenkt und gedeckelt und 
ein Gewerbestrompreis einge-
führt wird, und mit einer Bü-
rokratiebremse, die den Erfül-
lungsaufwand für neue Vor-
schriften begrenzt und gerade 
den Mittelstand von unnötiger 
Bürokratie entlastet.

Kaufanreize für Bürger

Zudem will man mit CDU und 
SPD über die Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags neu ver-
handeln. Um die Binnenanfrage 
zu steigern, empfiehlt der Leit-
antrag dafür aber mehr Kauf- 
anreize für alle Bürger, etwa in 
Form von Reisegutscheinen für 
Übernachtungen in Deutsch-
land. Der Autoindustrie müsse 
ebenfalls mit Kaufprämien für 
umweltfreundliche Fahrzeuge 
gezielt geholfen werden.

Mit einem staatlichen Inves-
titionsförderprogramm sollen 
Infrastrukturprojekte vorgezo- 
gen werden: neue Straßen und 
Schienen, moderne Schulen 
und Universitäten, energetisch 
sanierte Gebäude sowie ultra-
schnelle Internet- und Mobil-
funkfunkverbindungen. Massiv 
will die CSU besonders den 
5G-Ausbau beschleunigen und 
bis 2025 ein flächendeckendes 
5G-Netz in ganz Deutschland 
aufbauen. Dafür soll eine neue 
Mobilfunkinfrastrukturgesell-
schaft des Bundes mit fünf Mil-
liarden Euro ausgerüstet wer-
den. 

„So fördern wir insgesamt 
das Handwerk und die Bauwirt-
schaft. Gleichzeitig leisten wir 
einen Beitrag zur Entwicklung 

des ländlichen Raums“, heißt 
es weiter. Die CSU bleibe ver-
lässlicher Partner der Kommu-
nen und bekenne sich zum Ziel 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse. „Wir wollen kein Land 
unterschiedlicher Geschwindig-
keiten, sondern gemeinsamen 
Fortschritt. Damit all das ge-
lingt, müssen wir Investitions- 
stau am Schreibtisch verhindern. 
Wir beschleunigen Planungspro-
zesse und verkürzen Verfahren, 
wo immer es möglich ist.“

High-Tech-Agenda

Für das „nächste Wirtschafts-
wunder“ muss laut Antrag auch 
im Bereich der Zukunftstech-
nologien – also etwa bei Ro-
botik und künstlicher Intelli-
genz – mehr passieren. Auf Bun-
desebene müsse eine High-
Tech-Agenda initiiert werden, 
in Bayern solle die bestehen-
de Hightech-Agenda „beschleu-
nigt“ werden. Frisches Kapital 
und erhöhte steuerliche For-
schungszulagen sorgten für 
mehr Innovationen. Trotz der 
Krise dürfe der Klimaschutz aber 
nicht vernachlässigt werden.

Darüber hinaus müsse die Di-
gitalisierung weiter vorange-

Aus Corona lernen ...

Digital Award
Im Rahmen des Virtuellen 
Parteitags verlieh CSU-Ge-
neralsekretär Markus Blu-
me gemeinsam mit der 
stellvertretenden Partei-
vorsitzenden Dorothee Bär 
einen Digital Award an 
Orts- und Kreisverbände, 
die die digitale Parteiar-
beit, ihre Webseite sowie 
ihren Social Media-Auftritt 
am besten gestalteten. Ge-
winner bei den Ortsver-
bänden ist Schrobenhau-
sen, bei den Kreisverbän-
den Bayreuth-Stadt. DK

bracht werden. Jede Schule soll 
nach Ansicht der CSU mit den 
zusätzlichen Mitteln des Digital-
fonds dafür eine digitale Grund-
ausstattung bekommen. Zudem 
seien eine digitale duale Wei-
terbildungsoffensive und zum 
Bürokratieabbau auch ein Digi-
tal-TÜV erforderlich.

Um künftig besser auf Kri-
sen vorbereitet zu sein, fordert 
die CSU außerdem eine Notfall-
reserve an Intensivbetten, le-
bensnotwendigen Medikamen-
ten und Infektionsschutzmateri-
alien. Pflegekräfte sollen besser 
bezahlt, Lebensmittel, medizini-
sche und pharmazeutische Pro-
dukte wieder verstärkt hierzu-
lande produziert werden. Nö-
tigenfalls müssen Pharmaun-
ternehmen auch verpflichtet 
werden, von wichtigen Produk-
ten mindestens eine Variante in 
Europa zu produzieren.

Keine europäische  
Schuldenunion

Apropos Europa: „Wir sind be-
reit, unseren Beitrag zu einem eu-
ropäischen Wiederaufbau nach 
Corona zu leisten. Die bereit-
gestellten Mittel müssen aller-
dings gezielt in Bereiche flie-
ßen, die Europa fit für die Zu-
kunft machen – und nicht in ei-
ne europäische Schuldenunion. 
Alle Hilfen müssen ökonomisch 
sinnvoll und vernünftig bleiben. 
Deutschland darf nicht selbst zu 
einem Sanierungsfall werden“, 
warnt Markus Söder.

Das von Deutschland und 
Frankreich vorgeschlagene 500- 
Milliarden-Hilfsprogramm zum 
Auffangen von Finanzengpässen 
durch die Corona-Krise in der 
EU hält der Parteivorsitzende 
für vertretbar: „Das ist eine gro-
ße Herausforderung. Für uns als 
Exportnation ist aber klar: Un-
sere Wirtschaft funktioniert nur 
dann, wenn Europa als Ganzes 
wieder funktioniert.“  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
die Ertüchtigung der Schulge-
bäude, sowie die Digitalisierung 
und in vielen Regionen auch für 
den verlässlichen Mobilfunkaus-
bau. „Wenn Altschulden Einzel-
ner getilgt werden, bleibt für Zu-
kunftsinvestitionen nichts mehr 
im Topf. Darüber hinaus brau-
chen wir dringend Hilfe bei den 
zu erwartenden Mehrkosten bei 
Hartz IV.“

Der Vorschlag von Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz, hoch 
verschuldete Städte durch die 
Übernahme kommunaler Kas-
senkredite durch den Bund zu 
unterstützen, ist nach Bernrei-
ters Angaben nicht neu. Bereits 
2019 seien die bayerischen Land- 
rätinnen und Landräte dage-
gen auf die Barrikaden gegan-
gen, weil der Bund dadurch all 
diejenigen Bundesländer ent-
lasten würde, die ihre Kommu-
nen bisher vernachlässigt ha-
ben. „Denn wenn eine Kommu-
ne gezwungen ist, sich jahrelang 
über Kassenkredite zu finanzie-
ren, zeigt das, dass das jeweili-
ge Bundesland den Kommunen 
dauerhaft zu wenig Geld gege-
ben und deren Finanzen zu lasch 
beaufsichtigt hat.“

„In dieser Wirtschaftskrise 
braucht man dringend Investi-
tionskraft auf kommunaler Ebe-
ne“, hob dagegen der Präsident 
des Bayerischen Gemeinde-
tags sowie des DStGB, Dr. Uwe 
Brandl, hervor. Das gehe nur 
dann, wenn man gemeinsam die 
Einnahmeausfälle kompensiere 
und eine Perspektive für künfti-
ge Investitionssicherheit schaffe. 

Die Entscheidung des Bundes, 
unter anderem den Einnahme-
ausfall im Bereich der Gewer-
besteuer für alle Kommunen zu 
kompensieren, ist aus Brandls 
Sicht ein „Befreiungsschlag, weil 

man auf diese Art und Weise na-
türlich das Haushaltsjahr 2020 
relativ sicher abwickeln kann“. 
Er bezeichnete es als „ein Gebot 
der Solidarität, dafür zu sorgen, 
dass wir in zwei bis drei Jahren 
in der Lage sind, eine kommuna-
le Landschaft zu haben, die aus 
voller Kraft investieren und die-
se Altschuldenlast hinter sich 
lassen kann – unter Berücksich-
tigung harter Auflagen“.

Entschuldungs-Programm 
und kluge Investitionen

Auch in Bayern gebe es Kom-
munen, die davon profitieren 
könnten. Jetzt gehe es darum, 
im Detail darüber zu verhan-
deln, wie unter anderem ein 
Entschuldungs-Programm aus-
sehen könne, und kluge Inves-
titionen zu tätigen, damit die 
Wirtschaft schnell wieder ei-
ne Eigendynamik entfalte und 
Staatshilfen nicht mehr erfor-
derlich seien.

Auch vom Bayerischen Städ-
tetag wird der Vorschlag des 
Bundesfinanzministers, einen 
Rettungsschirm für Kommunen 
zu spannen und ihre Ausfälle 
bei der Gewerbesteuer gemein-
sam mit den Ländern zu kom-
pensieren, sehr begrüßt. Wie 
Verbandsvorsitzender Dr. Kurt 
Gribl erläuterte, „ist es aber we-
nig zielführend, die Altschulden-
problematik mit dem Rettungs-
schirm für Kommunen zu ver-
knüpfen. Das seit einigen Jah-
ren diskutierte Problem der 
Altschulden trifft hoch verschul-
dete Kommunen in einigen Bun-
desländern. Die finanziellen Fol-
gen der aktuellen Corona-Pan-
demie treffen alle Kommunen. 
Alle Kommunen kämpfen mit 
wegbrechenden Steuereinnah-
men bei gleichzeitig steigenden 

Ausgaben zur Bewältigung der 
Krise. Man sollte beide Proble-
me nicht vermengen, sondern 
gesondert lösen.“

Der sich jetzt abzeichnende 
Dissens von Bundesfinanzmi-
nister Olaf Scholz mit den Bun-
desländern verhindere eine nö-
tige rasche pragmatische Lö-
sung. Gribl: „Denn letztlich sind 
sich alle Beteiligten von Bund, 
Ländern und Kommunen einig, 
dass es einen Rettungsschirm 
für Kommunen braucht. Kom-
munen müssen trotz der dro-
henden angespannten Finanzsi-
tuation in der Lage bleiben, ihre 
Aufgaben der Daseinsvorsorge 
unverändert zuverlässig zu er-
füllen. Und: Die Kommunen sind 
als Auftraggeber für Investitio-
nen wichtige Impulsgeber für 
die Wirtschaft – dies wird be-
sonders wichtig, wenn der sto-
ckende Konjunktur-Motor wie-
der in Schwung gebracht wer-
den soll.“

Reibungsloses  
Krisenmanagements

Bund, Freistaat und Kommu-
nen hätten gemeinsam die Fol-
gen der Corona-Pandemie bis-
lang sehr gut in den Griff bekom-
men. Dank eines reibungslosen 
Krisenmanagements konnten 
die Einrichtungen der kommu-
nalen Infrastruktur und die Ver-
waltungen wie gewohnt zuver-
lässig funktionieren. Feuerweh-
ren, Katastrophenschutz, Kran-
kenhäuser, Rettungsdienste, 
Pflegeeinrichtungen, Abwasser-
beseitigung, Wasserversorgung, 
Müllabfuhr und Nahverkehr leis-
teten ihren täglichen Beitrag, 
um das Land am Laufen zu hal-
ten. Gribl zufolge haben alle Be-
teiligten im Schulterschluss eine 
gute Leistung erbracht, die sie 
jetzt nicht mit Streitereien um 
die Finanzierung in ein schlech-
tes Licht rücken sollten.  DK

Geteiltes Echo ... Lokale Bündnisse ...
(Fortsetzung von Seite 1)
des sozialen Lernens. Er warnte 
davor, davon auszugehen, dass 
Kinder während der Schulschlie-
ßung zuhause Versäumnisse auf- 
geholt hätten. Kinder und El-
tern dürften mit dem Schulbe-
ginn nicht überfordert werden. 
Deshalb sei es wichtig, Kommu-
nikationswege für Kinder und 
Jugendliche zu schaffen, wie 
die Einrichtung von Sorgentele-
fonen und Online-Chats. Aber 
auch Jugendzentren müssten 
unter entsprechenden Aufla-
gen wieder öffnen. „Junge Men-
schen brauchen einen sicheren 
Ort. Wenn sie den zuhause nicht 
haben, verlieren wir sie sonst“, 
gab er zu Bedenken. 

Appelle an Kommunen 

Tönjes appellierte an loka-
le Bündnisse in den Kommu-
nen, um Kinder und Jugendli-
che zu unterstützen. „Wir müs-
sen dazu alle lokalen Ressour-
cen zusammenführen, indem 
Entscheidungsträger vor Ort 
an einen Tisch kommen“, emp-
fahl er. Die Beteiligten müssten 
dabei langfristig und vor allem 
unbürokratisch vorgehen, wie 
personelle und räumliche Res-
sourcen verteilt werden könn-
ten. So müsse eine Kinderbe-
treuung vielleicht auch in einer 
Volkshochschule in Betracht 
gezogen werden. Die Verant-
wortung für den Erfolg läge 
aber vor allem bei den Landes- 
und Kommunalpolitikern. „Es 
ist die Aufgabe der Politik, die-
ses unbürokratische Vorhaben 
als politischen Willen zu for-
mulieren und in die Fläche zu 
bringen. Nur dann merken die 
Menschen, dass das auch poli-
tisch gewollt ist“, sagte er.

Hilfsbedürftige identifizieren

Dr. Nina Sellerer, Fachärztin 
für Kinder- und Jugendmedizin, 
machte darauf aufmerksam, 
dass ein entscheidendes Prob-
lem in der Krise darin liege, Fa-
milien überhaupt erst ausfindig 
zu machen, in denen es keine 
„Elternkompetenz“ gebe. Diese 
müssten gezielt – beispielsweise 
von Betreuern in den Kinderta-
gesstätten – angesprochen wer-
den und aktiv eine Notbetreu-
ung angeboten bekommen. „Ich 
appelliere daher ausdrücklich 
an die Kitas, aktiv zu entschei-
den, welche Kinder eine be-
sondere Betreuung benötigen“, 
sagte sie. 

Prof. Dr. Volker Mall, TU Mün-
chen, kbo-Klinikzentrum, stell-
te fest, dass vor allem Famili-

en betroffen seien, die auch 
sonst im Abseits stehen würden 
und benachteiligt seien. So ha-
be das Klinikzentrum beispiels-
weise die Telefon-Sprechzeiten 
für Familien mit Schreibabys auf 
die komplette Woche ausgewei-
tet, zumal fünfmal so viele An-
rufe wie in normalen Zeiten bei 
den Mitarbeitern eingingen. Sei-
ne Botschaft lautete: „Die Belas-
tung für Eltern wird in den kom-
menden Monaten weiter zuneh-
men, während die Kompensati-
on erheblich abnimmt. Deshalb 
müssen wir Telefonseelsorge 
und auch die Zusammenarbeit 
mit den Jugendämtern weiter-
verfolgen und verstärkt Not-
fallsprechstunden einrichten.“ 
Denn vor allem die psychosozi-
ale Situation von Eltern mit pre-
kärem Hintergrund verschlech-
tere sich in Krisenzeiten und wir-
ke sich negativ auf Kleinstkinder 
aus. 

Engere Vernetzung

Die Forderung von Julika 
Sandt (FDP) zu einem Monito-
ring zur psychischen Gesundheit 
mit Fokus auf die Auswirkungen 
von Isolation unterstützte Mall. 
Am Klinikum seien dazu Arbeits-
gruppen gegründet worden, 
denn vor allem zu Kindern, die 
jünger als 14 Jahre seien, gebe 
es aktuell noch zu wenige Stu-
dien. Die Sorge von Katrin Eb-
ner-Steiner (AfD) welche Aus-
wirkungen die Maskenpflicht 
auf Säuglinge während der Ge-
burt habe, konnte er entkräften. 
Auch wenn es eine Belastung für 
die Mutter sei, werde das Kind 
dadurch nicht traumatisiert. 
Sylvia Stierstorfer (CSU) beton-
te, wie wichtig eine noch enge-
re Vernetzung und Ergänzung 
der bestehenden Strukturen sei. 
Mall erläuterte dazu die Zusam-
menarbeit mit dem Sozialminis-
terium. „Wir entwickeln derzeit 
ein Konzept, das in den Kinder-
praxen ansetzt. Sie sind die ein-
zigen Einrichtungen, in denen 
Ärzte Kinder im ersten Lebens-
jahr mehrfach sehen“, erklär-
te er. Stellten sie einen beson-
deren Betreuungsbedarf fest, 
könnten sie diesen direkt an die 
entsprechenden Partner weiter-
geben, wie beispielsweise das 
Jugendamt.

Vorteil:  
Online-Lernmethoden 

Siegmund Hammel, Leiter des 
Jugendamtes im Landkreis Eich-
stätt, ist mit den Mitarbeitern 
der Jugendämter und Trägern 
von Einrichtungen bayernweit 

per Videokonferenz in engem 
Austausch. Gemeinsam erprob-
ten sie neben schichtweisen Ar-
beitsmodi auch Modelle, um 
Heimbesuche zu ermöglichen. 
Er konnte auch Vorteile in der 
Krise ausmachen. „Bestimm-
te Online-Lernmethoden moti-
vieren einige Jugendliche deut-
lich mehr als klassische Präsenz 
im Unterricht“, sagte er. Wich-
tig sei, differenziert auf die Si-
tuation von Familien zu schau-
en, da sie sehr unterschiedlich 
mit der Krise umgingen. Eini-
ge kommen mit der Selbstorga-
nisation und dem gesunkenen 
schulischen Druck besser zu-
recht als andere. Die Betreuung 
müsse daran angepasst werden. 
Auch Notfalllisten müsse es ge-
ben, die dokumentieren, wo 
Hausbesuche oder ein täglicher 
Kontakt per Videoschalte unbe-
dingt nötig seien. Er bedauerte, 
dass beispielsweise nicht an al-
len Grundschulen Sozialarbeiter 
seien. Sie könnten den Zugang 
zu Kindern erleichtern.

Notbetreuung sicherstellen

Thomas Huber (CSU, stellver-
tretender Ausschussvorsitzen-
der), machte deutlich, dass frak-
tionsübergreifender Konsens 
darüber herrsche, dass entspre-
chende finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden müs-
sen. Das zeigten beispielsweise 
die Corona-Sonderregelungen 
sowie die Ausweitung des Kurz-
arbeitergeldes. „Unsere Aufga-
be besteht jetzt vor allem darin, 
Familien ohne Elternkompetenz 
stärker in den Blick zu nehmen“, 
kündigte er an. Mall verwies 
auch auf Risikogruppen, wie 
zum Beispiel Eltern mit autisti-
schen Kindern. Der Grünen-Ab-
geordnete Johannes Becher kri-
tisierte, dass bei der Notbetreu-
ung als Abgrenzungskriterium 
nicht der Beruf der Eltern gel-
ten dürfe, sondern die jeweili-
ge Situation der Familie beur-
teilt werden müsse. „Es geht 
nicht darum, ob jemand system-
relevant ist, sondern ob er in 
der Lage ist, sich selbst zu orga-
nisieren“, sagte er. Prof. Dr. Fa-
bienne Becker-Stoll, Direktorin 
des Staatsinstitut für Frühpä-
dagogik erwartet für die kom-
menden Monate, dass die Men-
schen auch wieder verstärkt in 
die Praxen kommen, was auch 
wegen anstehender Impfungen 
wichtig sei. Keiner dürfe dabei 
aus Angst, sich beim Arzt anzu-
stecken, krank zuhause bleiben. 
Vorsitzende Rauscher pflichtete 
ihr bei, dass es auch Aufgabe der 
Politik sei, angstfreies Verhalten 
im Alltag zu fördere: „Wir dürfen 
uns nicht von der Angst regieren 
lassen.“  red

Internationaler Museumstag – digital:

Museen für Vielfalt und Inklusion
Trotz der Corona-Pandemie fand der Internationale Museums-
tag 2020 statt. Mehr als 70 Museen im Land waren unter Einhal-
tung von Abstands- und Hygieneregeln für Besucher geöffnet. Ins-
gesamt 700 Museen gestalteten digitale Programme. Unter dem 
Motto „Museen für Vielfalt und Inklusion“ fand der Museums-
tag in Zusammenarbeit zwischen dem Deutschen Museumsbund, 
ICOM Deutschland und den Einrichtungen der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe statt und wurde in enger Kooperation mit den regio-
nalen Museumsverbänden umgesetzt.

In Bayern präsentierten sich 
Museen unter dem Aktions- 
Hashtag #MuseenEntdecken auf 
den Social Media Plattformen, 
Instagram, Facebook, Twitter 
oder YouTube, und der eige-
nen Webseite mit verschiedens-
ten Formaten. Live-Führungen 
(Livestreaming), 360° Rundgän-
ge, interaktive Ausstellungen, 
QuizSpiele, Podcasts oder Vi-
deo-Beiträge machten den Mu-
seumstag trotz der Einschrän-
kungen zum Erlebnis.

Live-Rundgänge bot beispiels-
weise die KZ-Gedenkstätte 
Dachau auf ihrer Facebook-Sei-
te an. Die Rundgänge wurden si-
multan von einer Dolmetscherin 
in Gebärdensprache übersetzt. 
Das Porzellanikon – Staatliches 

Museum für Porzellan in Ho-
henberg an der Eger/Selb warf 
auf Youtube einen Blick ins De-
pot. Weiterhin standen Exper-
tengespräche mit den Kuratoren 
auf der Agenda. Die kunst gale-
rie fürth lud Kinder ab acht Jah-
ren zu einem digitalen LiveWork-
shop ein, während das Museum 
Bayerisches Vogtland virtuel-
len Besuchern am Museumstag 
360°-Panorama-Ansichten des 
Museums zeigte. Im Museum 
Quintana in Künzing wiederum 
begleitete Museumsleiter Dr. 
Roman Weindl die Besucher in 
einer mehrteiligen Online-Füh-
rung durch das Gebäude.

Der Infopoint Museen & 
Schlösser in Bayern beteilig-
te sich seinerseits mit einem 

digitalen Quiz auf seinem Ins-
tagram-Account, das durch die 
bayerische Museumslandschaft 
sowie die Ausstellung Münch-
ner Kaiserburg im Alten Hof 
führte. Auf dem Blog Muse-
umsperlen (www.museumsper-
len.de) des Infopoints waren zu-
dem interessante digitale Ange-
bote der Museen in Bayern zu-
sammengestellt.

Kreativität durch Corona

„Wir müssen die bestehen-
den Strukturen in Kunst und 
Kultur erhalten und Unterstüt-
zung leisten“, unterstrich Bay-
erns Kunstminister Bernd Sibler 
gegenüber der Deutschen Pres-
se-Agentur. Viele Akteure hät-
ten in der Corona-Krise bislang 
eine beachtliche Kreativität ent-
wickelt, um ihr Publikum digital 
zu erreichen und somit einen ei-
genen Beitrag zur kulturellen 
Grundversorgung zu leisten. Mit 
der Öffnung erster Bibliotheken, 
Museen oder Ausstellungshäu-
ser seien bereits wichtige Schrit-
te gemacht worden.  DK
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Ladehemmung vermeiden? 
Mit LEW geht das
Mit dem LEW eLoad-Manager einfach und
unbegrenzt am eigenen Stellplatz in Tiefgaragen 
Strom tanken. Infos unter lew.de/eload oder
unter 0800 572 572 9

Rain am Lech:

Batteriespeicher am 
Wasserkraftwerk in Betrieb

Innovatives System sorgt für stabiles Stromnetz

Mit der Inbetriebnahme eines innovativen Hybridsystems aus 
Wasserkraftanlage und einer Lithium-Ionen-Batterie leisten die 
Lechwerke einen Beitrag zur Stabilität im Stromnetz: Die LEW 
Wasserkraft GmbH, eine Tochtergesellschaft der Lechwerke, hat 
dafür auf dem Gelände des Laufwasserkraftwerks in Rain am Lech 
einen Hochleistungs-Batteriespeicher installiert und mit der Tur-
binensteuerung des Kraftwerks gekoppelt. Das Hybridsystem in 
Rain am Lech ist bayernweit das erste seiner Art.

Bei Bedarf kann die Kraft-
werk-Batteriespeicher-Einheit 
von LEW nun innerhalb von nur 
30 Sekunden zusätzlichen Strom 
in das Netz einspeisen. Ebenso 
schnell reagiert das Hybridsys-
tem bei Stromüberschuss – bei-
spielsweise, wenn energieinten-
sive Industrieprozesse unvermit-
telt abgeschaltet werden müssen 
oder bei unerwartet starker Son-
neneinstrahlung auf die PV-Anla-
gen in der Region. In diesem Fall 
kann das System Strom aus dem 
Netz aufnehmen und in der Bat-
terie speichern. Reicht die Batte-
riekapazität allein nicht aus, um 
die Netzfrequenz zu stabilisie-
ren, kann die intelligente Steue-
rung des Hybridsystems zusätz-
lich die Stromerzeugung der Was-
serkraftturbinen je nach Bedarf 
kurzzeitig drosseln oder erhöhen.

Diese sogenannte Primärregel- 
leistung kann das Hybridsys-
tem des Wasserkraftwerks Rain 
am Lech mindestens 15 Minuten 
lang ohne Unterbrechung bereit-
stellen und so einen Beitrag da-
zu leisten, Frequenzschwankun-
gen im europäischen Stromver- 
bundnetz kurzfristig auszuglei-
chen. Das LEW-System über-
nimmt im Stromnetz damit die 
Funktion eines Ersthelfers, bis an-
dere Energieerzeuger ihre Ein-
speiseleistung an den aktuellen 
Strombedarf der Verbraucher an-
passen können.

Hybridsystem in Rain 
ist bayernweit einmalig

„Das Hybridsystem in Rain am 
Lech ist bayernweit das erste sei-
ner Art. Die Lechwerke überneh-
men damit eine Vorreiterrolle bei 
der Bereitstellung von Primärre-
gelleistung in Verbindung mit re-
generativem Strom aus Wasser-
kraft“, sagt LEW-Vorstandsmit-
glied Norbert Schürmann. Mit 
dieser Primärregelkapazität be-
teiligt sich LEW an den Ausschrei-
bungen am Regelleistungsmarkt 
der deutschen Übertragungs-
netzbetreiber.

„Der Anteil der Stromerzeu-
gung aus regenerativen Quellen 
ist in der Region bereits sehr hoch. 
Weil der Stromertrag aus Sonne 
und Wind aber laufend schwankt, 
kann das die Frequenzhaltung im 

europäischen Stromverbundnetz 
beeinträchtigen. Deshalb ist es 
wichtig, dass wir auch vor Ort ei-
nen Beitrag zur Stabilisierung des 
Netzes leisten“, sagt Schürmann. 
„Unser Hybridsystem im Wasser-
kraftwerk Rain am Lech ermög-
licht uns, die dafür benötigte Pri-
märregelleistung schnell und fle-
xibel bereitzustellen – und das aus 
erneuerbaren Energien.“

Regelenergie aus Wasserkraft

Grundsätzlich ist jedes Laufwas-
serkraftwerk technisch dazu in der 
Lage, Schwankungen im Stroman-
gebot des Netzes auszugleichen. 
Durch Anpassung des Turbinen-
durchflusses lässt sich die Strom- 
erzeugung jederzeit kurzfristig 
verringern oder erhöhen. Dank 
dieser Flexibilität leisten die von 
LEW betriebenen Wasserkraft-
werke seit Jahren einen wichti-
gen Beitrag für die Sicherheit der 
Stromversorgung: Im Bereich der 
Sekundärregelung und der Tertiär-
regelung (Minutenreserve). 

Bei der Sekundärregelung wird 
die Kraftwerksleistung innerhalb 
von fünf Minuten so angepasst, 
dass dieses je nach Zustand des 
Netzes mehr oder weniger Strom 
einspeist. Bei der Tertiärregelung 
stehen dafür sogar fünfzehn Mi-
nuten Zeit zur Verfügung. Leis-
tungsanbieter im Bereich der Pri-
märregelung dagegen müssen 
auf Netzschwankungen innerhalb 
von 30 Sekunden reagieren und 
das variabel in sehr kurzen Zeit-
abständen. Wollte man dies aus-
schließlich mit den technischen 
Möglichkeiten eines Wasserkraft-
werks erreichen, müsste die Steu-
erung des Kraftwerks seine Leis-
tung immer wieder und schnell 
anpassen. Entsprechend hoch wä-
re der Verschleiß der Mechanik an 
den Turbinen.

Genau hier setzt LEW mit der 
neuen Lösung an: Dank des von 
LEW entwickelten Hybridkonzepts 
kann das Wasserkraftwerk in Rain 
am Lech nun auch Primärregel-
leistung liefern, ohne die nachhal-
tige Funktionsfähigkeit des Kraft-
werks zu gefährden. Die an das 
Kraftwerk gekoppelte Lithium-Io-
nen-Batterie mit einer Kapazität 
von mehr als 1.600 Kilowattstun-
den wird mit dem Strom aus den 

Wasserkraftturbinen gespeist. So 
ist gewährleistet, dass das Hyb-
ridkraftwerk auf die regelmäßig 
auftretenden Abweichungen zum 
Sollwert der Netzfrequenz von 
50 Hertz jederzeit regieren kann. 
Meldet nun der am Stromnetz 
vor Ort installierte Frequenzmes-
ser eine Abweichung von diesem 
Sollwert, startet die Primärrege-
lung und die Leistung aus dem Hy-
bridkraftwerk wird proportional 
zur Netzfrequenz aktiviert. Wird 
mehr Strom benötigt, wird Ener-
gie aus der Batterie eingespeist. 
Muss das Netz augenblicklich ent-
lastet werden, nimmt die Batterie 
Strom auf. Nur wenn die Batterie-
kapazität und -leistung nicht aus-
reichen, um die aus dem Hybrid-
kraftwerk vermarkteten Leistun-
gen abzudecken, erfolgt zusätz-
lich eine Leistungsanpassung der 
Wasserkraftturbinen.

Prof. Dr. Frank Pöhler, Ge-
schäftsführer der LEW Wasser-
kraft GmbH, sieht darin einen 
großen Vorteil des Hybridsys-
tems: „Der überwiegende Anteil 

der Primärregelleistung kann al-
lein durch den Batteriespeicher 
erbracht werden. Eingriffe in die 
Turbinensteuerung und der da-
mit verbundene Verschleiß der 
mechanischen Kraftwerkskom-
ponenten werden weitgehend 
vermieden.“

Anbindung weiterer 
Stromerzeugungsanlagen

Die Kopplung von Batteriespei-
cher und Laufwasserkraftwerk 
in Rain am Lech ermöglicht ak-
tuell eine Primärregelleistung 
von maximal drei Megawatt. Die 
LEW-Systeme zur Steuerung und 
Vermarktung der Primärregel-
leistung sind bereits darauf aus-
gelegt, weitere Erzeugungsanla-
gen in der Region integrieren zu 
können.

Die Anbindung der LEW-Was-
serkraftwerke in Ellgau, Oberpei-
ching und Feldheim an den vor-
handenen Batteriespeicher in 
Rain am Lech ist bereits in Vor-
bereitung. Mit Anschluss je-
des weiteren Wasserkraftwerks 
kann LEW die am Ausschrei-
bungsmarkt angebotene Pri- 
märregelleistung um ein wei-
teres MW erhöhen. Zusätzlich 
bietet LEW auch externen Kun-
den die Möglichkeit, geeignete 
Stromerzeugungsanlagen in das 
LEW-Hybridsystem zu integrie-
ren. Kommunen und Unterneh-

men könnten dadurch beispiels-
weise mit einem Heizkraftwerk, 
einem Blockheizkraftwerk oder 
einer Biogasanlage am Markt für 
Primärregelleistung teilnehmen 
und entsprechende Zusatzerlö-
se erzielen.

Das Kraftwerk Rain gehört zu 
den vier leistungsstarken Lech-
kraftwerken der Rhein-Main-Do-
nau GmbH (RMD) vor der Mün-
dung des Lechs in die Donau. Die 
Wasserkraftwerke Ellgau, Ober-

peiching, Rain und Feldheim er-
zeugen jährlich etwa 220 Millio-
nen Kilowattstunden Strom aus 
erneuerbarer Energie. Mit dieser 
Menge können mehr als 80.000 
Haushalte das ganze Jahr über 
mit elektrischer Energie versorgt 
werden. Die vier RMD-Kraftwer-
ke am unteren Lech werden von 
der LEW Wasserkraft GmbH be-
trieben und von deren Zentral-
warte in Gersthofen bei Augsburg 
aus überwacht und gesteuert. r

Die an das Kraftwerk gekoppelte Lithium-Ionen-Batterie wird mit 
dem Strom aus den Wasserkraftturbinen des Kraftwerks Rain am 
Lech gespeist. Sie hat eine Kapazität von mehr als 1.600 Kilowatt-
stunden und ermöglicht aktuell eine Primärregelleistung von maxi-
mal drei Megawatt. Bild: LEW Wasserkraft GmbH

52-Gigawatt-Deckel fällt
Endlich Planungssicherheit für Betreiber von Photovoltaikanlagen

Die Einigung der Großen Koalition auf konkrete Schritte zum 
Ökostrom-Ausbau trifft auf Zustimmung des Genossenschafts-
verbands Bayern. „Betreiber von Photovoltaikanlagen erhal-
ten durch den Wegfall des 52-Gigawatt-Deckels endlich die 
notwendige Planungssicherheit“, betonte der Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bayern, Jürgen Gros.

Ohne den Deckel wäre die För-
derung für Photovoltaikanlagen 
ab einer Ausbauleistung von 52 
Gigawatt entfallen. Dieser wird 
voraussichtlich schon in diesem 
Sommer erreicht sein. 

Die Abschaffung des Deckels 
galt eigentlich als ausgemacht. 
Im September des vergangenen 
Jahres hatte die Bundesregie-
rung im Klimaschutzprogramm 
2030 eine Streichung der För-
dergrenze angekündigt. Trotz-
dem blieb die Deckelung weiter 
in Kraft. „Dass es nun so kurz vor 
Erreichen des Deckels doch noch 
eine Lösung geben soll, ist zu be-
grüßen“, sagte Gros. „Die ge-
setzliche Umsetzung muss nun  

aber schleunigst folgen“, mahn-
te er. Man habe schon viel Zeit 
verloren. 

„Dezentrale Energieprojekte 
sind für das Gelingen der Ener-
giewende entscheidend. Da-
her ist die nun erzielte Einigung 
ein wichtiger Schritt“, ergänzte 
Gros. „Viele Energiegenossen-
schaften haben im Vertrauen 
auf den Wegfall dieses Deckels 
in die umweltfreundliche Strom- 
erzeugung mit Sonnenenergie 
investiert. Dieses Engagement 
stand wegen der ausstehenden 
Klarheit auf dem Spiel. Jetzt ist 
es höchste Zeit, die Einigung in 
Gesetzesform zu gießen“, stell-
te Gros fest. r
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

In unserem Büro in München bieten wir 
folgende Dienstleistungen für Sie an:

www.kubus-mv.de

KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH

Büro München
Germaniastraße 42, 80805 München

089/44 23 540-0 bayern@kubus-mv.de

Hauptsitz Schwerin
Bertha-von-Suttner-Straße 5, 19061 Schwerin

0385/30 31-251  info@kubus-mv.de
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In der Netzleitstelle in Neunburg (Foto Archiv) wird der sichere Netz-
betrieb koordiniert. Die NABEG-Novelle fordert künftig eine stärkere 
Zusammenarbeit der Netzbetreiber. Bild: Uwe Moosburger/Bayernwerk

Bayernwerk:

Stromnetzbetreiber  
koordinieren  

künftige Zusammenarbeit
Regensburg. Die gemeinsame Umsetzung der neuen gesetzli-
chen Vorgaben zum sogenannten Redispatch 2.0 hat die Bayern-
werk Netz GmbH (Bayernwerk) kürzlich bei einem Webinar mit 
220 Teilnehmern von Unternehmen, Verbänden und nachgela-
gerten Netzbetreibern im Bayernwerk-Netzgebiet vorgestellt. 
Die Novelle des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG) 
bringt grundlegend neue Anforderungen für Verteilnetzbetrei-
ber. Das Gesetz fordert in Zukunft eine Intensivierung der Koor-
dination aller Stromnetzbetreiber in Bayern, um Kosten für Netz-
sicherheitsmaßnahmen zu reduzieren und die Planbarkeit von 
Prozessen zu erhöhen.

Von der Gesetzesänderung 
Redispatch 2.0 sind alle Netz-
betreiber gefordert, an deren 
Stromnetze Erzeugungsanlagen 
angeschlossen sind. Ab Okto-
ber 2021 müssen auch EEG- 
und KWKG-Anlagen und Spei-
cher ab einer Nennleistung von 
100 kW sowie steuerbare Anla-
gen auch kleiner 100 kW einge-
bunden werden. Doch die ver-
mehrte Einspeisung von Strom 
aus erneuerbaren Quellen be-
einflusst zunehmend die Last-
flüsse in den Stromnetzen, denn 
die Anzahl der dezentral und vo-
latil einspeisenden Anlagen er-
höht sich kontinuierlich. Auch in 
Bayern.

Neue Funktionalitäten

„Die Zukunft der Energieer-
zeugung findet dezentral bei uns 
Verteilnetzbetreibern statt und 
stärkt unsere Verantwortung. 
Die Schlüsselrolle der Strom-
netzbetreiber in Bayern wurde 
erkannt und in der neuen Geset-
zesregelung berücksichtigt. Der 
optimierte Redispatch trägt da-
zu bei, durch neue Funktionali-
täten das Stromnetz fit zu ma-
chen für den weiteren Zubau 
Erneuerbarer-Energien-Anla-
gen. Wir freuen uns diese He-
rausforderung gemeinsam mit 
den bayerischen Netzbetreibern 
zu meistern“, erklärte Robert 
Pflügl, Geschäftsführer Bayern-
werk Netz GmbH. 

Das Bayernwerk bereitet sich 
mit der Entwicklung und spä-
teren Einführung notwendiger 
Prozesse auf die neuen Anfor-
derungen vor. Zum Start der Ko-
operation hat sich Bayerns größ-
ter Verteilnetzbetreiber mit Ver-
tretern von mehr als 100 Un-
ternehmen, Verbänden und 
Netzbetreibern bei einem On-
line-Seminar abgestimmt

Unterstützung vom VBEW

Im ersten Teil des Online-Tref-
fens haben die Vertreter von 
Unternehmen, Verbänden und 
Netzbetreibern ein gemein-
schaftliches Verständnis für die 
aus der NABEG-Novelle ableit-
baren Verantwortlichkeiten er-
arbeitet. „Die Initiative, die das 
Bayernwerk ergreift, um mit wei-
teren bayerischen Stromnetz-
betreibern gemeinsam nach Lö-

sungen zu suchen, Redispatch 
2.0 umzusetzen, empfinde ich 
sehr wichtig. Der VBEW un-
terstützt dieses Projekt natür-
lich sehr gerne. Es ist die logi-
sche Konsequenz aus der ange-
strebten Dezentralisierung un-
serer Stromversorgung“, sagte 
Detlef Fischer, Geschäftsführer 
des Verbandes der Bayerischen 
Energie- und Wasserwirtschaft, 
zur Begrüßung. Im weiteren Ver-
lauf der Veranstaltung haben die 
Teilnehmer die Änderungen der 
politischen Rahmenbedingun-
gen und die steigende Verant-
wortung der Verteilnetzbetrei-
ber mit dem Redispatch 2.0 ge-
meinsam eingeordnet.

Weiterer  
Gedankenaustausch

Der zweite Teil des Webinars 
widmete sich dem Austausch 
zu den einzelnen für Redispatch 
2.0 notwendigen Funktionalitä-
ten und Teilprozessen. Die Teil-
nehmer tauschten sich über die 
künftige Zusammenarbeit zwi-
schen den unterschiedlichen 
Netzebenen und der verschie-
denen Netzbetreiber aus. Die 
regulativen Anforderungen zum 
Redispatch 2.0 in Bayern sollen 
in den kommenden Monaten 
weiter intensiv besprochen und 
angegangen werden. r

Bundesnetzagentur 
veröffentlicht  

Jahresbericht 2019
„Im Energiebereich leisten wir weiter unseren Beitrag zum Gelin-
gen der Energiewende und begleiten den Umbau der Energieland-
schaft. In den Verfahren zum Ausbau der Stromnetze konnten wir 
im vergangenen Jahr weitere wichtige Schritte vorankommen“, 
betonte der Präsident der Bundesnetzagentur, Jochen Homann, 
bei der Vorlage des Jahresberichts 2019. 

Die Energiewende schreitet vo-
ran. Wie in den zurückliegenden 
Jahren geht der Anteil konventio-
nell erzeugten Stroms zurück und 
der Anteil der Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien steigt. 
Der Aus- und Umbau der notwen-
digen Infrastruktur sowie die da-
für erforderliche Anpassung regu-
latorischer Rahmenbedingungen 
bestimmten die Arbeit der Bun-
desnetzagentur.

Energiewende schreitet voran

Laut Jahresbericht schwächte 
sich 2018 der Anstieg der Elek-
trizitätserzeugung aus Erneuer-
baren Energien leicht ab. Den-
noch erreichte der Anteil von 
Strom aus Erneuerbaren Ener- 
gien am inländischen Brutto-
stromverbrauch mit 37 Prozent 
einen neuen Höchststand.

2019 gab es beim Ausbau des 
Stromnetzes deutliche Fortschrit- 
te in den Genehmigungsverfah-
ren. Für einzelne Abschnitte der 
Gleichstromleitungen wurde mit 
den Planfeststellungsverfahren 
begonnen. Insgesamt sind rund 
7.700 km Ausbau im deutschen 
Stromnetz geplant. Davon wur-
den bisher ca. 830 Leitungskilo-
meter genehmigt und 1.300 km 
realisiert. „Die Kosten für den 
Erhalt der Systemsicherheit lie-
gen mit 1,4 Mrd. Euro weiterhin 

auf einem hohen Niveau. Nur der 
zügige Ausbau des Stromnetzes 
wird die Kosten langfristig sen-
ken können“, heißt es in dem Be-
richt.

Die Bundesnetzagentur hat  
den Netzentwicklungsplan Strom 
2019-2030 bestätigt. Dieser um-
fasst im Vergleich zum geltenden 
Bundesbedarfsplan knapp 3.600 
zusätzliche Trassenkilometer, von  
denen der Großteil als Verstär-
kung bereits bestehender Ver-
bindungen geplant ist. 

So ist bis 2030 ein zusätzli-
cher Höchstspannungs-Gleich-
stromübertragung-Korridor zwi-
schen Schleswig-Holstein über 
Niedersachsen nach Nordrhein- 
Westfalen zu errichten, insbe-
sondere auch um den zusätz-
lichen auf See und in Nord-
deutschland erzeugten Strom 
aus Windenergie zu den südli-
cher gelegenen Verbrauchszent-
ren zu transportieren.

Erstmalig wurde im Netzent-
wicklungsplan das Ziel der Bun-
desregierung zu Grunde gelegt, 
den Anteil der erneuerbaren 
Energien am Bruttostromver-
brauch bis 2030 auf 65 Prozent 
zu erhöhen. Genehmigt wurden 
nur die Netzausbaumaßnahmen, 
die auch nach einem vollstän-
digen Kohleausstieg bis 2038 
energiewirtschaftlich notwendig 
sind. DK

dena-Studie:

Sichere Stromversorgung 
auch 2050 möglich

Die Klimaschutzziele für 2050 können – entsprechende Anstren-
gungen vorausgesetzt – erreicht und dabei die Nachfrage nach 
Energie zuverlässig gedeckt werden. Dies haben in den vergange-
nen Jahren diverse Studien gezeigt. Damit auch die Versorgungs-
sicherheit weiterhin bis 2050 gewährleistet werden kann, muss 
neben der Bereitstellung der benötigten Energiemengen auch ein 
zuverlässiger Betrieb der Stromnetze sichergestellt werden. Auf 
diesen Aspekt einer sicheren und zuverlässigen Stromversorgung 
– die sog. Systemsicherheit – legt eine aktuelle Studie der Deut-
sche Energie-Agentur (dena) ihr Augenmerk.

„Die Versorgungssicherheit ist 
ein zentrales energiepolitisches 
Ziel. Die Diskussion um eine siche-
re und zuverlässige Energiever-
sorgung fokussiert allerdings zu 
sehr darauf, wie benötigte Ener-
giemengen bereitgestellt wer- 
den können. Das greift zu kurz. 
Auch der Betrieb des Systems 
muss trotz steigender Komple-
xität reibungslos funktionieren“, 
erklärt Andreas Kuhlmann, Vor-
sitzender der dena-Geschäfts-
führung. 

„Die dena-Studie zeigt erfor-
derliche technische Weiterent-
wicklungen von dezentralen An-
lagen und Prozessen auf. Eine be-
sondere Herausforderung ergibt 
sich durch die lange Nutzungs-
dauer von Anlagen im Strom-
netz. Damit sichergestellt ist, 
dass Anlagen, die in den kom-
menden Jahren ans Netz gehen, 
die Fähigkeiten für eine zukünfti-
ge Systemsicherheit mitbringen, 
müssen technische Vorgaben 
und regulatorische Rahmenbe-
dingungen vorausschauend defi-
niert werden.“

Die Ergebnisse der Untersu-
chung zeigen, dass vom Zieljahr 
2050 aus betrachtet ein sicherer 
Systembetrieb technisch mög-
lich ist. Die hierfür erforderli-
chen Weiterentwicklungen heu-
tiger Technologien und Prozesse 
sind nach Einschätzung der de-
na-Plattform Systemdienstleistun-
gen realisierbar. Voraussetzung 
dafür, dass künftige Netznutzer 
die erforderlichen technischen 
Eigenschaften mitbringen, ist die  
vorausschauende Anpassung der 
regulatorischen Rahmenbedin-
gungen und technischen An-
schlussrichtlinien. 

Komplexe Aufgabe

Das integrierte Energiesys-
tem der Zukunft zu betreiben, 
wird auch eine komplexe Koor-
dinationsaufgabe. Das Verhal- 
ten einer großen Anzahl von 
dezentralen Erzeugungsanlagen 
muss mit den Anforderungen  
des Systems in Einklang ge-
bracht werden. Darüber hinaus 
gewinnt die netzebenenüber-
greifende Zusammenarbeit an  
Bedeutung, weil potenzielle Er-
bringer von Systemdienstleistun-
gen zunehmend in den Verteil-
netzen angeschlossen werden.

Das Blindleistungsangebot 
nimmt in den Übertragungs-
netzen aufgrund des Kernener-

gie- und Kohleausstiegs bereits 
vor 2050 erheblich ab. Die Un-
tersuchung zeigt, dass 2050 the-
oretisch das Potenzial besteht, 
die stationären Blindleistungs-
bedarfe der Übertragungsnet-
ze aus Quellen in den Verteilnet-
zen zu decken. Voraussetzung da-
für ist, dass Wirkleistungsengpäs-
se durch Netzausbau weitgehend 
beseitigt werden und die dezent-
ralen Erzeugungsanlagen im Ver-
teilnetz in der Lage sind, unabhän-
gig von ihrer Einspeisung Blind-
leistung bereitzustellen. Darüber 
hinaus ist davon auszugehen, dass 
die identifizierten Potenziale nur 
zu Teilen abgerufen werden kön-
nen, wenn die Stromnetze künftig 
für einen höheren Stromtransport 
optimiert werden. 

Mehr Gaskraftwerke vonnöten

Der Netzwiederaufbau wird 
in Zukunft komplexer werden, 
da das Verhalten von einer Viel-
zahl dezentraler Anlagen netze-
benenübergreifend einbezogen 
werden muss. Gleichzeitig wer-
den langfristig zusätzliche Gas-
kraftwerke benötigt, um die 
Stromnachfrage zu decken. Da 
diese Kraftwerke für den Netz-
wiederaufbau genutzt werden 
können, kann dena zufolge an 
den bestehenden Konzepten für 
den Netzwiederaufbau prinzipi-
ell festgehalten werden.

Je nachdem, in welcher Span-
nungsebene die schwarzstart-
fähigen Kraftwerke angeschlos-
sen sein werden, müssen beste-
hende Konzepte allerdings wei-
terentwickelt werden. Es besteht 
die Möglichkeit, dass künftig in-
selnetzfähige Bereiche für die lo-
kale Wiederversorgung entste-
hen. Ob diese technischen Fähig-
keiten sinnvoll für den überregio-
nalen Netzwiederaufbau genutzt 
werden können, sollte Gegen-
stand weiterer Forschung sein.

Mit Blick auf Frequenzhaltung 
und -stabilität zeigt die Studie, 
dass 2050 ein kleiner Anteil der 
Windkraft- und Photovoltaikanla-
gen sowie flexible Lasten ausrei-
chend Leistung für die Frequenz-
rückführung durch Sekundär- und 
Minutenregelleistung bereitstel-
len könnten. Hierfür sind die not-
wendigen Rahmenbedingungen 
und Anreize zu schaffen.

Die Frequenzstabilisierung 
durch Primärregelleistung ist auf 
einen Kraftwerksausfall von 3 GW 
ausgelegt. Bis 2050 müssen aus 
dena-Sicht weitere Maßnahmen 
ergriffen werden, damit in einer 
solchen Situation der Normalbe-
trieb aufrechterhalten werden 
kann. Die Studienergebnisse zei-
gen, dass hierfür keine zusätzli-
che Momentanreserve erforder-
lich wäre.

Prinzipiell können dezentrale 
Energieanlagen (Erzeuger, Spei-
cher und Lasten) Momentanre-
serve bereitstellen, allerdings 
nur, wenn sie mit netzbildenden 
Umrichtern ausgestattet wer-
den. Die entsprechenden Kon-
zepte und erforderlichen Tech-
nologien sind vorhanden, müssen 
aber noch weiterentwickelt wer-
den. Auch die Potenziale einer re-
gionalen Optimierung von Ange-
bot und Nachfrage, um Leistungs-
sprünge bei einem System Split zu 
begrenzen, sind noch nicht aus-
reichend untersucht. Gleiches gilt 
für eine mögliche Nutzung von 
HGÜ-Leitungen, um Leistungsdif-
ferenzen zwischen Teilnetzen teil-
weise auszugleichen. DK

Stefan Pastötter aus Schönram, Vorstandsmitglied des bayeri-
schen und deutschen Wasserkraftverbandes, ist einstimmig von al-
len Mitgliedsstaaten der EU zum Vorstandsmitglied des europäi-
schen Verbandes für erneuerbare Energien (EREF) in Brüssel ge-
wählt worden. Hier vertritt er ab sofort die Interessen der deut-
schen Wasserkraft.
In enger Zusammenarbeit mit EREF-Generalsekretär Dirk Hendricks,  
der sich in Brüssel für einen Systemwandel hin zu Erneuerbaren 
Energien engagiert, will er dazu beitragen, die erfolgreiche Arbeit 
der EREF fortzusetzen und weiter auszubauen. Hier will er beson-
ders die heimische Wasserkraft in den Fokus nehmen und fördern. 
Unser Bild zeigt Stefan Pastötter (l.) mit Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger bei einer Veranstaltung in Traunstein (Wasserkraftwerk 
Gfaller) vor Corona. Bild: VWB
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10.000 Euro 
für Bürger, Schulen  
   und Vereine  !

Sie engagieren sich in den Bereichen 

Energieeffizienz oder Ökologie 

und geben damit einen Impuls für 

die Energiezukunft in Ihrer Region 

oder Ihrem persönlichen Umfeld? 

Dann bewerben Sie sich für den 

Bürgerenergiepreis. 

Energiehelden 
       gesucht!

Weitere Informationen unter 

www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis

Bund-/Länder-Treffen der Energieminister:

Netzausbau beschleunigen,  
Investitionen verstärken

Die Wirtschaft nach der Corona-Krise wieder auf den Wachstums-
pfad zu führen, war Ziel des jüngsten Energieministertreffens via Vi-
deokonferenzschalte. Schwerpunkte der Beratung waren die The-
men Netzausbau und verstärkte Investitionen in die Energiewende.

Laut Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier „schreitet der Netz- 
ausbau in Deutschland Schritt für 
Schritt voran. Im vergangenen Jahr 
waren rund die Hälfte aller Projek-
te nach dem Gesetz zum Ausbau 
der Energieleitungen in Betrieb, 
ein weiteres Drittel ist bereits im 
Bau. Bis Jahresende 2020 sollen 
dann rund 90 Prozent dieser Vor-
haben in Bau oder in Betrieb sein.

Von den großen Nord-Süd- 
Stromautobahnen steht nun beim 
SuedOstLink als erste Hochspan- 
nungs-Gleichstrom-Übertragungs- 
Leitung der komplette Trassenkor-
ridor fest. Bis Ende des Jahres sol-
len knapp 90 Prozent der Vorhaben 
nach dem Bundesbedarfsplange-
setz in der Planfeststellungsphase 
oder weiter sein. Wir dürfen aber 
nicht nachlassen. Bund und Län-
dern müssen auch weiterhin kon-
tinuierlich an einer Beschleunigung 
des Netzausbaus arbeiten.“

Über die Anstrengungen beim 
Netzausbau hinaus forderten die 
Energieministerinnen und -minis- 
ter der Länder verstärkte In-
vestitionen in die Energiewen-
de und stellten dazu gegenüber  
dem Bund ihr Positionspapier 
vor, das weitreichende Investiti-
onsanreize und Förderungen vor-
sieht und auch Entlastungen des 
Strompreises in den Blick nimmt. 

Der Vorsitzende des Energiemi-
nistertreffens, Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart (Nordrhein-Westfalen) 
wies darauf hin, dass die Ener-
giewende ein wichtiger Wachs-

tumsmotor zur Bewältigung der 
wirtschaftlichen Folgen der Co-
rona-Krise werden kann. „Damit 
das gelingt, brauchen wir jetzt 
starke Anreize für weitreichen-
de Investitionen in erneuerbare 
Energien, intelligente Stromnetze 
und Wasserstoffinfrastrukturen. 
Kurzfristig fordern wir von der 
Bundesregierung darüber hinaus 
die dringend notwendige Strei-
chung des 52 GW Förderdeckels 
bei der Photovoltaik, die Verab-
schiedung des Kohleausstiegsge-
setzes noch vor der Sommerpau-
se und eine deutliche Entlastung 
der Stromverbraucher, beispiels-
weise durch Senkung von Strom-
steuer und EEG-Umlage.“

Ausstieg aus 
dem Krisenmodus

Laut Bayerns Wirtschafts- und 
Energieminister Hubert Aiwan-
ger sorgt die Energiewende ins-
gesamt für Wachstum, schafft 
Arbeitsplätze und steht für ei-
ne nachhaltige Wertschöpfung. 
Bayern unterstützt deshalb aus-
drücklich die Forderung, die 
EEG-Umlage spürbar abzusen-
ken und zu stabilisieren. Dadurch 
würden Haushalte, Mittelstand 
und Industrie ganz gezielt ent-
lastet werden. „Mit dieser Maß-
nahme erleichtern wir der Wirt-
schaft den Ausstieg aus dem Co-
rona-Krisenmodus. Gleichzeitig 
muss sich beim Thema Wasser-
stoff endlich etwas bewegen. Wir 

erwarten uns zeitnah die Verab-
schiedung der nationalen Was-
serstoffstrategie, damit wir die-
ser Technologie in ganz Deutsch-
land zum Durchbruch verhelfen. 
Das Potenzial für die Strompro-
duktion und die Mobilität ist im-
mens.“

Energiewende

Wie VKU-Hauptgeschäftsführer 
Ingbert Liebing in einer ersten Re-
aktion auf das Treffen betonte, ge-
he es neben gezielten Fördermaß-
nahmen vor allem darum, den 
Entscheidungsstau bei der Ener-
giewende endlich aufzulösen. So 
hingen etwa kommunale Wind-
parks mit ca. 1,2 GW installierter 
Leistung im Genehmigungspro-
zess fest. Die Investitionssumme 
dieser Parks allein betrage unge-
fähr 1,3 Milliarden Euro. 

Ein starker Impuls kann aus Lie-
bings Sicht auch von einer Über-
arbeitung des Systems der Steu-
ern, Abgaben und Umlagen im 
Energiebereich ausgehen. Da-
durch könnten die Stromkunden 

erheblich entlastet und gleichzei-
tig die dringend notwendige Sek-
torenkopplung vorangebracht 
werden.“ Denn klar ist: Bei den 
Maßnahmen, die jetzt beschlos-
sen werden, reicht es nicht aus, 
lediglich auf den Status vor der 
Krise zurückzukommen. Viel-
mehr müssen wir die geplante 
Konjunkturbelebung nutzen, um 
einen entscheidenden Schritt bei 
Klimaschutz, Energiewende und 
Modernisierung der Infrastruktu-
ren in Deutschland voranzukom-
men und dabei die Kommunen 
und ihre Unternehmen auf dem 
Weg in die neue Energiewelt zu 
unterstützen.“

Dies gelte auch für die Themen 
Energieeffizienz und Wärmewen-
de. Hier schlummerten erhebli-
che Potenziale, die dringend re-
alisiert werden müssen. Kommu-
nale Unternehmen seien im Rah-
men der Energieberatung, der 
Energieeffizienznetzwerke und 
der Erzeugung und Verteilung 
von Nah- und Fernwärme zent-
rale Akteure, die der Energieeffi-
zienz und der Wärmewende vor 
Ort besser auf die Sprünge hel-
fen können. Da damit erhebliche 
Investitionen und lokale Wert-
schöpfung generiert werden kön-
nen, müsse ein kommunales Kli-
ma-Konjunkturprogramm auch 
diese beiden Aspekte ins Zent-
rum rücken. DK

Gemeinsam die  
Klimakrise verhindern!

Offener Brief von Hans Gröbmayr,  
Energieagentur Ebersberg-München

Die Klimakrise zum Inhalt hat ein offener Brief des Geschäftsfüh-
rers der Energieagentur Ebersberg-München, Hans Gröbmayr. 
Darin wendet er sich konkret an die „neu gewählten und in ihren 
Ämtern bestätigten Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpo-
litiker“.

Laut Gröbmayr ist bei der Kli-
makrise kein Ende in Sicht. Hier 
warne die Wissenschaft schon 
lange vor einem Zustand der Er-
de, bei dem es kein Zurück in ei-
nen Normalzustand mehr geben 
wird. „Wir haben nicht mehr viel 
Zeit, das Unsere zu tun, um die-
se existenzielle Bedrohung des 
Lebens auf der Erde zu verhin-
dern. Die Wissenschaftler spre-
chen von einem Zeitraum von 
zehn Jahren – weniger als zwei 
Legislaturperioden“, mahnt der 
Geschäftsführer.

Dramatische Folgen

Klimarelevante Gase, vor allem 
CO2, reicherten sich in der Atmo-
sphäre an und bauten sich erst in 
hunderten von Jahren wieder ab. 
In dieser langen Zeit trügen sie 
dazu bei, den Erdball aufzuhei-
zen, erläutert Gröbmayr in sei-
nem Schreiben. „Jeder von uns 
spürt die Auswirkungen schon 
jetzt. Ohne Corona-Krise wür-
den wir vom letzten nicht vor-
handenen Winter, von der schon 
wieder bedrohlichen Trocken-
heit und vielleicht auch von den 
Waldbränden in Australien oder 
rund um Tschernobyl sprechen. 
Wenn wir die Erderhitzung vor 
Erreichen der sogenannten Kipp-
punkte nicht aufhalten können, 
gibt es nichts mehr zu retten.“

Nach Gröbmayrs Überzeu-
gung werden die Folgen der Kli-
makrise wesentlich drama-
tischer sein als jene der Coro-
na-Pandemie. Sicher sei aber 
auch, „dass das Verhindern der 

Klimakrise mit wesentlich ge-
ringeren Einschränkungen ver-
bunden wäre, als wir jetzt bereit 
sind, hinzunehmen“.

Das Ausschöpfen der Ein-
sparpotenziale sowie der kon-
sequente Ausbau erneuerba-
rer Energien und Speichertech-
nologien einschließlich Wasser-
stofftechnik wird nach seinen 
Worten dazu beitragen, „dass 
wir eine maximale Versorgungs-
sicherheit und eine optimale 
Wertschöpfung in unserer Re-
gion haben“. Zudem schafften 
und sicherten die zukunftsfähi-
gen Technologien dringend be-
nötigte Arbeitsplätze.

Finanzmittel  
sinnvoll einsetzen

Auch die Zusammenhänge zwi- 
schen Gesundheitsschutz, Arten-
schutz und Klimaschutz seien ein-
deutig belegt und wirkten sich 
gravierend auf das Wohlergehen 
aus. Die derzeit zur Bewältigung 
der Krise zur Verfügung gestellten 
Finanzmittel sollten als Rettungs-
schirm und Chance zum Auf-
bau einer klimafreundlichen, zu-
kunftssicheren und nachhalti-
gen Wirtschaft begriffen werden.

„Mit Ihrer Wahl haben Bürge-
rinnen und Bürger das Vertrau-
en in Sie gesetzt, der großen 
Verantwortung gerecht zu wer-
den“, betont Gröbmayr. „Lassen 
Sie uns alle gemeinsam daran 
arbeiten, die Klimakrise zu ver-
hindern. Jetzt. Denn wenn es zu 
spät ist, können wir nichts mehr 
tun.“ DK

Holzverwendung 
nützt dem Klima

Nachhaltige Waldbewirtschaftung und Holznutzung  
reduzieren nachweislich die Treibhausgas-Emission 

Die stoffliche und energetische Nutzung von Holz aus nachhaltig bewirt-
schafteten Wäldern hat deutlich positive Effekte für den Klimaschutz. 
Das geht unter anderem aus dem Klimaschutzgutachten 2016 der wis-
senschaftlichen Beiräte der Bundesregierung sowie aus der Kohlen- 
stoffinventur 2017 des Thünen-Institutes für Waldökosysteme hervor.

Auch zahlreiche weitere Unter-
suchungen belegen, dass die nach-
haltige Erzeugung sowie die stoff-
liche und energetische Nutzung 
des nachwachsenden Rohstoffes 
Holz eine bessere CO2-Bilanz er-
zielen als die alleinige Erhöhung 
des Kohlenstoffspeichers bei Nut-
zungsverzicht in den Wäldern.

Aktuell speichern Bäume und 
Böden der Wälder bundesweit et-
wa 1,23 Milliarden Tonnen Koh-
lenstoff, weitere 34 Millionen Ton-
nen sind im Totholz gespeichert, 
Tendenz steigend. Damit entlas-
tet der Wald die Atmosphäre jähr-
lich um rund 62 Millionen Ton-
nen Kohlendioxid. Das entspricht 
sieben Prozent der Emissionen in 
Deutschland.

Das Bauen, Heizen oder die  
Stromerzeugung mit Holz ersetzen 
die CO2-intensive Aufbereitung 
und Verwendung der begrenzt 
vorrätigen fossilen Ressourcen 
Kohle, Öl und Gas. Die Substitu-
tionseffekte der stofflichen und 
energetischen Holzverwendung 
eingerechnet verdoppelt sich der 
Kompensationseffekt der Wald-
nutzung auf 120 Millionen Ton-
nen CO2-Einsparung pro Jahr.

Der positive Klimaeffekt ist am 
größten bei regionaler Verwen-
dung von Holz, das nach langfris-
tiger Mehrfachnutzung am Ende 
der Nutzungskette zur Energie-
erzeugung eingesetzt wird. Da-

bei leistet auch die energetische 
Nutzung von Holz einen Beitrag 
zum Klimaschutz.

Holzverbrennung ist  
weitgehend klimaneutral

Die energetische Nutzung von 
Holz macht etwa ein Drittel al-
ler erneuerbaren Energien in 
Deutschland aus, bei erneuerba-
rer Wärme sind es sogar rund 75 
Prozent. Dabei trägt die energeti-
sche Nutzung von Holz kaum zum 
Treibhausgaseffekt bei. Selbst im 
Vergleich zu Erdgas-Brennwert-
heizungen kann Holz mit einer 
zehnfach besseren Treibhausbi-
lanz punkten. Für die effiziente 
und emissionsarme Wärmeerzeu-
gung aus Holz steht eine Vielzahl 
modernster Heizungskessel zur 
Verfügung.

Durch die nachhaltige, naturna-
he Waldbewirtschaftung stellt die 
Forstwirtschaft sicher, dass der 
Wald nicht übernutzt wird. Pro 
Jahr wird weniger Holz eingeschla-
gen als im gleichen Zeitraum nach-
wächst.

Mit dem schrittweisen Waldum-
bau – von nadelbaumdominierten 
Wäldern hin zu naturnahen Misch-
wäldern – wird der bewirtschafte-
te Wald seit den 1990-er Jahren 
an die Erfordernisse des Klima-
wandels angepasst und die biolo-
gische Vielfalt erhöht. r

Energiemonitor zeigt:

Erneuerbare Energien  
im Aufwärtstrend

In den vergangenen Wochen konnte der Landkreis Pfaffenhofen 
a.d. Ilm bereits mehr als 50 Prozent des verbrauchten Stroms aus 
regenerativen Quellen beziehen. 

Wie Doris Rottler vom Sach-
bereich Energie und Klimaschutz 
am Landratsamt mitteilt, lag am 
21.04.2020 der Anteil an rege-
nerativen Energien dann bei 100 
Prozent (Stand 12.00 Uhr). „Doch 
nicht nur das: Neben der vom 
Landkreis benötigten Menge an 
Strom von mehr als 26.000 kWh 
konnten weitere 11.000 kWh in 
das Netz eingespeist werden.

Strommix

Unser Landkreis versorgte zu 
dem Zeitpunkt also nicht nur uns 
selbst mit Strom, sondern stell-
te über das Netz anderen Regi-
onen Strom aus regenerativen 
Energien zur Verfügung“, so Do-
ris Rottler. Die Hauptstromlie-
feranten sind aktuell die vielen 
kleineren und größeren Photo-
voltaik-Anlagen sowie die Wind-
kraft. Doch auch Biomasse- und 
Wasserkraft-Anlagen liefern ei-
nen wichtigen Anteil an unse-
rem Strommix. Versorgt werden 
mit diesem nicht nur Privathaus-
halte und kommunale Anlagen, 
sondern auch Industrie und Ge-
werbe, die Hauptabnehmer mit 
fast 20.000 kWh sind. Rottler: 
„Ein weiterer wichtiger Punkt ist, 
dass wir zwar temporär schon 
mehr Energie erzeugen, als wir 
im Landkreis benötigen, an der 
Obergrenze sind wir damit je-
doch noch nicht. Während die 
Auslastung bei den Wasserkraft-
werken bei 87 % lag, waren gera-
de einmal zwei Drittel der PV-An-
lagen ausgelastet.“

Schwankende Werte

Die oben genannten Werte 
würden allerdings nur den Mo-
ment widerspiegeln. „Die Wer-
te schwanken teilweise stark. 
Man denke da beispielsweise an 
Photovoltaik-Anlagen, die nachts 
keine elektrische Energie erzeu-
gen. Dadurch entsteht ein Tag-/
Nacht-Gefälle“, so die Energieex-
pertin. Wer mehr über den aktu-
ellen Strommix erfahren möch-
te, kann sich online unter https://
energiemonitor.bayernwerk.de/
pfaffenhofen-landkreis informie-
ren. Hier gibt es einen aktuellen 
Stand über den Anteil der erneu-
erbaren Energien im Landkreis 
sowie eine Übersicht über die 

vergangene Woche, den vergan-
genen Monat und das vergange-
ne Jahr. r
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Online-Kundenportal: 
www.erdgas-schwaben.de

Betriebsstelle und 
Hauptverwaltung Augsburg
Tel. 0821 90 02-0
augsburg@erdgas-schwaben.de

Betriebsstelle Kaufbeuren
Tel. 08341 82 95-0
kaufbeuren@erdgas-schwaben.de

Betriebsstelle Donauwörth
Tel. 0906 7 06 74-0
donauwoerth@erdgas-schwaben.de

Betriebsstelle Kempten
Tel. 0831 5 74 11-0
kempten@erdgas-schwaben.de

Betriebsstelle Günzburg
Tel. 08221 36 02-0
guenzburg@erdgas-schwaben.de

Betriebsstelle Nördlingen
Tel. 09081 87 05-0
noerdlingen@erdgas-schwaben.de

Der Gas-Entstörungsdienst 
ist jederzeit für Sie  erreichbar: 
Tel. 0800 1 82 83 84

Wir sind für Sie da!
Lassen Sie uns zu-
sammenhalten und 
aufeinander achten.
Bleiben Sie gesund!

In unseren Betriebsstellen 
und unserer Haupt verwal-
tung in Augsburg sind wir 
bequem und sicher telefo-
nisch oder per E-Mail für 
Sie erreichbar.

V.l.: Manja Hager, Hauswirtschaftsleiterin, Arthur Lettenbauer, Kreis-
geschäftsführer, Jennifer Sax, Pflegedienstleiterin. Bild: erdgas schwaben

erdgas schwaben 
spendet 5.000 Euro

Laptops und selbstgenähte Schutzmasken 
für BRK-Pflegezentrum in Donauwörth

„Gerade unseren Bewohnern fehlt der Besuch“, erklärt Arthur  
Lettenbauer, Kreisgeschäftsführer des Roten Kreuzes in Nordschwa-
ben. „Ohne Besuch bauen viele Bewohner geistig leider sehr schnell 
ab. Mit dem Videochat können sie den Kontakt zu ihren Liebsten 
aufrechterhalten und bleiben somit aktiv.“

Laptops für die Bewohner des 
Pflegezentrums in Donauwörth 
konnte der Kreisverband Nord-
schwaben des Roten Kreuzes be-
sorgen. erdgas schwaben hat-

te dafür 5.000 Euro gespendet. 
Mit den neuen mobilen Gerä-
ten können die Bewohnerinnen 
und Bewohner des Pflegezent-
rums mit ihren Angehörigen per 
Video-Chat im Kontakt bleiben, 
auch wenn einzelne Besuche wie-
der möglich sind. Zudem wurde 
Schutzausrüstung für Rettungs-
dienstmitarbeiter und Pflegeper-
sonal sowie Spezial-Stoff für rund 
3.000 Mund-Nase-Masken ange-
schafft.

Nähen für den Eigenbedarf

Gerade zu Beginn der Coro-
na-Pandemie war Schutzkleidung 
für den Rettungsdienst und das 
Pflegepersonal Mangelware und 
wegen der gesteigerten Nachfra-
ge deutlich teurer als zuvor. Die 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Roten Kreu-
zes wurden selber aktiv und näh-
ten Mund-Nase-Masken für den 
Eigenbedarf. Die Spende von erd-
gas schwaben wurde sowohl für 
den besonderen Stoff als auch für 
Schutzausrüstung verwendet. r

„Anti-Corona-Quick-Check“  
für Versorgungsunternehmen 

Überprüfung des betrieblichen Corona-Pandemiemanagements 
Als Betreiber kritischer Infrastrukturen sind die Unternehmen der 
Energie- und Wasserwirtschaft in diesen Zeiten besonders gefor-
dert und dafür mit ihrem vorhandenen Krisen- und Notfallma-
nagement professionell aufgestellt. Die Versorger haben im Rah-
men dessen Prozesse aufgesetzt, die regelmäßig getestet, geprüft 
und evaluiert werden und die auch im Falle einer Pandemie wie 
dieser greifen. 

Zur unabhängigen Überprü-
fung des betrieblichen Pande-
miemanagements bietet der Ver-
band der Bayerischen Energie- 
und Wasserwirtschaft – VBEW 
über seine Dienstleistungsge-
sellschaft mbH den Mitglie-
dern ab sofort einen „Anti-Co-
rona-Quick-Check“ an. Als erstes 
Unternehmen haben die Stadt-
werke Weilheim i. OB Kommu- 
nalunternehmen (KU) das Audit 
erfolgreich abgelegt. 

Auch in der Corona-Krise 
gut gerüstet 

Im Rahmen des „Anti-Coro-
na-Quick-Checks“ werden die 
unternehmensspezifisch getrof-

Das Ergebnis der Überprüfung 
wird mit den gegebenenfalls vor-
handenen Verbesserungspoten-
tialen dokumentiert und mit ei-
ner Urkunde bestätigt. „Staat 
und Gesellschaft können sich auf 
die im VBEW organisierten Ener-
gie- und Wasserversorger verlas-
sen, sie sorgen auch in Krisen-
zeiten für eine sichere Versor-
gung mit Strom, Gas, Wärme und 
Wasser“, stellte Detlef Fischer, 
Geschäftsführer des VBEW, fest. 

Stadtwerke Weilheim als 
1. bayerisches Versorgungs-
Unternehmen geprüft 

Die Stadtwerke Weilheim ha-
ben als erstes bayerisches Ver-

V.l.: Volker Noe, Geschäftsführer der OCTOTHORPE GmbH, Peter 
Müller, Vorstand und Geschäftsführer der Stadtwerke Weilheim 
und Detlef Fischer, Geschäftsführer der VBEW Dienstleistungsge-
sellschaft mbH. Bild: VBEW

fenen technischen und organisa-
torischen Maßnahmen zum Pan-
demiemanagement durch ein In-
terview und eine Vor-Ort-Bege-
hung überprüft. Maßstab dafür 
sind u. a. die vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) am 16.04.2020 her-
ausgegebenen „SARS-CoV-2-Ar-
beitsschutzstandards“ sowie die 
mittlerweile branchenspezifisch 
gesammelten Erfahrungen zum 
Corona-Pandemiemanagement 
des Verbands der Bayerischen 
Energie- und Wasserwirtschaft 
e.V. - VBEW. 

sorgungsunternehmen den “An-
ti-Corona-Quick-Check“ bestan-
den und ihr betriebliches Pan-
demiemanagement im Rahmen 
eines ausführlichen Interviews 
und einer Vor-Ort-Begehung er-
folgreich überprüfen lassen.

„Wir nehmen den Schutz unse-
rer Kunden und Mitarbeiter sehr 
ernst. Denn nur mit gesunden 
Mitarbeitern können wir in dieser 
Pandemie die Versorgung auf-
rechterhalten“, resümierte Pe- 
ter Müller, Vorstand und Ge-
schäftsführer der Stadtwerke 
Weilheim. r

Bündnis wirbt für  
mehr grüne Wärme

Ein Zusammenschluss aus Gewerkschaften, Verbänden, Genos-
senschaften und Klimaschutzorganisationen, darunter VKU und 
Klima-Allianz Deutschland, wirbt für mehr grüne Wärme in der 
Nah- und Fernwärmeversorgung. Das Bündnis schlägt ein konjunk-
turstimulierendes Förderprogramm für grüne Wärmenetze vor. Da-
mit soll die Umstellung der Wärmeversorgung auf erneuerbare 
oder klimaneutrale Quellen erleichtert werden.

Solarpotenzialkataster für 
Stadt und Landkreis Hof

Klimaschutz in Form von Energieeinsparung und Erneuerbaren 
Energien ist in aller Munde. Einen wertvollen Beitrag kann der 
Ausbau von Solarenergie leisten. Stadt und Landkreis Hof haben 
jetzt ein Solarpotenzialkataster vorgestellt. Im kostenlosen On-
line-Portal https://www.landkreis-hof.de/solarpotenzialkataster 
kann jeder schnell und unkompliziert prüfen, ob das eigene Dach 
für eine Solaranlage geeignet ist und ob sich eine Investition fi-
nanziell rechnet.

Bei der Berechnung im Solar-
potenzialkataster wird auch be-
rücksichtigt, ob und wie lan-
ge das jeweilige Dach durch be-
nachbarte Bäume oder Häuser 
beschattet wird. Zudem finden 
Interessierte Hinweise zu Pla-
nung und Bau einer Solaranlage 
und nützliche Links auf weiter-
führende Seiten.

Sonnenenergie selbst nutzen

Ziel ist es, die gewonnene 
Sonnenenergie größtenteils 
selbst zu nutzen. Überschüssige 
Energie wird im eigenen Ener-
giespeicher bevorratet oder ins 
öffentliche Netz eingespeist. 
Beispielsweise können mit Pho-
tovoltaik-Anlagen Elektrogeräte 
betrieben oder E-Autos geladen 

werden. Durch Solarthermie ist 
die Beheizung des Gebäudes so-
wie die Warmwasserbereitung 
möglich.

Insgesamt wurden in Stadt 
und Landkreis Hof 129.000 Ge-
bäude auf ihre Eignung für Pho-
tovoltaik und Solarthermie un-
tersucht. Laut der Solarpoten-
zialanalyse sind rund 50 % der 
Gebäude für die Nutzung von 
Solarenergie geeignet. Würden 
alle geeigneten Dachteilflächen 
genutzt, ergäbe dies einen Stro-
mertrag von etwa 950 GWh pro 
Jahr. 

Würde beispielsweise eine 
Person im Durchschnitt jährlich 
1.500 kWh an Strom verbrau-
chen, könnten damit im Jahr 
ca. 630.000 Personen versorgt 
werden. DK

Das Programm solle vor allem 
darauf abzielen, Wärmenetze in 
Stadt und Land um- und auszu-
bauen, sie zu verdichten und suk-
zessive mit erneuerbarer Wär-
me zu befüllen. Im Bestand be-
liefern Wärmenetze nicht selten 
eine große Vielzahl von Abneh-
mern, aber auch gewerbliche 
und industrielle Kunden mit Wär-
me. Hier gehe es darum, die 
Wärmequelle im Sinne der Kli-
maneutralität sukzessive umzu-
stellen. Hierzu dienten – neben 
direkten erneuerbaren Wärme-
quellen – PtH-Anlagen (E-Heizer, 
Groß-Wärmepumpen) und Wär-
mespeicher. Auch im Neubau 
könnten Wärmenetze einen Bei-
trag zur Klimaneutralität leisten 
– insbesondere, wenn Bestands-
gebäude integriert werden – und 
die Wärmequelle und die Gebäu-
de unmittelbar aufeinander ab-
gestimmt werden können. 

Wärmenetze 4.0

Die offensive Förderung von 
erneuerbaren und klimaneutra-
len Wärmenetzsystemen sei not-
wendig, weil die Wärmewende  
aufgrund ihrer Komplexität nicht 
ohne weiteres gelingen wird. Des-
halb bedürfe diese Förderung un-
terschiedlicher Instrumente, die 
sich in folgenden  Förderschwer-
punkten wiederspiegeln: An ers-
ter Stelle steht, mehr erneuerba-
re und klimaneutrale Wärme in 
bestehende und neue Wärmenet-
ze zu bringen. Die bestehenden 
Ansätze wie im Kohleausstiegs-
gesetz (EE-Bonus) sind zu zaghaft 
und schließen einige EE-Technolo-
gien sogar aus. Auch müssen, so 
das Bündnis, bestehende große 
Wärmenetzsysteme in Ballungs-
räumen nicht zuletzt großflächig 
umgebaut werden, um klima-
neutrale und erneuerbare Wär-
me aufzunehmen, zu transportie-

ren und für die Kunden nutzbar zu 
machen. 

Das bestehende Programm 
„Wärmenetze 4.0“ sei zu eng aus-
gelegt und enthalte vielfach un-
realistische Förderbedingungen 
(zum Beispiel für Bioenergie), 
heißt es weiter. Es sollte auf ei-
ne breitere Basis gestellt und bes-
ser ausgestattet werden. Wei-
ter wird festgestellt, „dass kom-
munale Wärmeplanung heutzu-
tage zu oft an der zu geringen 
Ausstattung der Kommunen mit 
Fachkräften und nicht zuletzt aus 
finanziellen Gründen scheitert, je-
doch ein Schlüssel für die Dekar-
bonisierung der Wärmenetze ist“. 

Potenziale ermitteln

Die Verbesserung der perso-
nellen und finanziellen Ausstat-
tung der Kommunen und die För-
derung der Wärmeplanung selbst 
sollten dazu beitragen, eine hoch-
wertige Wärmeplanung einführen 
und umsetzen zu können. Dies 
gelte zum Beispiel für die gezielte 
Ermittlung von EE-Wärme- oder 
Abwärmepotenzialen in Wärme-
katastern (Wärmebedarfspläne, 
Wärmelandkarten). Auch könnten 
Kosten eingespart werden durch 
Verzahnung der Wärmenetzpla-
nung und der Breitbandversor-
gung im ländlichen Raum, etwa 
durch Mitverlegung von Leerroh-
ren für Glasfaserkabel.

Darüber hinaus würde der brei-
tere Einsatz von Wärmespeichern 
und Power-to-Heat-Anlagen hel-
fen, deutlich mehr ansonsten ab-
geregelten EE-Strom in ein Wär-
mesystem zu integrieren (Nutzen-
Statt-Abregeln). Die bisherigen 
Förderansätze wie im Kohleaus-
stiegsgesetz (pth-Bonus) seien zu  
halbherzig und sollten auf eine 
breitere Basis gestellt werden. 
Zwar seien Wärmetechnologien 
in der Regel gut in den Markt ein-

geführt, jedoch bestünden nicht 
selten Skalierungslücken. So habe 
es in der Vergangenheit beispiels-
weise für Groß-Wärmepumpen 
kaum oder keine Anwendungs-
felder gegeben. Eine zeitlich be-
grenzte „Sprinterprämie“ zur Re-
alisierung von Skalierungssprün-
gen könne die Wärmewende ent-
scheidend beschleunigen, betont 
das Bündnis. 

Ein zentraler Ansatzpunkt für 
die Nutzung von Großwärme-
pumpen oder PtH in Wärmesys-
temen sei zudem die Weiterent-
wicklung des Systems für Abga-
ben und Umlagen auf Strom. Die 
in Verbindung mit der Einführung 
des Brennstoffemissionshandels-
gesetz (BEHG) vorgesehene Ab-
senkung der EEG-Umlagen sei 
hierzu ein erforderlicher erster 
Schritt. DK
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www.erlus.com

Funktionieren wie ein Regenschirm für Ihr Haus: 
ERLUS Dachziegel für flach geneigte Dächer. 
Das Steildach mit Tondachziegeln bietet viele Vorteile: Es hat eine sehr gute ökologische Bilanz, ist praktisch 
 wartungsfrei, einfach zu verarbeiten und regensicher. Der Dachziegel – eine jahrtausendealte Idee – ist die nach-
haltigste Form, Ihr Haus vor Regen zu schützen. Sinkt jedoch die Dachneigung unter die Regeldachneigung von 
16°, steigt das Risiko, dass Regen in die Unterkonstruktion läuft. Das Unterdach muss die regensichernde Funktion 
übernehmen. Auf längere Sicht wird das Dach anfälliger für Wartungsarbeiten. Dagegen hat ERLUS drei Dach -
ziegel  modelle für flach  geneigte Dächer entwickelt. Die Modelle Ergoldsbacher Karat®, E58 RS® und der neue 
 Level RS® sind  regensicher ab 7° bzw. 10° Dachneigung. Durch ihre ausgefeilte technische Form wird das Wasser 
auf dem Ziegel  perfekt ab geleitet. Aufwändige regen    sichernde  Zusatzmaßnahmen für das Unterdach braucht es 
nicht. So bietet ERLUS die nachhaltige und effiziente   Dach-Lösung, die Ihr Haus schützt wie ein Regenschirm!

Die echte Lösung: regensicherer Dachziegel statt wasserdichtes Unterdach!

ERL20021_Anz_Schirm_284x210mm.qxp_Layout 1  25.05.20  15:36  Seite 1

Ergoldsbacher Level RS®: 

Neuer Glattziegel von ERLUS 
für flache Dachneigungen

Der neue Ergoldsbacher Level RS® ist die echte Lösung für 
flach geneigte Dächer, denn hier schützt der Ziegel, nicht das 
wasserdichte Unterdach.

Der Level RS® ist ein Glattziegel mit klarer, kantiger Form 
und geradem Abschluss. Er ist klinkerhart gebrannt und hat 
eine geringe Wasseraufnahme von fünf Prozent. Durch die 
tiefe Ringverfalzung mit 3-fachem Kopf- und Seitenfalz bleibt 
selbst bei flachen Dachneigungen (im Halbverband verlegt: 
Regeldachneigung 16 Grad, Mindestdachneigung 10 Grad) die 
Unterkonstruktion trocken. Aufwändige regensichernde Zu-
satzmaßnahmen können entfallen. Der neue Ergoldsbacher 
Level RS® ist ab Herbst 2020 lieferbar. 

Der neue Ergoldsbacher Level RS® ist bereits der dritte Zie-
gel für besonders flache Dachneigungen. Ergoldsbacher Level 
RS®, Ergoldsbacher E 58 RS® und Ergoldsbacher Karat® – die 
Spezialisten für flach geneigte Dächer von ERLUS. 
www.erlus.com/levelrs r

Alternativer Substratanbau  
für Energiegewinnung 

und Biodiversität 
N-ERGIE erprobt großflächig Blühwiesen für Biogas-Anlagen 

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft startet ein mehrjähriges Projekt 
für mehr Biodiversität beim Betrieb von Biogas-Anlagen: Gemein-
sam mit der Mittelfränkischen Gesellschaft zur Förderung erneu-
erbarer Energien und nachwachsender Rohstoffe e.V. (MER) und 
den Lehranstalten in Triesdorf erprobt sie den Anbau und die 
energetische Verwertung von insektenfreundlichen Pflanzenmi-
schungen. 

Die Projektpartner unter-
zeichneten Anfang Mai 2020 ei-
nen entsprechenden Koopera-
tionsvertrag. Ebenfalls Anfang 
Mai begannen die ersten betei-
ligten Landwirte mit der Aus-
saat der Blühpflanzen. 

Klima- und Naturschutz 
Hand in Hand

„Klima- und Naturschutz sind 
am wirkungsvollsten, wenn sie 
Hand in Hand gehen. Dafür set-
zen wir uns im Rahmen einer re-
gionalen Energiewende ein“, er-
klärt Josef Hasler, Vorstandsvor-
sitzender der N-ERGIE. „Gerade 
für Biogas-Anlagen, die sich mit 
Auslaufen der EEG-Vergütung in 
einem schwierigen Marktum-
feld bewegen, wollen wir in-
novative Lösungen unterstüt-
zen, die Wirtschaftlichkeit mit 
Ökologie verbinden und so die 
Chance auf einen Fortbestand 
der Anlagen erhöhen.“

Norbert Bleisteiner, Leiter des 
Fachzentrums für Energie und 
Landtechnik in Triesdorf, er-
gänzt: „Durch ein geschicktes 
Substratmangement und den 
Einsatz von Blühpflanzen kann 
ein positiver Beitrag zur Biodi-
versität geleistet werden. Idea-

lerweise wird dadurch der Hu-
musaufbau im Boden gesteigert, 
womit CO2 aus der Atmosphäre 
fixiert wird. Dadurch liefert die 
Biogasbranche mittelfristig Ar-
gumente für ihre zusätzlichen 
Beiträge zum Klimaschutz und 
zur Steigerung der Artenvielfalt. 
Langfristig hat Biogas nur eine 
Chance, wenn die Gesellschaft 
dessen Nutzen erkennt. Dieses 
Projekt soll auch einen Beitrag 
leisten, das Verständnis hierfür 
zu fördern.“ 

Untersuchung auf  
20 Hektar in der Region 

Die N-ERGIE fördert die neun 
beteiligten Landwirte, die die 
Blühpflanzen auf insgesamt 20 
Hektar aussäen, über die drei-
jährige Projektlaufzeit hinweg. 
Dies ist erforderlich, da der Ener-
gieertrag der Blühpflanzen deut-
lich niedriger ist als bei Mais und 
Landwirte ohne Unterstützung 
durch die N-ERGIE spürbare Er-
tragseinbußen hätten. 

Die MER und das Triesdorfer 
Fachzentrum begleiten das Pro-
jekt wissenschaftlich und bera-
ten die Landwirte von der Aus-
saat über die Ernte bis zur ener-
getischen Verwertung. Unter-

sucht werden zwei Aspekte: 
einerseits, wie sich die Blüh-
pflanzen unter verschiedenen 
regionalen Bedingungen ide-
alerweise für die Biogas-Anla-
gen einsetzen lassen, anderer-
seits welchen Effekt sie auf die 
Population von Insekten, Vögeln 
und Kleintieren sowie die Bo-
den- und Grundwasserqualität 
haben. 

Langlebige Blütenwiese 
schafft Nahrungsangebot 
für Insekten 

Zum Einsatz kommt der durch 
die Bayerische Landesanstalt für 
Weinbau und Gartenbau entwi-
ckelte „Veitshöchheimer Hanf-
mix“. Er enthält insgesamt 30 
ein-, zwei- und mehrjährige hei-
mische Pflanzenarten. 

Aus der Samenmischung ent-
steht eine Blühwiese, die meh-
rere Jahre lang Bestand hat. Mit 

ihrem üppigen Blütenangebot 
liefert sie besonders viel Nektar 
und Pollen für Insekten. Im An-
schluss an die Ernte liefert die 
Nachblüte Nahrung für die Win-
terbiene. 

Wertvoller Beitrag 
zur Artenvielfalt

Die N-ERGIE engagiert sich 
für eine regionale Energiewen-
de. Sie sieht die erneuerbaren 
Energien als wesentlichen Bau-
stein und investiert hohe Beträ-
ge in deren Ausbau – vorrangig 
in ihrem Netzgebiet. Besonde-
ren Wert legt die N-ERGIE dabei 
auf den Naturschutz. Deshalb 
bewirtschaftet sie etwa die Flä-
chen ihrer Photovoltaik-Kraft-
werke extensiv und ökologisch. 
So dienen sie nicht nur dem Kli-
maschutz, sondern leisten darü-
ber hinaus einen wertvollen Bei-
trag zur Artenvielfalt. r

Rekordförderung:

600 Mio. Euro für Baumaßnahmen 
der bayerischen Kommunen

Zuwachs von knapp 10 % im Vergleich zum Vorjahr 

Bayern unterstützt seine Kommunen auch in diesem Jahr wieder 
in Rekordhöhe – das gilt insbesondere bei wichtigen Investitio-
nen. Laut Finanzminister Albert Füracker sind allein für Hochbau-
maßnahmen im diesjährigen Kommunalen Finanzausgleich 600 
Millionen Euro vorgesehen – das ist wieder ein absoluter Rekord.

„Die bayerischen Kommunen 
nehmen im Ländervergleich da-
mit eine Spitzenposition ein: Sie 
haben seit Jahren die mit Ab-
stand höchste Investitionsquote 
und glänzen durch eine niedrige 
Verschuldung. Der Freistaat Bay-
ern steht eng an der Seite seiner 
Kommunen und leistet einen we-
sentlichen Beitrag zu ihrer guten 
finanziellen Lage. Er steht damit 
trotz der momentanen Krisensi-
tuation voll zu seinen Ankündi-
gungen“, betonte Füracker.

Die Mittel zur Förderung des 
kommunalen Hochbaus, insbe-
sondere von Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen, wurden 
2020 um weitere 50 Millionen 
Euro auf nun 600 Millionen Eu-
ro erhöht. Dies entspricht einem 
Zuwachs von 9,1 %. Mit diesen 
Mitteln werden Baumaßnahmen 
im ganzen Land unterstützt. Bei-
spielhaft seien folgende Förder-
beträge in 2020 genannt:
• Der Ersatzneubau der Grund- 
und Mittelschule in Hohenroth 
(Unterfranken) mit 4,0 Mio. Euro 
• Die Generalsanierung und Er-
weiterung des Beruflichen Schul-
zentrums Luisenstraße in Mün-
chen (rund 3,6 Mio. Euro)
• Die Generalsanierung der 
Sport- und Schwimmhalle der 
Hans- und Sophie-Scholl-Real-
schulen in Weiden i.d. Opf. mit 
1,5 Mio. Euro.

Die Bayerische Staatsregierung 

unterstreicht damit ihre konse-
quent kommunalfreundliche Hal-
tung. Insgesamt unterstützt der 

Albert Füracker. r

Freistaat seine Kommunen über 
den Finanzausgleich in 2020 mit 
rund 10,3 Milliarden Euro, ein 
Plus von 3,2 % gegenüber dem 
Vorjahr. Damit wird erstmals die 
Schallmauer von 10 Milliarden 
Euro durchbrochen. 

Aufgrund der derzeit besonde-
ren Herausforderungen für die ge-
samte öffentliche Hand zieht der 
Freistaat Bayern Auszahlungen in 
Höhe von rund 2 Milliarden Euro 
für seine Kommunen vor. Dies si-
chert die Liquidität von Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden und 
verschafft ihnen möglichen Spiel-
raum auch in Krisenzeiten. r
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Kommunale Baumaßnahmen 
sind gerade jetzt sehr wichtig

„Am Bau wird während der Corona-Pandemie weitergear-
beitet. Die Bauindustrie unternimmt alles, um die Baustellen 
sicher weiter zu betreiben. Dafür braucht sie aber auch ge-
nügend Aufträge. Besonders kommt es auf die Kommunen 
an. An diese appelliere ich daher: Führen sie alle laufenden 
Bauprojekte fort. Bringen sie schon jetzt Nachfolgeprojekte 
auf den Weg.“ Mit diesen Worten fordert Thomas Schmid, 
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverban-
des, die bayerischen Kommunen auf, ihrer Verantwortung 
als öffentlicher Bauauftraggeber auch in der Corona-Pande-
mie gerecht zu werden.

Die Kommunen sind sicherlich massiv von Corona betroffen, 
so Schmid. Die Gewerbesteuereinnahmen werden spürbar sin-
ken. „Trotzdem sollten die Kommunen jetzt nicht den Rotstift 
gerade bei den Bauinvestitionen ansetzen. Bei der Sanierung 
kommunaler Bauten – Kitas, Schulen, Krankenhäuser, Bäder 
und Sportstätten, Straßen oder der Leitungsinfrastruktur darf 
es keinen Baustopp geben.“ Schmid weiter: „Gerade die kom-
munalen Bauaufträge sichern das wirtschaftliche Überleben 
tausender vorwiegend mittelständischer Bauunternehmen 
und damit viele Arbeitsplätze. Gut ausgelastete Bauunterneh-
men sind gleichzeitig gute Gewerbesteuerzahler.“

Die Bauindustrie befürchtet allerdings, dass einige Kommu-
nen ihrer Bauverantwortung womöglich bald nicht mehr ge-
recht werden können, so Schmid: „Daher haben wir uns an 
die bayerische Politik gewandt mit der Forderung: Der Frei-
staat sollte schnell den klammen Kommunen helfen. Als So-
fortmaßnahme müsste vorübergehend die Eigenbeteiligung 
der Kommunen bei allen Förderprogrammen des Freistaats 
halbiert werden. Ergänzend dazu könnte der Freistaat einen 
Schutzschirm oder einen neuen Rettungsfonds für die Kom-
munen schaffen.“

„Die Unternehmen der bayerischen Bauindustrie sind auch 
in dieser Ausnahmesituation der richtige Partner für alle kom-
munalen Baumaßnahmen,“ so Schmid abschließend.  r

Viele Millionen Fördermittel für 
kommunale Hochbaumaßnahmen

Erneuter Rekord beim Kommunalen Finanzausgleich
Als „Haushälter“ eigentlich zum Sparen angehalten, freut sich 
Landtagsabgeordneter Hans Herold trotzdem über zusätzliche 
staatliche Fördermittel für den kommunalen Hochbau, die für al-
le bayerischen Gemeinden und Landkreise in diesem Jahr erneut 
um 50 Millionen auf 600 Millionen Euro erhöht werden. „Insge-
samt werden die Bezirke, Landkreise, Städte und Gemeinden in 
diesem Jahr die Rekordsumme von 10,29 Milliarden Euro aus 
dem Kommunalen Finanzausgleich erhalten“.

Für den Hochbau fließen mehr 
als zehn Millionen Euro in 2020 
in „seinen“ Stimmkreis Neustadt 
a.d. Aisch – Bad Windsheim, zu 
welchem auch ein großer Teil 
des Landkreises Fürth gehört. 
Darüber freuen sich auch die 
beiden jeweils mit überwältigen-
der Mehrheit wieder gewählten 
Landräte Matthias Dießl und 
Helmut Weiß. 

Vor allem Schulen, schulische 
Sportanlagen und Kinderbetreu-
ungseinrichtungen in fast allen 
Gemeinden in Herolds Stimm-
kreis würden von den Fördermit-
teln profitieren. „Der Freistaat 
zeigt sich auch in der Corona-Kri-
se weiterhin als starker und ver-
lässlicher Partner unserer Kom-
munen. Gerade mit Blick auf den 
Ausbau unserer Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen wer-
den wir in Bayern nicht sparen“, 
so der Stimmkreisabgeordne-
te, der sich als Mitglied im Aus-
schuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen für diese Förderun-
gen massiv eingesetzt hatte.

Ohne die Städte Oberasbach, 
Stein und Zirndorf, die zum 
Stimmkreis von Petra Guttenber-
ger gehören, gibt es in diesem 
Jahr insgesamt 3.970.000 Eu-

ro für Hochbaumaßnahmen der 
anderen Kommunen im Land- 
kreis Fürth. So erhält beispiels-
weise der Markt Cadolzburg 
350.000 Euro für die General-
sanierung der Mehrzweckhal-
le im Ortsteil Wachendorf und 
900.000 Euro Zuschuss zum 
Neubau von Kindertageseinrich-
tungen und Kindergärten. Die 
Gemeinde Puschendorf profi-
tiert mit 446.000 Euro für ei-
ne Kindertageseinrichtung, und 
auch die Gemeinden Großha-
bersdorf, Obermichelbach, Seu-
kendorf, Tuchenbach und Veits-
bronn werden mit Fördermit-
teln bedacht, ebenso die Märkte 
Roßtal und Wilhermsdorf sowie 
die Stadt Langenzenn.

Mehr als sechs Millionen Eu-
ro gibt es für den Landkreis Neu-
stadt a.d. Aisch – Bad Winds-
heim. Eine Million erhält der 
Landkreis allein für den Er-
satzneubau des Gymnasiums 
in Scheinfeld. Die größten ge-
meindlichen Brocken sind hier 
500.000 Euro für den Neubau ei-
ner Sporthalle mit Ganztagsräu-
men sowie Erneuerung der Frei-
sportanlagen und Schaffung ei-
nes barrierefreien Schulzugangs 
an der Hermann-Delp-Grund-

schule in Bad Windsheim und 
583.000 Euro für den Neubau 
der Kindertageseinrichtung in 
Markt Erlbach.

Die Kreisstadt Neustadt a.d. 
Aisch erhält 500.000 Euro für die 
Generalsanierung der Grund-
schule und 629.000 Euro für ei-
ne neue Kindertageseinrichtung. 
Weitere Zuwendungen gehen an 
die Märkte Burghaslach, Dachs-
bach, Emskirchen, Ipsheim, 
Markt Bibart, Markt Nordheim, 
Markt Taschendorf und Uehl-
feld. Bedacht werden zudem die 

Gemeinden Hagenbüchach und 
Münchsteinach sowie die Städte 
Scheinfeld und Uffenheim. 

„Kommunal- und familien-
freundliche Politik in Bayern“

Insgesamt gehe der Kita-Aus-
bau in Bayern gut voran. „Mit 
unserer massiven Unterstützung 
für Neubauten und Erweiterun-
gen von Krippen, Kindergärten 
und Horten können die Kommu-
nen zusätzliche Betreuungsplät-
ze anbieten – das kommt letz-
ten Endes den Kindern und ih-
ren Eltern zu Gute“, erklärte der 
Abgeordnete. „Die erheblichen 
Fördermittel sind eine tragende 
Säule unserer kommunal- und 
familienfreundlichen Politik in 
Bayern“, so Hans Herold.  pmw

Hans Herold (rechts) mit dem Bayerischen Staatsminister der  
Finanzen und für Heimat, Albert Füracker.  Bild: pmw

Wichtige Entscheidungen 
für das Bezirkskrankenhaus 

Bayreuth
Fast eine halbe Milliarde Euro investiert der Bezirk Oberfranken 
in den kommenden Jahren in seine Krankenhäuser. Zwei wichtige 
Entscheidungen für die Weiterentwicklung des Bezirkskranken-
hauses Bayreuth trafen Bezirksausschuss und der direkt im An-
schluss tagende Verwaltungsrat der „Gesundheitseinrichtungen 
des Bezirks Oberfranken“ (GeBO).

Zunächst beschäftigte sich der 
Bezirksausschuss mit der not-
wendigen räumlichen Vergrö-
ßerung der Klinikschule Ober-
franken im Rahmen der Erhö-
hung der Bettenzahl in der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie in 
Bayreuth. Hierfür wird zeitnah 
ein Interimsgebäude errichtet. 
„Wir leisten mit dem Neubau 
der Kinder- und Jugendpsychia-
trie einen wichtigen Beitrag für 
die bedarfsgerechte Versorgung 
psychisch kranker Kinder und 
Jugendlicher in Oberfranken. 
Wir warten nicht bis zur großen 
Lösung, sondern wir sorgen da-
für, dass zeitgerecht geholfen 
werden kann“, so Bezirkstags-
präsident Henry Schramm.

Mehr Betten,  
mehr Raumkapazitäten

Mit der Erweiterung auf 60 
Betten und 14 tagesklinische 
Plätze im März 2020, besteht 
nun auch mehr Platzbedarf für 
die Klinikschule Oberfranken, 
in der die Kinder während ihres 
meist mehrmonatigen Klinikauf-
enthaltes beschult werden. Der 
Bezirk Oberfranken muss als 
Sachaufwandsträger der Schule 
zeitgerecht zusätzliche Raumka-
pazitäten bereitstellen. In dem 
für die Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie für 3,1 Millionen Euro 
vorgesehenen Interimsgebäu-
de werden rund 90 m² für ei-
nen Klassenraum und drei wei-
tere Räume zur Differenzierung 
für die Klinikschule eingeplant. 
Die anteiligen Kosten dafür be-
laufen sich auf etwa 400.000 
Euro. Der Bezirksausschuss si-
cherte zu, die Kosten für die 
erforderlichen Schulräume zu 
übernehmen. Insgesamt sprach 
sich der Bezirksausschuss für ei-
nen Investitionszuschuss von 
1.225.000 Euro an die GeBO 
aus. Mit diesem Gesamtbetrag 
unterstützt der Bezirk die Er-
richtung des Interimsgebäudes 

für die Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie mit 24 Betten und die 
Klinikschule. Der große Neubau 
der Kinder- und Jugendpsychiat-
rie soll ab 2022 für über 30 Milli-
onen Euro verwirklicht werden.

Neubau des  
Heilpädagogischen Bereichs 

Zudem gab es eine Entschei-
dung des Bezirksausschus-
ses zum geplanten Neubau des 
Heilpädagogischen Bereichs 
(„H-Station“) in Bayreuth, in 
dem psychisch kranke Men-
schen mit geistiger Behinderung 
behandelt werden. Der Aus-
schuss akzeptierte die Entschei-
dung der Regierung von Ober-
franken, von den voraussicht-
lichen Gesamtkosten in Höhe 
von rund 10 Millionen Euro gut 
7,5 Millionen als förderfähige 
Kosten anzuerkennen. Für den 
nicht von staatlichen Fördermit-
teln gedeckten Eigenanteil von 
etwa 2,4 Millionen Euro stellte 
der Bezirksausschuss einen In-
vestitionskostenzuschuss in Hö-
he von 50 % an die GeBO, also 
etwa 1,2 Millionen Euro, in Aus-
sicht. Gemeinsames Ziel von Be-
zirk und GeBO ist es für das Pro-
jekt eine Aufnahme in das Jah-
reskrankenhausbauprogramm 
zu erreichen.

Rahmenvertrag  
für Pflegestützpunkte 

In einem weiteren Tagesord-
nungspunkt stimmte der Be-
zirksausschuss dem neuen Rah-
menvertrag zur Einrichtung so 
genannter Pflegestützpunkte 
in Bayern zu. Der Rahmenver-
trag, auf den sich die Landesver-
bände der Kranken- und Pfle-
gekassen mit den kommuna-
len Spitzenverbänden geeinigt 
haben, schafft Planungssicher-
heit für die Errichtung weiterer 
Pflegestützpunkte in Oberfran-
ken. Pflegestützpunkte bieten 

eine kostenlose Beratung zu al-
len Themen rund um die Pfle-
ge und stehen allen Bürgern of-
fen. In seinem Vortrag wies So-
zialplaner Robert Stiefler jedoch 
darauf hin, dass er derzeit kei-
nen Mangel an Beratungsange-
bote im Bereich der Pflege se-
he. Es gebe bereits sehr diffe-
renzierte und regional etablier-
te Hilfsmöglichkeiten. Auch der 
Bezirk Oberfranken biete mit re-
gelmäßigen Sprechtagen in den 
Landratsämtern, in der Service-
stelle in Bamberg und in der So-
zialverwaltung umfassende Be-
ratungsangebote zur Hilfe zur 
Pflege an. Parallelstrukturen 
sollten vermieden werden. Zu-
sätzliche Pflegestützpunkte soll-
ten daher nur dann errichtet 
werden, wenn dafür vor Ort ein 
Bedarf besteht.

Krisendienst soll  
im Oktober starten

Für Menschen, die in psychi-
sche Krisen geraten, soll es noch 
in diesem Jahr einen eigenen 
Krisendienst in Oberfranken ge-

Geld gibt es trotzdem
Bezirk Oberbayern vergibt Fördermittel für Denkmalpflege 

Rund 900.000 Euro für die Denkmalpflege: Über diese Summe 
hätte der Kulturausschuss im oberbayerischen Bezirkstag im April 
entschieden. Wegen der Einschränkungen durch die Corona-Kri-
se musste der Ausschuss in den Juli verschoben werden. Geld gibt 
es trotzdem.  

Der Großteil der Zuschüs-
se wird im Juli ausgezahlt. Für 
25 der gut 80 Projekte gibt es 
schon heute Geld – und zwar 
insgesamt rund 32.000 Euro. Es 
handelt sich dabei um Zuschüs-
se unter 2.500 Euro. Diese darf 
Bezirkstagspräsident Josef Me-
derer frei vergeben, sie müssen 
nicht durch den Kulturausschuss 
genehmigt werden. Wie die För-
derungen über 2.500 Euro wur-
den auch sie von den Bericht-
erstattern der Fraktionen im 
Bezirkstag und Bezirksheimat-
pfleger Dr. Norbert Göttler vor-
beraten.

Auch Engel ...

Unter den mit einer kleineren 
Summe geförderten Projekten 
befindet sich beispielsweise die 
Renovierung einer Engelsfigur 
auf dem Ostenfriedhof in Eich-
stätt. Die Instandsetzung der 
1910 im Galvanisierungsverfah-
ren hergestellten Plastik fördert 
der Bezirk mit 1.800 Euro. Ein 
weiterer Zuschuss geht in den 
Landkreis Eichstätt für die Or-
gel in der alten Pfarrkirche Hitz-
hofen. Für das vom Münchner 
Hof-Orgelbaumeister Franz Bor-
gias Maerz erbaute Instrument 
gibt es erneut einen Zuschuss 
von 1.000 Euro, nachdem sich 
die im letzten Jahr begonnene 
Sanierung als aufwändiger er-
wiesen hatte als ursprünglich 
gedacht.

Auch die Vorplanung zum 
Umbau einer Wachbaracke des 
ehemaligen Kriegsgefangenen-
lagers VII A (kurz: Stalag VII A) 
in Moosburg an der Isar fördert 
der Bezirk 

(1.000 Euro). Die drei verblie-
benen Wachbaracken des 1939 
von der deutschen Wehrmacht 
im Norden der Stadt errichte-
ten Lagers stehen unter Denk-

malschutz. Eine von ihnen soll 
umgebaut und künftig von der 
benachbarten Schule als Spei-
sesaal sowie für die Mittagsbe-
treuung genutzt werden. 

... und Marienfiguren 
müssen renoviert werden

Einen Zuschuss von 2.000 Eu-
ro erhält die Katholische Kir-
chenstiftung St. Michael Rott-
bach. Gedacht ist er für die Sa-
nierung der Mariengrotte und 
der Friedhofsmauer an der 
Pfarrkirche St. Michael in Rott-
bach, einem Ortsteil der Ge-
meinde Maisach im Landkreis 
Fürstenfeldbruck. Im Landkreis 
Mühldorf am Inn werden bei 
dieser „kleinen“ Vergaberunde 
gleich sechs Projekte berück-
sichtigt. Unter anderem erhält 
die Primavera Naturkorn GmbH 
in der Stadt Mühldorf 1.600 Eu-
ro für die Restaurierung der Ma-
rienstatue am Siloturm der ehe-
maligen Alten Walzmühle.

Der Bezirk Oberbayern bezu-
schusst Maßnahmen an Bau- 
und Bodendenkmälern sowie 
an Einzelobjekten, die wegen ih-
rer künstlerischen, städtebauli-
chen, wissenschaftlichen oder 
volkskundlichen Bedeutung von 
allgemeinem Interesse sind. Ins-
gesamt stellt er dafür in diesem 
Jahr 2,5 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Mit der Förderung sollen 
die höheren Kosten, die bei der 
Renovierung oder Restaurierung 
denkmalgeschützter Gebäude 
entstehen, kompensiert werden. 
Der Bezirk übernimmt zehn bis 
zwanzig Prozent dieser Mehrkos-
ten, jedoch nur bis zu einer Höhe 
von 50.000 Euro. Die Förderung 
der Denkmalpflege gehört zu den 
Aufgaben der Fachberatung Hei-
matpflege des Bezirks Oberbay-
ern, die ihren Sitz im Kloster Be-
nediktbeuern hat. r

ben. Den psychosozialen Krisen-
dienst kann jeder in Anspruch 
nehmen, der sich in einer Notsi-
tuation befindet. Die vom Bezirk 
und dem Freistaat Bayern finan-
zierte Zentrale Leitstelle, die an 
365 Tagen im Jahr rund um die 
Uhr telefonisch erreichbar sein 
wird, wird bei der Dr. Loew So-
ziale Dienstleistungen GmbH 
in Bayreuth angesiedelt. Dane-
ben wird es zahlreiche ambu-
lant aufsuchende Teams geben, 
die jeweils aus zwei Fachleuten 
bestehen und nach ihrer Anfor-
derung durch die Leitstelle spä-
testens innerhalb einer Stunde 
an jedem Ort in Oberfranken 
sein werden. Die mobilen Teams 
werden ausschließlich vom Be-
zirk finanziert. Hierfür sollen 
künftig jährlich rund 1,5 Milli-
onen Euro bereitgestellt wer-
den. Laut Bezirkstagspräsident 
Henry Schramm wird eine In-
betriebnahme im späten Herbst 
angestrebt: „Mit dem Krisen-
dienst schließen wir eine Lücke 
im bisherigen Versorgungsange-
bot und zwar flächendeckend in 
ganz Oberfranken.“ r

Richtfest zum Neubau der 
Bertolt-Brecht-Schule

Im Auftrag der Stadt Nürnberg errichtet die WBG KOMMUNAL 
GmbH (WBGK) im Rahmen einer Öffentlich-Öffentlichen Part-
nerschaft den Neubau des Kooperativen Schulzentrums Ber-
tolt-Brecht-Schule (BBS) in Nürnberg Langwasser.

Trotz Corona-Zeiten verliefen 
die Bauarbeiten bisher planmä-
ßig und ohne besondere Vor-
kommnisse. Die Rohbauarbei-
ten werden in diesen Tagen ter-
mingerecht abgeschlossen. Die 
traditionelle Richtfestfeier muss 
wegen der aktuellen Lage leider 
entfallen. 

Die Baustelle der BBS ist die 
derzeit größte laufende Schul-
baustelle in Nürnberg und eine 
der größten Baustellen in der 
Region. Das Investitionsvolu-
men beträgt rund 170 Mio. Euro. 
„Ich bin sehr erfreut über den 
guten Verlauf des Bauvorha-
bens. Es ist auch vom finan-
ziellen Aufwand her das bis-
her größte Schulbauprojekt der 
Stadt Nürnberg. Es hat sich als 
richtig erwiesen, dieses gemein-
sam mit der WBG KOMMUNAL 
und einem Generalüberneh-
mer umzusetzen. Gerade in Zei-
ten von Corona sind eine recht-
zeitige Baufertigstellung und ein 
verlässlicher Preis besonders 

wichtig. Dafür danke ich allen 
Beteiligten,“ stellt Stadtkämme-
rer Harald Riedel fest. 

„Ich freue mich sehr, dass wir 
bei diesem Großprojekt völ-
lig im Plan liegen, und danke  
allen Beteiligten für ihr gro-
ßes Engagement“, erklärte WB-
GK-Geschäftsführer der WBGK, 
Ralf Schekira. Zu Beginn muss-
ten ca. 65.000 m³ Erdreich be-
wegt und mehr als 11.500 lau-
fende Meter Geothermie-Boh-
rungen mit einer Tiefe von je-
weils bis 100 Metern Tiefe 
vorgenommen werden. Im Lau-
fe der Rohbauarbeiten wurden 
rund 24.000 m³ Beton verarbei-
tet und rund 4.000 Tonnen Stahl 
in den Beton eingebracht. Im 
Verlauf des nun folgenden Aus-
baus werden rund 7.500 m² Tro-
ckenbauwände gebaut und ca. 
12.000 m² Betondeckenfläche 
mittels einer Betonkerntempe-
rierung beheizt. In der Hochpha-
se werden rund 330 Mitarbeiter 
vor Ort beschäftigt sein.  r
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Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml: 

Landesamt für Pflege zahlte erste 
Gelder in Millionenhöhe aus

Investitionsoffensive zum Ausbau von Pflegeplätzen kommt gut voran

Das neue Investitionskostenförderprogramm zum Ausbau von 
Pflegeplätzen in Bayern mit dem Titel „PflegesoNahFöR“ (Förde-
rung der pflegerischen Versorgung im sozialen Nahraum) kommt 
gut voran. Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie 
Huml betonte: „Wir müssen uns den demographischen Heraus-
forderungen stellen und unsere Versorgungsstrukturen an die ge-
änderten Lebensverhältnisse der Menschen anpassen. Deshalb 
wollen wir pro Jahr mit dem neuen Programm 1.000 neue Pfle-
geplätze schaffen, um eine flächendeckende und bedarfsgerech-
te pflegerische Versorgungsstruktur zu erreichen. Ich freue mich 
sehr, dass die ersten Fördergelder jetzt vom Bayerischen Landes-
amt für Pflege an verschiedene Einrichtungen angewiesen wer-
den konnten.“

Durch das Programm sollen 
die stationäre Pflege und – ver-
bunden mit einer Ausweitung in 
den sozialen Nahraum – auch die 
häusliche Pflege wohnortnah ge-
stärkt werden. Durch die staat-
lichen Gelder können Kurzzeit-, 
Tages- und Nachtpflegeplätze, 
aber auch Dauerpflegeplätze so-
wie ambulant betreute Wohnge-
meinschaften und Begegnungs-
stätten gefördert werden.

Öffnung  
in den sozialen Nahraum

Dr. Dr. Markus Schick, der Prä-
sident des Bayerischen Landes-
amtes für Pflege (LfP), erläuter-
te: „Wir wollen Impulse setzen 
für eine Öffnung von Pflegehei-
men in den sozialen Nahraum. 
Das können beispielsweise 
haushaltsnahe Dienste oder Be-
treuungsangebote im Viertel 
sein, die es den pflegebedürfti-
gen Menschen ermöglichen, so 
lange wie möglich soziale Kon-
takte zu pflegen und in ihrer 
vertrauten Umgebung bleiben 
zu können.“

Förderbeispiele

Gefördert werden beispiels-
weise der Ersatzneubau des 
Kreisaltenheimes Palling mit 
sieben Tagespflegeplätzen, 90 
Pflegeplätzen und einer Begeg-
nungsstätte, die Sanierung und 
ein Neubau des Seniorenheimes 
Anlauertal Titting mit insgesamt 
58 Dauerpflegeplätzen, Öff-
nung in den sozialen Nahraum, 
zwei Kurzzeitpflegeplätzen und 
fünf Tagespflegeplätzen und das  
Senioren-Servicehaus Pfatter 
mit 20 Tagespflegeplätzen und 
12 Plätzen in einer ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft. 
Außerdem erhält die BRK Ta-
gespflege in Dingolfing Förder-
mittel für den Neubau einer Ta-
gespflege mit 15 Plätzen.

Insgesamt 209 Pflegeplätze 
entstehen mit Hilfe der bis jetzt 

bewilligten Fördermittel neu 
oder können modernisiert wer-
den, um einen künftigen Weg-
fall zu verhindern. 9.265.000 
Euro an Fördergeldern wurden 
bereits bewilligt – insgesamt 
stehen für die Investitionskos-
tenförderung 60 Millionen Eu-
ro zur Verfügung. Weitere Infor-
mationen rund um die Förder-
richtlinie finden Interessierte im 
Internet unter www.pflegeso-
nah.bayern.de.

Wohnortnahe Versorgung

Ein besonderes Anliegen der 
Investitionskostenförderung ist 
die Stärkung der wohnortnahen 
Versorgung. Aus diesem Grund 
setzt die Förderrichtlinie einen 
Schwerpunkt auf Kurzzeit-, Ta-
ges- und Nachtpflegeeinrichtun-
gen sowie ambulant betreute 
Wohngemeinschaften. Gerade 
im ländlichen Raum soll auch die 
Entstehung von kleinen pflege-
rischen Angeboten unterstützt 
werden (z.B. Förderung von am-
bulant betreuten Wohngemein-
schaften mit einer räumlich ge-
trennten Begegnungsstätte in 
einem Gebäude oder die Schaf-
fung von Tagespflegeplätzen). 
Es sind bereits 62 Förderanträ-
ge eingegangen (Stand: 14. Mai 
2020).

Zukunftsweisende Strukturen

Ministerin Huml ergänzte: 
„Mit unserem Förderprogramm 
möchten wir zukunftsweisende 
Strukturen in der Pflege schaf-
fen. Daher unterstützen wir Pro-
jekte, die ambulante und statio-
näre Pflege miteinander verbin-
den, wie z.B. den Ersatzneubau 
des Kreisaltenheims Palling im 
Landkreis Traunstein. Neben 90 
neuen Dauerpflegeplätzen wer-
den hier auch sieben Tagespfle-
geplätze und ein Begegnungs-
zentrum für bis zu 20 Pflegebe-
dürftige und ihre Angehörigen 
geschaffen.“

Huml fügte hinzu: „Durch die 
Vernetzung von ambulanten 
und stationären Angeboten und 
den Ausbau von Kurzzeitpflege-
plätzen ermöglichen wir indivi-
duelle Pflegearrangements und 
stärken so die häusliche Pfle-
ge. Die Teilhabe pflegebedürfti-
ger Menschen am gesellschaft-
lichen Leben und die Unterstüt-
zung pflegender Angehöriger 
sind mir ein wichtiges Anliegen.“

Fördervoraussetzungen

Voraussetzung für die För-
derung ist unter anderem der 
nachgewiesene Bedarf an Pfle-
geplätzen oder Begegnungs-
stätten, die sozialräumliche Pla-
nung, beispielsweise in Form 
eines seniorenpolitischen Ge-
samtkonzepts, eine fachliche 
Konzeption sowie eine abge-
schlossene bauliche Planung. 
Anträge für die Förderung kön-
nen an das für den Vollzug des 
Programms zuständige Landes-
amt für Pflege gerichtet werden. 
Das Landesamt für Pflege errei-
chen Sie unter folgender Ad-
resse: Bayerisches Landesamt 
für Pflege, Köferinger Straße 1, 
92224 Amberg oder per E-Mail 
unter: poststelle@lfp.bayern.
de.  r

V.r.: Baudirektor Stefan Noll und der Leiter des Staatlichen Bau-
amts Amberg-Sulzbach, Henner Wasmuth, erklärten Landrat 
Richard Reisinger und Matthias Kolb, Leiter des Tiefbauamts am 
Landratsamt Amberg-Sulzbach, anstehende Straßenbauprojekte 
im Landkreis Amberg-Sulzbach.  Bild: Christine Hollederer

Straßenbauprojekte 
im Fokus

Dialog zwischen Landrat und Vertretern des Bauamts

Amberg-Sulzbach. Corona zum Trotz werden auch in diesem Jahr 
im Landkreis Amberg-Sulzbach wieder zahlreiche Straßenbaupro-
jekte in Angriff genommen. Über einzelne Schwerpunkte tauschte 
sich Landrat Richard Reisinger nun mit Vertretern des Staatlichen 
Bauamts Amberg-Sulzbach aus. Dieses zeichnet für Bundesstra-
ßen und Staatsstraßen verantwortlich.

Behördenleiter Henner Was-
muth und Baudirektor Stefan 
Noll, zuständiger Abteilungs-
leiter für den Landkreis Am-
berg-Sulzbach, betonten da-
bei, dass das Staatliche Bau-
amt „auch in diesen schwierigen 
Zeiten den Beteiligten am Bau 
als verlässlicher Partner zu Sei-
te steht und die Bauwirtschaft 
und Ingenieurbüros weiterhin 

mit Aufträgen unterstützt“. Bis 
dato habe das Coronavirus laut 
Noll wenig Einfluss auf das Bau-
geschehen sowie die Material-
verfügbarkeit, sodass die Stra-
ßen- und Brückenbauprojekte 
im Zeitplan liegen. 

Rege Bautätigkeit

So findet auch im Landkreis 

Amberg-Sulzbach aktuell rege 
Bautätigkeit statt. Beispiel Birg- 
land: Dort wird an zwei Que-
rungshilfen in Schwend sowie 
an einem Radweg zwischen 
Schwend und der A6 gebaut. 
Letzterer ist Teil eines Radwege-
konzepts zwischen Sulzbach-Ro-
senberg und Lauterhofen (Lkr. 
Neumarkt) im Umfeld der 
Staatsstraße 2164, so Noll.

Radwege sind  
ein besonderes Anliegen

In Punkto Radwege ist Land-
rat Richard Reisinger ein Rad-
weg entlang der B 14 von Sulz-
bach-Rosenberg nach Kauerhof 
ein besonderes Anliegen. Hier 
finden laut Stefan Noll aktu-
ell Verhandlungen zum Grund- 
erwerb statt. Zudem werde vor 
Ort aufgrund der Erweiterung 
des Bau- und Gewerbegebiets 
sowie der vorhandenen Bushal-
testelle beim dortigen Gasthaus 
die Installation einer Bedarfs- 
ampel geprüft.

Kurz vor Fertigstellung ist da-
gegen die Kreuzung B 85/Kreis-
straße AS 11 bei Edelsfeld. Dort 
könne bereits in wenigen Wo-
chen der Verkehr wieder ohne 
Einschränkungen rollen, so Noll. 
Die B 85 ist ohnehin ein Schwer-
punktthema. So soll in den 
Pfingstferien der Fahrbahnbe-
lag auf Höhe des Krankenhauses 
(zwischen der Abfahrt Staats-
straße 2164 (Bereitschaftspoli-
zei) und der B 14) auf einer Län-
ge von rund 1,3 Kilometern er-
neuert werden. Ähnliches soll in 
einem ersten Bauabschnitt auf 
der B 85 bei Auerbach gesche-
hen. Die Kosten für beide Pro-
jekte belaufen sich auf rund 3,3 
Millionen Euro. 

Fahrbahnerneuerungen

Fahrbahnerneuerung stehen 
zudem auf der B 14 zwischen 
Sulzbach-Rosenberg und Hahn-
bach (ca. 3 Kilometer) an sowie 
auf der B 299 bei Ursensollen 
(ca. 1 Kilometer). Kosten hierfür 
rund 2,8 Millionen Euro. Bei Ur-
sensollen wird parallel dazu die 
baubedingt zu sperrende An-
schlussrampe der A6 mit einem 
neuen Fahrbahnbelag versehen.

Positives gibt es auch vom 
Radweg zwischen Amberg und 
Hirschau zu berichten. Zwischen 
Immenstetten und Steiningloh 
wird in der zweiten Jahreshälfte 
der radverkehrstaugliche Aus-
bau eines bestehenden öffentli-
chen Feld- und Waldweges vor-
bereitet. Ziel ist es, entlang der 
Staatsstraße 2238 eine Radweg-
verbindung zwischen den bei-
den Städten zu schaffen. 

Zwischen Freudenberg und 
Mertenberg soll noch in diesem 
Jahr mit dem Ausbau der Staats-
straße auf einer Länge von  
rund 1,5 Kilometern im Bereich 
Wutschdorf begonnen werden. 

 Stefan Noll/Christine Hollederer

Landkreis Günzburg: 

Fast 6 Millionen Euro für kommunale 
Hochbaumaßnahmen im Günzburg

Auch in diesem Jahr unterstützt der Freistaat Bayern kommuna-
le Hochbaumaßnahmen im Landkreis Günzburg. Der Landkreis 
selbst, die Städte Burgau, Günzburg und Thannhausen, die Ge-
meinden Kötz und Röfingen sowie der Schulverband Thannhau-
sen erhalten Zuweisungen nach Artikel 10 des Finanzausgleichs-
gesetzes für kommunale Hochbaumaßnahmen in Höhe von 
insgesamt 5.801.000 Euro. Dies teilte Alfred Sauter, MdL mit.

1,78 Millionen Euro erhält der 
Landkreis für Generalsanierung 
und Umbau des Krumbacher 
Simpert-Kraemer-Gymnasi -
ums. 2,3 Millionen Euro dienen 
der Erweiterung und Sanierung  
des Dossenberger-Gymnasiums 
in Günzburg. 

Für die Erweiterung der Kin-
dertagesstätte Mindelzwerge  
erhält die Stadt Burgau 50.000 
Euro sowie über 150.000 Euro 
für den Umbau und die Erweite-
rung der Kindertagesstätte Pur-
zelbaum in Unterknöringen. 

Einen Baukostenzuschuss von 
70.000 Euro bekommt Günzburg 
für Umbau und Erweiterung des 

Reggio-Kinderhauses. Eine För-
derung in Höhe von 350.000 Eu-
ro erhält Thannhausen für Er-
werb und Umbau des Schulland-
heims zur Kindertagesstätte.

Die Gemeinde Kötz bekommt 
350.000 Euro für den Neubau 
der Kindertagesstätte St. Niko-
laus in Kleinkötz und 250.000 
Euro für den Neubau eines Kin-
derhortes in Großkötz. 57.000 
Euro erhält Röfingen für die Er-
weiterung des Kindergartens 
Roßhaupten. Die Generalsanie-
rung der Dreifachsporthalle in 
Thannhausen wird mit 444.000 
Euro bezuschusst.

Der Freistaat Bayern hat mit 
Blick auf den weiterhin hohen 
Investitionsbedarf der Kommu-
nen insbesondere im Bereich 
der Schulen und Kindertages-

einrichtungen die Mittel nach 
Art. 10 FAG auf ein neues Rek-
ordniveau angehoben. Alfred 
Sauter: „Der Freistaat Bayern 
unterstützt seine Kommunen 
beim Bau von Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen auch in 
diesem Jahr nach besten Kräf-
ten. Im Jahr 2020 steigen die Fi-
nanzausgleichsleistungen insge-
samt auf über 10 Milliarden Eu-
ro und erreichen damit erneut 
ein Rekordvolumen.“

Alfred Sauter betont, dass der 
Freistaat die Baumaßnahmen im 
Landkreis Günzburg in besonde-
rer Weise unterstützt und sich 
damit erneut als verlässlicher 
Partner zeigt: „Die kommunale 
Hochbauförderung wird weiter-
hin auf außerordentlich hohem 
Niveau fortgeführt. Für die Kom-
munen ist diese Förderung des 
Freistaats ein wichtiger Baustein 
für eine ausgewogene Infra- 
struktur. Ohne diese zusätzli-
chen Mittel wären viele wichti-
ge Projekte nicht umsetzbar“, so 
Sauter.  r

Brandschutz in Kliniken: 

Erhöhte Feuergefahr durch 
Beatmungsgeräte

Tödliche Unfälle in Russland waren vermeidbar
Die Brandunfälle mit Beatmungsgeräten von Corona-Patienten 
in Moskau und St. Peterburg belegen, wie wichtig das Thema in-
tegrierter Brandschutz in medizinischen Geräten ist. Die in Ah-
rensburg bei Hamburg ansässige JOB GmbH, Technologieführer 
bei integrierten Brandschutz-Systemen, weist darauf hin, dass 
die Unfälle in den beiden russischen Kliniken, bei denen kürzlich 
sechs Menschen ums Leben kamen, mit geringfügigem Aufwand 
sehr wahrscheinlich vermeidbar gewesen wären.

So können in die meisten me-
dizintechnischen Geräte mit ge-
ringem finanziellem Aufwand 
eine Kleinlöscheinrichtung, so-
genannte E-Bulbs eingebaut 
werden, die als kleinster Feu-
erlöscher der Welt gelten. Da-
bei handelt es sich um eine Glas- 
ampulle, die bei großer Hit-
ze zerplatzt und ein brandstop-
pendes Schutzgas freisetzt, das 
Feuer löscht und den Strom un-
terbricht. Damit können Brände 
vermieden, Menschenleben und 
Werte geschützt werden – ins-
besondere auch in sensibler In-
frastruktur wie Krankenhäusern.

Angesichts der Corona-Krise 

hat die JOB GmbH angeboten, 
die Hersteller von Beatmungs-
geräten kostenlos mit E-Bulbs 
zu beliefern und entsprechende 
Design-In-Teams zur Verfügung 
zu stellen.

JOB-Geschäftsführer Bo-
do Müller: „Statistisch gesehen 
brennt es auch in deutschen Kli-
niken einmal pro Woche. Die 
Unfälle ließen sich in vielen Fäl-
len vermeiden wenn alle Geräte 
mit internem Brandschutz aus-
gestattet wären. Trägern und 
Betreibern von Krankenhäusern 
ist dringend zu empfehlen, be-
reits bei der Ausschreibung zur 
Beschaffung medizinischer Ge-

räte auf integrierten Brand-
schutz mittels Kleinlöscheinrich-
tungen zu bestehen.“

Das Unternehmen hat eine 
Hotline JOB-Coronahilfe einge-
richtet: +49 (0) 4102-2114-223

Die JOB-Gruppe entwickelt, 
produziert und vertreibt ther-
misch auslösende Glasampul-
len für automatische Sprinkler, 
die mittlerweile zum Standard 
in der Sprinklerindustrie gewor-
den sind. Dazu kommen neue, 
auf die Minderung von Schä-
den ausgerichtete Löschkonzep-
te, um Brände bereits in der Ent-
stehungsphase zu erkennen und 
gezielt löschen zu können. 

Das Unternehmen ist Welt-
marktführer in Forschung, Ent-
wicklung und Produktion von 
wärmeempfindlichen Thermo  
Bulbs (Glasfässchen) für die Sprink- 
lerindustrie und andere Bran-
chen. Der hohe technische Stan-
dard wird durch die eigene Pro-
duktion von gezogenen Glas-
rohren mit hoher Flexibilität er-
gänzt, weshalb die JOB-Gruppe 
für jeden Kunden Produkte indi-
vidualisieren kann. 
Weitere Informationen:
job-group.com
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Halbzeit beim 2. Bauabschnitt:

„Kultur-Schloss Theuern 
wird immer schöner“
Bauliche Überraschungen verzögern Zeitplan

Bei der Sanierung historischer Gebäude sind bauliche Über-
raschungen nichts Ungewöhnliches. Diese Erfahrungen ma-
chen derzeit auch die Verantwortlichen des Landratsamtes Am-
berg-Sulzbach, die mit der Generalsanierung des ehemaligen 
Hammerherrenschlosses in Theuern betreut sind. Landrat Richard 
Reisinger, Museumsleiter Dr. Martin Schreiner, Projektleiter Tho-
mas Raithel vom Gebäudemanagement des Landkreises Am-
berg-Sulzbach und Tourismusreferent Hubert Zaremba machten 
sich jetzt ein Bild vom Fortschritt der Sanierungsarbeiten. 

Trotz Verzögerungen im Zeit- 
plan des 2. Bauabschnitts geht 
es stetig voran. „Das Kultur- 
Schloss Theuern wird von Tag 
zu Tag schöner“, betont Landrat 
Richard Reisinger. Große Fort-
schritte macht der kleine Saal im 
Südflügel des Kultur-Schlosses. 
Nachdem sich nach der Freile-
gung der Tragkonstruktionen 
erhebliche Bauschäden aufta-
ten, mussten das Deckentrag-
werk statisch und bauphysika-

lung verschiebt sich damit vor-
aussichtlich auf Herbst 2021. 

Eingriffe in die  
historische Substanz

Mit dem 3. und letzten Bauab-
schnitt steht die Sanierung des 
Schlosshauptgebäudes mit Jä-
gerhaus an. Die Planungen sind 
noch nicht abgeschlossen, da 
größere Eingriffe in die histori-
sche Substanz zu bewerkstelli-

Nach umfassenden Sanierungsarbeiten nimmt der kleine Saal im 
Südflügel des Kultur-Schlosses Theuern allmählich Formen an. 
Vom Baufortschritt überzeugten sich Landrat Richard Reisinger 
und Museumsleiter Dr. Martin Schreiner (2. und 3. v. rechts), Pro-
jektleiter Thomas Raithel (rechts) und Tourismusreferent Hubert 
Zaremba (links).  Bild: Martina Beierl / Christine Hollederer (Archivbild)

Landrat Leo Schrell und Oberbürgermeister Frank Kunz verschafften sich gemeinsam mit Vertretern des BRK sowie der Baufirma und des 
Planungsbüros einen Eindruck vom Beginn der Bauarbeiten zur Errichtung einer neuen Tagespflegeeinrichtung des BRK. Bild: Jan Koenen

Baubeginn an der  
BRK-Tagespflege Dillingen

In der aktuellen Corona-Pandemie wird in besonderer Weise 
deutlich, wie wichtig bedarfsgerechte Angebote im Bereich der 
Pflege sind. Deshalb freuen sich Landrat Leo Schrell und Oberbür-
germeister Frank Kunz unisono, dass in diesen Tagen mit dem Bau 
der BRK-Tagespflege in Dillingen gestartet werden konnte. 

„Der BRK-Kreisverband Dil-
lingen stellt sich mit der neuen 
Einrichtung den Anforderungen 
an die Pflege der Zukunft. Gera-
de die momentane Corona-Situ-
ation hat die Defizite in diesem 
Arbeitsbereich deutlich auf- 
gezeigt“, so der Vorsitzende  
des BRK-Kreisverbandes, Land-
rat Leo Schrell.

Die neue Tagespflege bietet 

Platz für insgesamt 20 Besucher, 
die dort während des Tages be-
treut werden. Der Fahrdienst 
des Roten Kreuzes wird die Be-
förderung von und zur Einrich-
tung durchführen. Gerade im 
Bereich der teilstationären Ver-
sorgung wird durch die BRK-Ta-
gespflege eine Lücke zwischen 
der ambulanten und vollstatio-
nären Versorgung von älteren 
Menschen geschlossen. Diese 
Einrichtung ist im Landkreis Dil-
lingen die erste reine Tagespfle-
geeinrichtung. Dafür investiert 
der Kreisverband des Roten 
Kreuzes rund 1,3 Mio. Euro. 

Für den BRK-Kreisverband Dil-
lingen ist die Tagespflege ein 
weiterer Baustein seines Versor-
gungskonzeptes für Menschen 
mit einem Hilfebedarf. „In den 
letzten Jahren wurden durch 
die Betreute Wohnanlage in der 
Schillerstraße, die in unmittelba-
rer Nähe zur neuen Tagespfle-
ge entstanden ist, und durch die 
bereits bestehende Sozialstati-
on weitere Angebote geschaf-
fen“, stellt Stephan Härpfer, Ge-
schäftsführer des BRK-Kreisver-
bandes, fest. Das Personal für 
die neue Tagespflege wurde aus 
bestehendem Pflegepersonal 
generiert und für die neue Tätig-
keit geschult. 

Leo Schrell bedankt sich sehr 
herzlich bei der Hospitalstiftung 
Dillingen, namentlich dem Vor-
sitzenden, Frank Kunz, für den 
Verkauf des Bauplatzes. Kunz 
betont: „Mit dem neuen Ange-
bot wird in Zukunft nicht nur 
die Betreuungssituation in un-
serer Stadt ausgebaut – die Ta-
gespflege bedeutet vor allem 
auch für die pflegenden Ange-
hörigen eine spürbare Entlas-
tung. Deswegen hat sich auch 
der Stadtrat klar dafür ausge-
sprochen, dieses wichtige Pro-
jekt zu unterstützen, um so die 
Familienfreundlichkeit für al-
le Generationen weiter zu stär-
ken“, so das Dillinger Stadtober-
haupt.  r

lisch komplett erneuert und die 
Bodendielen über dem Gewöl-
be saniert werden. Das stark 
zerstörte Gewölbemauerwerk 
im ehemaligen Pferdestall da-
runter konnte nur durch einen 
Teilabriss und Wiederaufbau er-
setzt werden. 

Derzeit laufen die Arbeiten 
für den Personenaufzug und für 
die WC-Anlage. Dazu werden 
Bohrpfähle tief im Boden instal-
liert, der Untergrund stabilisiert 
und anschließend die Boden-
platten eingezogen. Schäden 
in der Holzbalkendecke im klei-
nen Saal waren vorher nicht be-
kannt. „Sie stellten auch so ei-
ne bauliche Überraschung dar, 
die zu der Bauverzögerung ge-
führt hat“, erklärt Thomas Rait-
hel. Um ein gutes weiteres Jahr 
wird sich deshalb der 2. Bauab-
schnitt hinziehen. Die Fertigstel-

gen sind. Baubeginn ist voraus-
sichtlich im Frühjahr 2022. Bau-
abschnitt 1 mit der Sanierung 
des ehemaligen Schweinestalls 
ist erfolgreich abgeschlossen. 
Aktuell laufen die Vorbereitun-
gen für die Neugestaltung der 
Museumsräume „Industriege-
schichte“ im Dachgeschoss. So-
wohl die Anordnung der Steck-
dosen als auch die Beleuchtung 
bieten künftig ein flexibles Sys-
tem, das Umgestaltungen im 
Ausstellungsbereich mit gerin-
gem Aufwand möglich macht. 

Barrierefreiheit

In Zukunft sind beide Veran-
staltungssäle für Hochzeitsgäste 
und Kulturbegeisterte barriere-
frei zu betreten. Dank einer mo-
dernen Holzpellet-Heizung mit 
Regelung wird das rund 240 Jah-

re alte Hammerherrenschloss 
auch aus energetischen Ge-
sichtspunkten zu einem rund-
um attraktiven Museums- und 
Kulturbetrieb im Landkreis Am-
berg-Sulzbach. „Die Kombinati-
on aus neukonzipiertem Muse-
um, modernisierten Veranstal-
tungssälen und frischem Glanz 
wird viele Einheimische und Be-
sucher anziehen. Davor jedoch 
steht noch sehr viel Arbeit“, be-
tont Tourismusreferent Hubert 
Zaremba. Ein Eröffnungstermin 
ist noch nicht absehbar. Aber so 
viel verrät der neue Leiter, Dr. 
Martin Schreiner, schon mal: „Es 
wird auf jeden Fall ein rauschen-
des Fest geben, das mit Sicher-
heit auch den alten Hammer-
herren gefallen hätte“.

Die Gesamtkosten der Sa-

Ein „Tokyo Tower“ für den Heuchelhof
Gartenamt gestaltet die Spielplätze Tokio- und Otsustraße um

Aufgrund der Corona-Pandemie musste das Gartenamt der Stadt 
Würzburg zum Bedauern vieler Kinder und Eltern die öffentlichen 
Spielplätze sperren. Auf dem Heuchelhof konnte diese Zeit je-
doch genutzt werden: Die beiden Spielplätze Tokio- und Otsustra-
ße wurden für insgesamt ca. 175.000 Euro umgestaltet. 

Auf dem Spielplatz Tokiostra-
ße mussten mehrere Spielgeräte 
rückgebaut werden. Eine grund-
legende Erneuerung war unum-
gänglich. Bereits 2016 fand in 
Zusammenarbeit mit dem Fach-
bereich Jugend und Familie, der 
ARGE Familien in der Stadt, dem 
Quartiersmanagement Heuchel- 
hof sowie dem Bürgerverein 
Heuchelhof eine Nutzerbeteili-
gung vor Ort statt. Die dort auf-
genommenen Anregungen und 
Wünsche bildeten die Basis für 
die Planung des Gartenamtes. 

Den Spielplatz in sein  
Umfeld integrieren

„Unser Grundanliegen bei den 
Planungen ist es, den einzelnen 
Spielplatz ebenso wie das Um-
feld zu betrachten“, so Dr. Helge 
Bert Grob, Leiter des Gartenam-
tes. Im Bereich Madrider Ring 
befindet sich neben dem Spiel-
platz Tokiostraße auch der Spiel-
platz Otsustraße. Die fußläufige 
Entfernung beträgt lediglich 125 
m. Daher entwickelte das Gar-

tenamt ein räumliches und the-
matisches Gesamtkonzept für 
beide Spielplätze: Die Angebo-
te für kleinere Kinder wurden 
weitgehend auf dem Spielplatz 
Otsustraße und die für größere 
Kinder auf dem Spielplatz Toki-
ostraße realisiert.

Anregungen  
aus der Bevölkerung

Die Anregungen der Nutzerin-
nen und Nutzer waren vielfäl-
tig. Besonders das Thema Klet-
tern und Rutschen in zwei un-
terschiedlichen Höhen lag ihnen 
am Herzen. Dieses Kernanlie-
gen und weitere Wünsche konn-
ten im Rahmen der Planung  
des Gartenamtes berücksichtigt 
werden. Lediglich auf separate 
Fußballtore wurde bewusst ver-
zichtet. Es gibt einen nahe gele-
genen Bolzplatz.

„Ziel des Gartenamtes war 
es“, so Dr. Grob, „zwei individu-
elle und auf den Ort zugeschnit-
tene Spielplätze zu gestalten“. 
Daher stehen die Entwürfe – 
ausgehend von den Straßenna-
men – unter dem Thema „Japan, 
Tokio, Otsu“. Abgeleitet von den 
in den Flaggen vorkommenden 
Elementen, wurden punktför-
mige Spielgeräte und kreisrunde 
Formen verwendet. Außerdem 
wurden – beispielsweise bei den 
Spielgeräten – die charakteristi-
schen Farben rot und weiß auf-
gegriffen.

Individuelles Spielgerät

Der „Tokyo Tower“ ist das 
Wahrzeichen der japanischen 
Metropole Tokio. In Anleh-
nung daran wurde ein indivi-
duelles Spielgerät entwickelt. 
Diese teilweise über neun Me-
ter hohe Kombination aus Stahl 
und Holz ist das Hauptelement 
der Planung. Sie besteht aus ei-
nem Viereckturm mit 1,90 m 
Podesthöhe, schrägen Kletter-
netzen und einer Edelstahlrut-
sche. Hoch hinaus ragen die 
rot-weißen Stahlpfosten. Über 
eine Seilbrücke gelangt man zu 
einem Sechseckturm, dessen 
Grundriss in Anlehnung an die 

Flagge Tokios ausgewählt wur-
de. Ausgestattet ist er mit einem 
senkrechten Kletternetz und ei-
nem Kletter-Balancier-Aufstieg. 
Außerdem wurden eine Nest-
schaukel, eine Wippe und drei 
einzelne Spielpunkte zum Dre-
hen, Hüpfen und Sitzen oder 
Bockspringen aufgebaut. Bänke 
und Sitzauflagen runden das An-
gebot ab.

Neue Sandspielfläche

Der Spielplatz Otsustraße 
wurde mit einer Spielkombina-
tion für kleine Kinder ausgestat-
tet. Auf das 0,95 m hohe Podest 
mit Edelstahlrutsche führt ein 
Treppenaufstieg. Zudem gibt es 
eine Unterschlupfmöglichkeit. 

Der bestehende Sandkasten 
wurde durch eine neue Sand-
spielfläche mit Sandbagger er-
setzt. Ein rundes Bodentrampo-
lin lädt zum Hüpfen und Sprin-
gen ein. Natürlich wurden auch 
hier Sitzmöglichkeiten vorgese-
hen. Voraussichtlich Ende Mai 
sind die Fundamente ausgehär-
tet und der Rollrasen angewach-
sen. Leider ist die weitere Ent-
wicklung bezüglich der Sper-
rung von Spielplätzen aktuell 
noch nicht absehbar. Umwelt- 
und Kommunalreferent Wolf-
gang Kleiner hofft jedoch, dass 
die neuen Geräte möglichst bald 
von vielen Kindern bespielt wer-
den können.  r

nierung für das Bergbau- und  
Industriemuseum Ostbayern / 
Kultur-Schloss Theuern belau-
fen sich auf rund 10,55 Millio-
nen Euro, die vom Kreistag ge-
nehmigt worden sind. Die Kos-
ten für Bauabschnitt 1 in Höhe 
von rund 2,14 Millionen Euro 
wurden eingehalten. Für Bau-
abschnitt 2 sind rund 4,53 Mil-
lionen Euro veranschlagt. Die-
se können aufgrund der bauli-
chen Mehraufwendungen vor- 
aussichtlich nicht eingehalten 
werden. Für Bauabschnitt 3 sind 
weitere rund 3,88 Millionen Eu-
ro eingeplant. Die Sanierung ist 
eng an die Vorgaben der Denk-
malpflege gebunden. Der Land-
kreis Amberg-Sulzbach rechnet 
mit Fördergeldern in Höhe von 
bis zu 3,56 Millionen Euro.  r

Der neue „Tokyo Tower“ auf dem Spielplatz Tokiostraße.
 Bild: Gartenamt / Marie-Luise Löchner
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Beschützen ist  
unsere Leidenschaft.
Seit König Max 1811 die Versicherung zum  
Schutz der Menschen gegründet hat.

Sparkassen – verlässliche Partner 
auch in Corona-Zeiten

GZ-Interview mit Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern

GZ: Dr. Netzer, wie stark hat 
die schnelle Ausbreitung der Co-
rona-Pandemie die Arbeit der 
Sparkassen verändert, wurden 
sie überrascht?

Netzer: Es ging uns wie so vie-
len anderen – obwohl wir doch 
gesehen hatten, was auf uns zu-
kommt, hatten wir dann das Ge-
fühl, dass alles ganz plötzlich 
ging. Aber dank gut vorbereiteter 
Notfallpläne konnten wir unseren 
Betrieb quasi von heute auf mor-
gen weitgehend umstellen: weni-
ger Geschäftsstellenbetrieb, da-
für enorm viel mehr Onlineakti-
vitäten unserer Kunden und Be-
rater. Vor allem für die schnellen 
Liquiditätshilfen für Kunden, die 
oft schon rasch wirtschaftlich un-
ter Druck kamen.

Die Sparkassen laufen seitdem 
auf Hochtouren, unsere Mitar-
beiter leisten noch immer enor-
men Einsatz, um unsere Kunden 
gerade in dieser Krisenzeit zu be-
gleiten. Wir haben fast überall 
Kapazitäten aufgestockt, Fach-
leute für Aufgaben aus ande-
ren Bereichen in Webinaren ge-
schult. Das haben viele Sparkas-
sen vor allem im Kreditbereich 
so gehandhabt: Denn ein großer 
Schwerpunkt liegt auf der Bear-

beitung von Förderkrediten für 
unsere Firmenkunden.

GZ: Wie viele Förderkredite 
im Zusammenhang mit dem Co-
rona-Hilfsprogramm konnten 
Sie denn bislang auf den Weg 
bringen?

aber gar nicht die beste Lösung. 
Oft ist ein direkter Kredit bei der 
Sparkasse vorteilhafter in den Fi-
nanzierungsmix einzubauen. Auch 
hier gilt: Jeder vertretbare Kre-
dit wird auch vergeben. Im März 
und April haben wir 3,8 Mrd. Eu-
ro neue Kredite an Unternehmen 
und Selbständige zugesagt, das 
sind 26 Prozent mehr als im März/ 
April 2019. 

GZ: Hätten das nicht mehr 
sein können? Die langsamen 
Fortschritte bei der Kreditverga-
be wurden ja öfter bemängelt.

Netzer: Es ist klar, dass wir 
Sparkassen als Hausbanken ei-
ne besondere Verantwortung bei 
der Bewältigung der wirtschaft-
lichen Folgen der Corona-Pan-
demie für unsere Kunden in den 
bayerischen Regionen tragen. 
Dieser Verantwortung kommen 
wir so schnell und so umfänglich 
wie möglich nach. Es ist in unse-
rem ureigensten Interesse, dass 
unsere Kunden auch nach der Kri-
se noch unsere Kunden sind, also 
erstens am Markt und zweitens 
erfolgreich. Wir tun alles, um ge-
meinsam gut durch diese Krise zu 
kommen, das Motto bei uns heißt 
#gemeinsamdadurch.

Gleichzeitig müssen wir aller-
dings auch achtsam sein – das ist 
wie bei einem Rettungsschwim-
mer: Er will helfen, muss aber 
beim Retten auch auf sich sel-
ber achten. Es gab zu Beginn vie-
le Unklarheiten über die genaue 
Ausgestaltung der Förderkredite. 
Und natürlich mussten wir kor-
rekte Kreditprüfungen durchfüh-
ren – das verlangen die Förder-
banken genauso wie die Aufsicht 
von uns.

GZ: Was heißt das genau?
Netzer: Die staatlichen Förder-

banken haben zu Beginn der Krise 
sehr schnell zusätzliche Fördermit-
tel bereitgestellt. Die Bedingungen 
für die Vergabe waren aber noch 
nicht immer klar. Gleichzeitig soll-
ten die Hausbanken aber schon 
für die Förderbanken die Kredit-
prüfung durchführen. Dazu gibt es 
an und für sich klare Vorschriften, 
die im Verlauf der Wochen erleich-
tert wurden. Wenn eine Sparkasse 
aber nun eine Kreditprüfung ohne 
Klarheit positiver abgeschlossen 
hätte als es zum jeweiligen Zeit-
punkt erlaubt war, müsste sie da-
mit rechnen, dass sie bei Überprü-
fung durch die Finanzdienstleis-
tungsaufsicht Schwierigkeiten be-
kommt. Das gilt ganz unabhängig 
davon, dass die Hausbanken na-
türlich auch ein eigenes Interes-
se daran haben, nur solide Finan-
zierungen zuzusagen, weil sie ja 
selbst in aller Regel für einen Teil 
des Ausfallrisikos haften.

GZ: Die Haftungsfreistellung al-
so war der Knackpunkt?

Netzer: Am Anfang gab es vie-
le Unklarheiten und auch sehr viel 
Unwissenheit bei den Antragstel-
lern. Viele dachten, dass die Haf-
tungsfreistellung den Antragstel-
ler betrifft, er also nicht mehr 
voll für den Kredit haften müs-
se. Aber das war ein wenig för-
derliches Missverständnis, denn 
die Haftungsfreistellung bezieht 
sich auf das Innenverhältnis zwi-
schen Förderbank und Hausbank. 
Sie ändert nichts an der Tatsa-
che, dass es nicht um einen Zu-
schuss, sondern um einen Kredit 
geht, der geprüft und später zu-
rückbezahlt werden muss. Das 
gilt auch für die Schnell-Kredi-
te mit 100prozentiger Haftungs-
freistellung – sollten sie ausfal-
len muss die Hausbank hier nichts 
an die Förderbank zurückzahlen. 
Bei den anderen Konstruktionen 
bleibt immer ein Teil des Ausfall-
risikos bei der Hausbank.

GZ: Welche Hilfen gibt es denn 
bei den Hausbanken außer Kredi-
ten auf die eigene Bilanz oder aus 
dem Corona-Schutzschirm?

Netzer: Neben der Neukredit-

vergabe ist erst einmal die Erhö-
hung von Kontokorrentspielräu-
men ein sehr häufig genutztes 
Mittel – manchmal sogar bei ei-
ner Reduzierung der dafür anfal-
lenden Zinsen. Die Hauptstütze für 
die Entlastung unserer Kunden ist 
aber die vorübergehende Ausset-
zung von Zins- und Tilgungsleis-
tungen bei bereits bestehenden 
Krediten: Mittlerweile haben die 
bayerischen Sparkassen insgesamt 
bereits über 44.000 Tilgungsaus-
setzungen vorgenommen, davon 
53 % für Firmenkunden. 

Die Corona-Krise wird uns al-
le aber noch länger beschäftigen, 
so dass noch einige Unternehmen 
wegen Einnahmeverlusten in fi-
nanzielle Engpässe geraten wer-
den. Weil wir vor Ort mit und von 
unseren Kunden leben ist es für 
uns selbstverständlich, gemein-
sam Lösungen zu finden. Konkret 
heißt das, dass Sparkassenkunden 
bei bestehenden Krediten die fälli-
gen Tilgungsleistungen für mehre-
re Monate aussetzen können. 

GZ: Wo gibt es derzeit die größ-
ten Hürden bei der Finanzhilfe 
für die Unternehmen?

Netzer: Schwierig wird es leider 
immer dann, wenn Unternehmen 
nicht erst durch die Corona-Kri-
se in Liquiditätsengpässe gekom-
men sind. Wer aber 2019 ein ge-
sundes Unternehmen mit trag-
fähigem Geschäftsmodell hatte, 
der kann auch jetzt mit unkompli-
zierter Unterstützung rechnen.

GZ: Und wie sehen Sie die Aus-
wirkungen auf die Kommunen?

Netzer: Bislang hat der Fokus 
der Krisenbewältigung auf Hil-
fen für die Wirtschaft und priva-
te Haushalte gelegen. Der nächs-
te Schritt muss jetzt sein, die kom-
munalen Haushalte zu sichern. 
Denn wir sehen, dass die Folgen 
der Corona-Pandemie natürlich 
auch die kommunalen Haushalte 
erheblich betreffen. Zu befürchten 

ist immerhin ein sehr deutlicher 
Einbruch der kommunalen Steu-
ereinnahmen – allen voran der 
konjunkturanfälligen Gewerbe-
steuer. Auch die Gebühren, Bei-
träge und Einnahmen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit stehen un-
ter Druck. Und das bleibt wohl 
auch mittelfristig so: Von 2021 an 
rechnen immer noch 86 Prozent 
der Kämmerer mit sinkenden Ein-
nahmen. Die Sparkassen haben 
auch hier vor Ort bereits reagiert 
und unterstützen die bayerischen 
Kommunen überall dort, wo es 
notwendig ist. Soweit ich das se-
he, sind die Bayern hier aber oh-
nehin im Vorteil. Bundesweit ist 
die Spreizung zwischen stark und 
wenig betroffenen Kommunen viel 
größer als im Freistaat.

GZ: Wie sehen denn hier die 
Unterstützungsleistungen aus? 

Netzer: Den meisten Kommu-
nen stehen die größeren Heraus-
forderungen ja noch bevor. Aber 
schon jetzt fallen bereits laufen-
de Einnahmen weg, z.B. durch 
Steuerstundungen. Hier helfen die 
Sparkassen durch die Erhöhung 
von Kassenkrediten. Aber Liquidi-
tät ist sehr oft gar nicht das Prob-
lem, sonst hätte es zuvor das The-
ma Verwahrentgelte gar nicht ge-
geben. Es werden also erst einmal 
Bestände abgebaut. Doch die mit-
telfristigen Ausfälle von Steuer- 
einnahmen setzen Investitionspla-
nungen unter Druck. Um die Inves-
titionslücke zu schließen, bieten 
wir, gemeinsam mit der Bayern-
Labo, sehr günstige Investitions- 
kredite an. Es muss also jetzt wie 
in Zukunft keine Kreditklemme für 
die bayerischen Kommunen be-
fürchtet werden.

GZ: Wären da Investitionen in 
eine stärkere Digitalisierung der 
kommunalen Abläufe nicht sinn-
voll?

Netzer: Ja, klar. Jetzt ist ein gu-
ter Zeitpunkt, einige Lehren aus 

dem Shutdown ins normale Leben 
zu übernehmen. Auch die kommu-
nalen Einrichtungen reduzieren 
die direkten Kontakte – mit Home- 
office und Videocalls allein ist 
es aber nicht getan. Das Thema  
„Online-Rathaus/Landratsamt“, 
in dem kommunale Dienstleistun-
gen auf einer Webpräsenz abruf-
bar sind, rutscht derzeit in den Pri-
oritätenlisten der Bürgermeister 
und Landräte ganz nach oben. Die 
Landesregierung stellt dafür spe-
zielle Fördermittel im Programm 
„Digitales Rathaus“ zur Verfü-
gung. Und die Sparkassen bie-
ten schon seit einiger Zeit ein leis-
tungsfähiges System zur Abwick-
lung der Bezahlvorgänge an: Mit 
„Girocheckout“ steht hier der er-
probte Baustein für das E-Pay-
ment bereit. 

GZ: Meinen Sie, dass die Bür-
ger schon bereit für solche Lö-
sungen sind?

Netzer: So wie wir Sparkassen 
eine deutlich gestiegene Nachfra-
ge nach Online-Banking-Leistun-
gen feststellen, sehen wir auch, 
dass sich in der aktuellen Situation 
viele die Möglichkeit wünschen, 
andere Erledigungen wie z.B. Be-
hördengänge per Computer oder 
Smartphone zu erledigen. Hier fin-
det zurzeit ein Umdenken statt. 
Der Bedarf ist in den letzten Wo-
chen rasch gestiegen.

Die Sparkassen bieten ihren Kun-
den übrigens jetzt die Möglichkeit, 
sich in einem stark vereinfachten 
Prozess auf elektronischem Weg 
für das Online-Banking freischal-
ten zu lassen, ohne dass sie da-
für in eine Filiale kommen müs-
sen. Damit reagieren sie auf das  
gestiegene Interesse an Online- 
Banking – auch von Kunden, die  
ihre Bankgeschäfte bisher lieber 
in der Filiale durchgeführt haben. 
Die Bayern sind offener geworden 
für neue Lösungen und wir beglei-
ten sie dabei verlässlich. r

Dr. Ulrich Netzer. r

Netzer: Mittlerweile sind es  
fast 3.700 Förderkredite mit  
einem Volumen von über 950 
Mio. Euro, die allein die bayeri-
schen Sparkassen auf den Weg 
gebracht haben. Für sehr viele 
Kunden sind diese Förderkredite 

Sparkassen-Kreditbasket 
XVI erfolgreich aufgestockt 

Der Sparkassen-Kreditbasket XVI (S-KB XVI 2019) konnte wie seine 
beiden Vorgängerpools mit dem sog. zweiten Einbringungstermin 
aufgestockt werden. 115,3 Mio. Euro zusätzliches Absicherungsvolu-
men, verteilt auf 56 Adressen, erhöhen den Gesamtpool auf 712,2 
Mio. Euro. 32 Sparkassen nutzten die Möglichkeit, mittelständische 
Kreditrisiken gegen Ausfälle abzusichern - die Gesamtteilnehmerzahl 
steigt dabei auf 83, so dass der Rekord von 2017 eingestellt wird. 

Die Sparkassen haben die Absi-
cherungsentscheidungen für den 
Aufstockungstermin bereits vor 
der Corona-Pandemie getroffen 
und können sich nun bestätigt se-
hen. Auch die bereits angekündig-
te diesjährige Kreditpooling-Trans-
aktion S-KB XVII 2020 wird stark 
nachgefragt. Sie kann einen weite-
ren bedeutsamen Beitrag zur Sta-
bilität der Betriebsergebnisse der 
teilnehmenden Sparkassen im Um-
feld des schwersten Wirtschafts-
einbruchs der jüngeren Zeit leisten. 

Im Rahmen des Kreditbaskets 
übertragen Sparkassen mittels 
Kreditderivaten Adressenausfall-
risiken großer gewerblicher Kre-

ditengagements auf ein Portfolio 
und erwerben im Gegenzug an-
teilig das diversifizierte Portfo-
lio. Etwaige Ausfälle bei den Kre-
ditrisiken müssen somit nicht von 
der einzelnen Sparkasse getragen 
werden, sondern verteilen sich als 
kleine Beträge auf alle investieren-
den Sparkassen. 

Die Transaktion wurde erneut 
von BayernLB, Helaba, LBBW, 
NORD/LB sowie SaarLB arrangiert 
und von den regionalen Sparkas-
senverbänden und dem Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
band (DSGV) begleitet. Administ-
ratoren des Kreditbaskets sind die 
BayernLB und die Helaba. r

Flagge zeigen für Vielfalt
Am 26. Mai fand der Deutsche Diversity-Tag 2020 statt - ausgerufen 
von der Charta der Vielfalt. Schon lange definiert der Konzern Ver-
sicherungskammer Vielfalt als zentralen Unternehmenswert.

„Seit einigen Jahren fördern wir 
Diversity, weil es ein explizit de-
finierter Wert unseres Konzerns 
ist“, erklärt Barbara Schick, die im 
Konzernvorstand für Diversity ver-
antwortlich ist. „Das Engagement 
von uns allen ermöglicht eine Viel-
falt an Perspektiven, Kompeten-
zen und Meinungen, die jeden Ein-
zelnen mit einschließt und zu einer 
offenen Gesellschaft beiträgt.“

Offenes Denken und ein State-
ment für Toleranz sind gerade an-
gesichts der derzeit herrschenden 
Unsicherheit wichtig für eine posi-
tive gemeinschaftliche Grundhal-
tung. Deshalb engagierte sich der 
Konzern Versicherungskammer be- 
reits zum wiederholten Mal am 
jährlich stattfindenden Deutschen 
Diversity-Tag mit verschiedenen  
Aktionen. Er weist damit auf die 
Vielfalt in der Gesellschaft und in 
der Arbeitswelt hin. 

Seit 2016 setzen sich Mitarbei- 
tende des Konzerns in mehre-
ren Arbeitsgruppen auf freiwilli-
ger Basis für verschiedene Themen 
ein und entwickeln Maßnahmen 
für den Konzern. Hierbei wurde 
beispielsweise erprobt, was jun-

ge und erfahrene Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in generatio-
nenübergreifenden Tandems von-
einander lernen können und wie 
Jobsharing auch auf der Führungs-
ebene umgesetzt werden kann. Ei-
ne weitere AG beschäftigt sich da-
mit, möglichst vielfältige Talente 
bei der Personalauswahl zu be-
rücksichtigen.

Zum Diversity-Tag wurde den  
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aufgrund der aktuellen Situ-
ation virtuell einiges geboten. Das 
Intranet lud zu Beiträgen und Mit-
machforen ein und in den Casinos 
konnten sie mit Diversity-Menüs 
To Go-Vielfalt schmecken. 

Auch über die Social-Media-Ka-
näle der Versicherungskammer 
wurde auf das Thema aufmerk-
sam gemacht. Alles unter dem 
Motto #FlaggefürVielfalt: Die Ver-
sicherungskammer ist überzeugt, 
dass dann, wenn die verschiede-
nen Talente und Perspektiven al-
ler Mitarbeiterinnen  und Mitar-
beiter genutzt werden, daraus ein 
großer Mehrwert für jeden Ein-
zelnen sowie für das Unterneh-
men entstehen kann. r
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Steuerschätzung Bayern:

Kommunale Haushalte stärken
Die drastischen wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
treffen auch den Bayerischen Staatshaushalt. Wie Finanzminister 
Albert Füracker bei der Vorstellung der aktuellen Steuerschätzung 
hervorhob, könne der Freistaat heuer mit Steuereinnahmen von 
rund 41,6 Mrd. Euro rechnen - 5,5 Mrd. Euro weniger als noch im 
vergangenen Herbst vorausgesagt. „Aber Bayern stemmt sich ge-
gen die Krise“, unterstrich Füracker: „Dank unserer vorausschau-
enden Finanzpolitik in der Vergangenheit und schneller, effekti-
ver Reaktionen seit Beginn der Pandemie sind wir gut gerüstet.“

Auch in den nächsten Jahren 
muss der Freistaat Füracker zu-
folge mit deutlichen Minder-
einnahmen rechnen. So sind im 
Vergleich zur letzten Schätzung 
rund 2,7 Milliarden Euro weni-
ger Steuereinnahmen für 2021 
zu erwarten, rund 2,6 Milliar-
den Euro im Jahr 2022. Zum Ver-
gleich: Nach dem Ausbruch der 
Finanzkrise beliefen sich die ge-
schätzten Einnahmerückgänge 
im Jahr 2009 in Bayern auf etwa 
1,5 Milliarden Euro.

Seriöse Finanzpolitik im Blick

Bayern, so der Finanzminister, 
bleibe auch in der Krise hand-
lungsfähig und stehe zu seinen 

Beschlüssen. „Trotz aktuell sin-
kender Einnahmeprognosen wer-
den wir unsere Zukunftsinvestiti-
onen nicht vernachlässigen. Ziel 
ist eine rasche konjunkturelle Er-
holung“, machte Füracker deut-
lich. „Investitionen und Maßnah-
men, die Wirtschaft, Kommu-
nen und Familien in Bayern zu-
gutekommen, werden daher im 
Jahr 2020 wie beschlossen fort-
geführt.“ Damit sei sichergestellt, 
dass Wirtschaft und Bürger sich 
auf die bereits gegebenen Zusa-
gen des laufenden Haushaltsjah-
res vollumfänglich verlassen kön-
nen. „Mit dem Bayerischen Co-
rona-Krisenmanagement stützen 
und stärken wir gezielt unsere 
Wirtschaft und sichern möglichst 

viele Arbeitsplätze“, unterstrich 
der Minister.

Seriöse und zukunftsgerichte-
te Finanzpolitik bleibe Bayerns 
Markenzeichen. Dennoch muss-
te der Bayerische Landtag mit 
Blick auf das Ausmaß der Pan-
demie zum ersten Mal seit vie-
len Jahren eine Aufnahme von 
neuen Schulden genehmigen. 
„Die aktuellen Kreditaufnah-
men sind ein schmerzhafter Ein-
schnitt, aber sie sind nötig, um 
die aktuelle Krise zu überwin-
den. Auf Basis der Steuerschät-
zung im September 2020 wer-
den wir dann die Planungen für 
den Doppelhaushalt 2021/2022 
darstellen“, erklärte Füracker.

Ein Aderlass ohnegleichen

Angesichts der drohenden 
Steuerausfälle von rund 2 Milli-
arden Euro bei den bayerischen 
Gemeinden und Städten sprach 
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe  
Brandl von einem „Aderlass, den 
es so noch nie gegeben hat“. Er 
appellierte deshalb an die Bay-

erische Staatregierung, die Ge-
meinden und Städte in Bayern 
finanziell nicht im Regen stehen 
zu lassen. 

Krise gemeinsam bewältigen

Gerade in Krisenzeiten müs-
se die öffentliche Verwaltung 
funktionieren. Die Bürgerinnen 
und Bürger, die durch die Co-
rona-Krise ohnehin stark be-
einträchtigt sind, erwarteten 
zu Recht Leistungen ihrer Ge-
meinden und vertrauten auf die 
Funktionsfähigkeit kommunaler 
Einrichtungen. Brandl: „Jedem 
ist klar: Nach der Corona-Krise 
werden in den Rathäusern die 
Rotstifte gezückt und kommu-
nale Leistungen überprüft wer-
den. Bayerns Gemeinden und 
Städte rufen deshalb der Staats-
regierung zu: Helft uns, redet 
mit uns, wie wir die Krise ge-
meinsam bewältigen.“

Der Verbandschef erwartet 
von der Staatsregierung, dass 
umgehend Gespräche über die 
finanzielle Lage der Kommunen 
aufgenommen werden. Dort, 
wo konkreter Bedarf ist, gehe 
es um aktuelle Hilfestellungen, 
aber auch um die Stabilisierung 
der Finanzausstattung. Darüber 
hinaus müsse die Handlungs-, 
vor allem aber die Investitions-
fähigkeit der Gemeinden und 
Städte gestärkt werden, um 
auch die örtliche Wirtschaft zu 
unterstützen. 

Gewaltige Finanzlöcher

Laut Brandl können die Steu-
erausfälle derzeit noch nicht klar 
beziffert werden, weil die Krise 
noch nicht beendet ist. Doch sei-
en bereits jetzt gewaltige Finanz-
löcher absehbar. Bislang hätten 
sich die kommunalen Ebenen  
mit Forderungen zurückgehal-
ten; nun sei es aber an der Zeit, 
mit dem Staat über konkrete Pro-
blemlösungen und die Zukunft 
der Kommunalfinanzen zu reden.

Auch der Bayerische Land-
kreistag hat Bund und Freistaat 
dazu aufgerufen, zu den Kommu-
nen zu stehen. Wie Verbandsprä-
sident Christian Bernreiter, Land-
rat in Deggendorf, hierzu aus-
führte, „brechen den Gemeinden 
in nie dagewesener Größenord-
nung die Steuereinnahmen weg. 
Fallende Steuereinnahmen be-
deuten auch sinkende Schlüssel-
zuweisungen aus dem Allgemei-
nen Steuerverbund. Zudem feh-
len auch weitere Einnahmen, wie 
etwa beim ÖPNV oder in den Bä-
dern.“

Im ersten Schritt schlage dies 
in den Haushalten der Städte 
und Gemeinden krachend ein, 
etwas zeitverzögert dann in de-
nen der Landkreise. Dies belas-
te die kommunale Aufgaben- 
erfüllung und führe dazu, dass 
auch bereits beschlossene und 
geplante Investitionen auf den 
Prüfstand gestellt und schlimms-
tenfalls nicht weiterverfolgt 
werden können. Dies sei unbe-
dingt zu verhindern.

Alle Kräfte mobilisieren

„Alles was wir tun (können), 
hängt von der Kraft unserer Un-
ternehmen ab. Unsere Betrie-
be und die Arbeitsplätze, die sie 
bieten, sind der Schlüsselfaktor. 
Umso wichtiger ist es jetzt, dass 
wir alle Kräfte mobilisieren, um 
unsere Wirtschaft so schnell wie 
möglich wieder in Gang zu brin-
gen und die Menschen in Lohn 
und Brot zu halten. Dafür müs-
sen die kommunalen Haushal-
te gestärkt und die entstehen-
den Lücken gemeinsam gefüllt 
werden“, unterstrich Bernrei-
ter. Die bayerischen Landkrei-
se stünden zu ihrer Verantwor-
tung und trügen durch ihr zügi-
ges und entschlossenes Handeln 
wesentlich zur Eindämmung der 
Corona-Pandemie sowie zur Ak-
zeptanz der von der Staatsregie-
rung beschlossenen Maßnah-
men in der Bevölkerung bei.

Bei den Verhandlungen mit 

Bund der Steuerzahler in Bayern: 

Alle Ausgaben gehören 
auf den Prüfstand

Angesichts der Mai-Steuerschätzung für den Freistaat fordert der Prä-
sident des Bundes der Steuerzahler in Bayern, Rolf von Hohenhau, 
eine neue Schwerpunktsetzung im Haushalt. „Die Corona- Pandemie 
reißt ein riesiges Loch in den bayerischen Haushalt. Alleine für das 
laufende Jahr 2020 werden Mindereinnahmen in Höhe von 5,5 Mrd. 
Euro erwartet. Bis 2022 summieren sich die Corona-bedingten Min-
dereinnahmen dann auf mehr als 10 Mrd. Euro. Diese neue Situation 
muss sich auch im Haushalt des Freistaates widerspiegeln.“

Daher dürfe nur noch das ausge-
geben werden, was absolut not-
wendig ist und der wirtschaftli-
chen Erholung dient. „Sonst droht 
dem Haushalt eine massive Schie-
flage“, machte von Hohenhau 
deutlich. 

Zwang zur  
Schuldenaufnahme

Der Bund der Steuerzahler kri-
tisiert dabei ausdrücklich nicht 
die jetzt notwendige Abkehr vom 
strikten Schuldenverbot und die 
Erhöhung der bayerischen Neu-
verschuldung um 10 Mrd. Euro. 
Es liegt durch die Corona-Pan-
demie eine Notsituation vor, die 
selbst den finanziell solide aufge-
stellten Freistaat Bayern zwingt, 
jetzt neue Schulden zu machen, 
um den Schaden für die Men-
schen und die Wirtschaft zu mi-
nimieren. Das entspricht dem 
Geist der Schuldenbremse, für 
die sich der Bund der Steuer-
zahler in Bayern immer einge-
setzt hat. Die Schuldenbremse 
erlaubt es, dass die öffentliche 

Hand in Notsituationen Kredite 
aufnehmen kann. Zum Geist der 
Schuldenbremse gehört es eben-
so, dass dann das Land einen Til-
gungsplan erstellt und umsetzen 
muss, um die neuen Schulden in 
den folgenden Jahren wieder ab-
zubauen. 

Es darf keine 
Denkverbote geben

„Es ist nun geboten, die Lan-
desausgaben den sinkenden Ein-
nahmen anzupassen und neue 
Schwerpunkte im Haushalt, ins-
besondere zur Bewältigung der 
wirtschaftlichen Auswirkungen 
der Krise, zu setzen. Alle Ausga-
ben gehören auf den Prüfstand. 
Hier darf es keine Denkverbo-
te geben“, so der Steuerzahler-
bund. „Bayern war und ist Vor-
reiter einer soliden Haushaltspo-
litik. Der Steuerzahlerbund hofft, 
dass der Freistaat gerade jetzt 
in der Corona-Pandemie wieder 
Maßstäbe setzt, wie man rasch 
ein Weg zurück zur Normalität 
findet.“ r

Quartalsbilanz 2020: 

BayernLB sorgt für Risiken aus Corona- 
Pandemie vor und weist Verlust aus

Die BayernLB bereitet sich mit einer angepassten Risikovorsorge 
auf den zu erwartenden Einbruch der Wirtschaftsleistung in Folge 
der Corona-Pandemie vor. Im ersten Quartal 2020 hat der Konzern 
72 Mio. Euro (Vj.: +7 Mio. Euro) zurückgelegt, um für Kreditrisiken 
vorzubeugen. Mit einer harten Eigenkapitalquote (CET 1-Quote) 
von 14,7 Prozent zum 31. März (31.12.2019: 15,6 Prozent) ist die 
Bank sehr solide kapitalisiert, um solche Belastungen auch in Zu-
kunft zu verarbeiten und ihre Kunden durch die Krise zu begleiten.

Operativ wirkte sich die Pande-
mie erst im März auf das Kunden-
geschäft aus. In Summe stiegen 
Zins- und Provisionsüberschuss 
im ersten Quartal gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum sogar leicht auf 
498 Mio. Euro (Vj.: 492 Mio. Eu-
ro) an. Unter dem Strich weist die 
BayernLB trotzdem ein negatives 
Quartalsergebnis vor Steuern von 
-151 Mio. Euro (Vj.: 51 Mio. Euro) 
aus. Das ist insbesondere auf Zu-
führungen zur Risikovorsorge so-
wie Bewertungseffekte vor allem 
infolge des Einbruchs der Kapital-
märkte im März zurückzuführen. 
Zusätzlich belasteten die im ersten 
Quartal für das Gesamtjahr kom-
plett verarbeitete europäische 
Bankenabgabe und die Beiträge 
für die Einlagensicherung. Die Auf-
wendungen dafür beliefen sich in 
Summe auf 115 Mio. Euro und la-
gen damit deutlich über dem Vor-
jahreswert von 93 Mio. Euro.

„Die Coronakrise schlägt sich 
jetzt auch in den Bankbilanzen 
nieder, auch wenn wir noch kei-
ne konkreten Einzelfälle mit aku-
tem Risikovorsorgebedarf haben. 
Unser ordentliches operatives Ge- 
schäft im ersten Quartal darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, 
wie stark die Pandemie die Wirt-
schaftsleistung bremst. Natürlich 
stellen wir uns darauf ein, dass wir 
im laufenden Geschäftsjahr ange-
sichts des prognostizierten Kon-
junktureinbruchs Kreditausfälle  
zu verzeichnen haben werden. 
Dieser Erwartung haben wir – so-
weit heute schon machbar – Rech-
nung getragen. Unseren Kunden 
stehen wir nach Kräften als Part-
ner zur Seite, um die Liquiditäts-
versorgung zu sichern“, kommen-
tiert der Vorstandsvorsitzende der 
BayernLB, Stephan Winkelmeier, 
die Geschäftsentwicklung der ers-
ten drei Monate. 

Zinsüberschuss legt zu

Den Zinsüberschuss steigerte 
die BayernLB im ersten Quartal 
2020 auf Konzernebene leicht auf 
426 Mio. Euro (Vj.: 423 Mio. Euro). 
Der Provisionsüberschuss lag mit 
71 Mio. Euro auf Vorjahresniveau 
(Vj.: 70 Mio. Euro). Das Ergebnis 
aus der Fair Value-Bewertung von 

-65 Mio. Euro (Vj.: -13 Mio. Euro) 
war maßgeblich durch negative 
Bewertungseffekte aus den Ver-
werfungen an den Kapitalmärk-
ten in Folge der Corona-Pande-
mie und der Ausweitung der Cre-
dit Spreads geprägt. Das Ergebnis 
aus Finanzanlagen belief sich auf 
11 Mio. Euro (Vj.: 31 Mio. Euro).

Die Bilanzsumme der Bayern-
LB erhöhte sich im Vergleich zum 
Jahresende 2019 auf 241,8 Mrd. 
Euro (31.12.2019: 226,0 Mrd. Eu-
ro). Die Kapitalbasis der Bayern-
LB ist weiterhin sehr solide. Die 
Bank ist damit auch für weitere 
aus der Corona-Pandemie resul-
tierende Belastungen aus heuti-
ger Sicht gut gerüstet.

Fortschritte im 
Transformationsprozess

Die Richtigkeit des strategischen 
Zielbilds der BayernLB, sich bis 
2024 zu einem fokussierten, effizi-
enten Spezialinstitut zu entwickeln, 
mit der DKB als innovativer Digital-
bank unter dem Konzerndach, wird 
durch die krisenhaften Entwicklun-
gen rund um die Corona-Pandemie 
nochmals bestätigt. Das Ende letz-
ten Jahres gestartete Transforma-
tionsprogramm hat die BayernLB 
in den ersten drei Monaten 2020 
mit Nachdruck vorangetrieben. So 
wurden ein umfassender Umset-
zungsplan erarbeitet und im Kapi-
talmarktgeschäft die organisatori-
sche Neuaufstellung zum 1. April 
vollzogen. 

Die Bank konzentriert sich künf-
tig mit ihrer „Markets“-Einheit ne-
ben Geldmarktprodukten und Ab-
sicherungsgeschäften für Kunden 
vor allem auf Debt Capital Mar-
kets-Produkte, wie Schuldscheine 
und Unternehmensanleihen. Dar-
über hinaus hat die BayernLB ers-
te Maßnahmen zur Kostensenkung 
eingeleitet. Auch der angekündigte 
Stellenabbau verläuft planmäßig.

Die BayernLB hat mit Beginn des 
Geschäftsjahres 2020 ihre operati-
ven Segmente neu geordnet und 
weist die Ergebnisse aus dem Kun-
dengeschäft nun in drei statt wie 
bisher in vier Segmenten aus. Im 
Segment Immobilien & Sparkas-
sen/Finanzinstitutionen ist das  
gewerbliche Immobiliengeschäft, 

das Sparkassengeschäft, das För-
derinstitut BayernLabo und – neu 
– das Geschäft mit Banken, Ver-
sicherungen und Assetmanage-
mentgesellschaften gebündelt.  
Das erweiterte Segment weist 
ein Ergebnis von 47 Mio. Euro vor 
Steuern (Vj.: 58 Mio. Euro) aus. 
Der im Immobiliengeschäft der 
BayernLB erfolgreich eingeleite-
te Wachstumskurs zeigt sich im 
Anstieg von Zins- und Provisions-
überschuss auf 138 Mio. Euro (Vj.: 
122 Mio. Euro). Anders als im Vor-
jahr konnte jedoch nicht im nen-
nenswerten Umfang Risikovorsor-
ge aufgelöst werden. Das Sparkas-
sengeschäft profitierte von einem 
deutlichen Geschäftszuwachs im 
Handel mit physischen Edelmetal-
len im Kundenauftrag. Die in die-
sem Segment abgebildeten Bay-
ernLB-Töchter Real I.S. und Bay-
ernInvest hielten ihre Ergebnisse 
auf Vorjahresniveau.

Das neu formierte Segment 
Corporates & Markets, in dem 
die Geschäfte mit Firmenkunden 
sowie die Kapitalmarktaktivitä-
ten der BayernLB gebündelt sind, 
weist nach den ersten drei Mona-
ten 2020 ein Ergebnis in Höhe von 
-89 Mio. Euro vor Steuern (Vj.: 4 
Mio. Euro) aus. Dies ist insbeson-
dere auf die erhöhte Risikovorsor-
ge von -71 Mio. Euro (Vj.: -3 Mio. 
Euro) im Zuge der Coronakrise zu-
rückzuführen, ohne dass sich die-
ser Vorsorgebedarf auf akute Ein-
zelfälle bezieht. Zum Quartalsen-
de fragten die Kunden aufgrund 
des Corona-Lockdowns verstärkt 
Liquidität nach, was sich aber 
noch nicht signifikant in den Ge-
schäftszahlen widerspiegelt.

Die BayernLB unternimmt der-
zeit erhebliche Anstrengungen, 
um die Liquiditätsversorgung ihrer 
Kunden auch während der Coron-
akrise sicherzustellen. Um schnel-
ler auf Bedürfnisse der Kunden re-
agieren zu können, hat das Institut 
in den vergangenen Wochen sei-
ne Kreditprozesse teilweise ver-
einfacht. Außerdem sind die Be-
ratungskapazitäten vor allem für 
die Förder- und Hilfsprogramme 
der staatlichen Förderbanken aus-
geweitet worden. Die Spezialisten 
der BayernLB haben dazu hunder-
te Gespräche geführt. Gemein-
sam mit den bayerischen Spar-
kassen und im Direktgeschäft 
hat die Bayerische Landesbank 
seit Mitte März bereits mehr als 
3.000 Förderanträge mit einem 
Volumen von rund 1,2 Mrd. Euro 
bearbeitet und an die KfW Ban-
kengruppe oder die LfA Förder-
bank Bayern durchgeleitet. r

Geschäftsstelle Haunstetten- 
Mitte eröffnet nach Umzug 

Stadtsparkasse Augsburg erweitert Service mit  
(digitaler) Mitarbeiterin INES

Die Stadtsparkasse Augsburg setzt auf noch stärkere Nähe zu ih-
ren Kunden. Die Geschäftsstelle Haunstetten-Mitte eröffnete an 
neuer Wirkungsstätte „Im Tal 5“ in Haunstetten. Als erste Spar-
kasse in Schwaben geht hier mit „INES“ ein persönlicher Video-
service an den Start. 

„Wir wollen bei unseren Kun-
den vor Ort sein“, so Cornelia Koll-
mer, Vorstandsmitglied der Stadt-
sparkasse Augsburg. „Im Septem- 
ber 1974 wurde mit der Ge-
schäftsstelle Haunstetten-Mitte 
die erste Geschäftsstelle unseres 
Hauses in Haunstetten eröffnet. 
Wir sind seit fast fünf Jahrzehnten 
hier präsent. Mit INES bieten wir 
unseren Kunden nun einen einzig-
artigen Service, den es in diesem 
Umfang und dieser Technik hier 
noch nicht gibt.“

Gewinn für jedermann

INES (=interaktiver Elektro-
nikService) macht Gespräche 
wie am Service möglich. Dau-
eraufträge einrichten und än-
dern, Kartensperrungen, Last-
schriftrückgaben, Terminverein- 
barungen und ähnliches las-
sen sich persönlich-digital erle-
digen. Über einen großen Bild-
schirm klärt der Kunde direkt im 
Gespräch mit einem Mitarbeiter 
aus dem Sparkassen-Team Ser-

vice.direkt sein Anliegen. Gera-
de im aktuellen Umfeld, in dem 
verantwortungsvoll auf einen di-
rekten Kontakt verzichtet wer-
den soll, eine gute Lösung. Für die 
Bedienung ist weder Vorwissen 
noch eine vorherige Anmeldung 
oder Freischaltung notwendig.  
Der INES Videoservice ist über 
die normalen Öffnungszeiten hin-
aus im Einsatz. Aktiviert wird INES 
per Lichtschranke, es ist keine Tür 
zu öffnen. In Corona-Zeiten für 
alle ein Gewinn, persönlich, ein-
fach, vor Ort.

Die neuen Räume in der großzü-
gigen repräsentativen Geschäfts-
stelle bieten einerseits eine offe-
ne Aufteilung und eine angeneh-
me Atmosphäre, andererseits Be-
reiche für diskrete Beratung. Der 
Service-, Beratungs- und SB-Be-
reich der Geschäftsstelle mit ei-
nem Geldautomat, auch mit Ein-
zahlfunktion, ist barrierefrei. 

Stärkung der  
regionalen Wirtschaft

Die Ausstattung der Ge-
schäftsstelle entspricht den neu-
esten ökologischen Anforde-
rungen. Naturmaterialien, ener-
giesparende Klimatechnik und 
neueste LED-Technik setzte die 
Sparkasse bei der Neugestaltung 
ein. Zur Stärkung der Region und 
der regionalen Wirtschaft wur-
den viele Aufträge an heimische 
Unternehmen vergeben. „Bei 
der Gestaltung der Räume, hat-
ten wir den Schutz der Umwelt 
und des Klimas immer vor Au-
gen. Ökologie und Ökonomie ge-
hen so Hand in Hand“, so Corne-
lia Kollmer.

Individuelle Beratungstermi-
ne können weiterhin unabhän-
gig von den Öffnungszeiten täg-
lich von Montag bis Freitag ver-
einbart werden, aufgrund der 
aktuellen Lage zur Zeit nur tele-
fonisch. r

dem Bund für den Ausgleich wei-
terhin explodierender Sozialaus-
gaben wünschen sich die baye-
rischen Landkreise die Rücken-
deckung des Freistaats. Die- 
ser soll sich dafür einsetzen, 
dass die Beteiligung des Bundes 
an diesen Kosten deutlich an-
gehoben wird. Bereits in wirt-
schaftsstarken Jahren sind die 
Sozialausgaben einer der größ-
ten Blöcke in den kommunalen 
Haushalten. Durch Corona sind 
die Zahlen noch gravierender. 
Auch die Finanzierung der Kran-
kenhäuser muss laut Landkreis-
tag in Berlin endlich auf tragfä-
hige Füße gestellt werden. In 
der Krise hätten die kommuna-
len Krankenhäuser einmal mehr 
ihre Bedeutung unter Beweis 
gestellt. DK
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Studie des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung:

Konjunkturprogramm für Bayern
In einer Studie im Auftrag des Bayerischen Wirtschaftsministeri-
ums hat das ifo Institut Vorschläge entwickelt, um Bayerns Wirt-
schaft aus der Corona-Krise zu führen. „Angesichts der großen fi-
nanziellen Belastungen für den Staat ist es dabei von besonderer 
Bedeutung, Maßnahmen zur Förderung der wirtschaftlichen Er-
holung möglichst zielgenau und ursachengerecht zu gestalten“, 
betont das Institut.

Besonders vielversprechende 
Maßnahmen zur Förderung der 
wirtschaftlichen Erholung sind 
aus ifo-Sicht unter anderem eine 
deutliche Ausweitung der Ver-
lustrücktragsmöglichkeiten so-
wie die Chance, Rückstellungen 
für Verluste im Jahr 2020 zu bil-
den. Diese Maßnahmen würden 
sich für viele Unternehmen un-
mittelbar positiv auf die Liquidi-
tät auswirken. Da diese Maßnah-
men darüber hinaus grundsätz-
lich nur zu einer zeitlichen Ver-
lagerung von Steuerzahlungen 
führen, seien die fiskalischen 
Kosten gering. Auch die Einfüh-
rung einer beschleunigten Ab-
schreibung für betriebliche In-
vestitionen würde eine erhebli-
che Liquiditätswirkung erzielen. 

Befriste man diese Maßnah-
me zeitlich, würde zudem ein 
Anreiz entstehen, Investitio-
nen vorzuziehen, was den Pro-
zess der wirtschaftlichen Er-
holung beschleunigen könnte, 
heißt es weiter. Eine permanen-
te Senkung der Gewinnbesteu-
erung (Körperschaft-, Einkom-
men- und Gewerbesteuer) sei 
dagegen als konjunkturstimulie-
rendes Instrument nur bedingt 
geeignet. Mittel- bis langfristig 
könnte eine Senkung der Ge-
winnsteuerbelastung dagegen 
die Attraktivität Deutschlands 
als Wirtschaftsstandort erhö-
hen und das Investitionsklima 
verbessern. Auf Seiten der Ar-
beitnehmer könnten sich steu-
erliche Entlastungen vor allem 
für die Bezieher geringer und 

mittlerer Einkommen konjunk-
turstimulierend auswirken, da 
diese Einkommensgruppen ten-
denziell eine höhere Konsum-
neigung aufweisen. 

Öffentliche Investitionen 
ausweiten

Auch durch eine Ausweitung 
öffentlicher Investitionen kön-
ne die wirtschaftliche Erholung 
befördert werden. Zu erwägen 
wären insbesondere Investitio-
nen in die öffentliche Infrastruk-
tur einschließlich Infrastruktu-
ren für das Etablieren klima- 
freundlicher Technologien (z.B. 
Ladesäulen für Elektrofahrzeu-
ge oder Citymautsysteme) so-
wie Investitionen in die Digita-
lisierung von Schulen und der 
Verwaltung. Krisenverschärfend 
würde es hingegen wirken, wür-
de der Staat im Verlauf der Kri-
se Investitionen zurückfahren. 
Aufgrund wegbrechender Ein-
nahmen aus der Gewerbesteuer 
sowie der Einkommen- und Um-
satzsteuer könnten insbeson-
dere die Kommunen dazu ge-
zwungen sein. Dies gelte es nach 
Möglichkeit zu verhindern. 

Ein mögliches Instrument 
hierfür wäre laut ifo Institut 
ein Fonds, der laufende und ge-
plante kommunale Investitions-
vorhaben sichert und zusätz-
lich neue kommunale Investi-
tionen ankurbelt. Auch könne 
der Staat zusätzliche Anreize zur 
Ausweitung privater Investitio-
nen durch entsprechende För-

derprogramme schaffen. Sol-
che Förderprogramme könn-
ten entweder technologieoffen 
gestaltet sein oder sich auf Be-
reiche konzentrieren, von de-
nen ein besonders positiver Ef-
fekt für die mittel- und langfris-
tige wirtschaftliche Entwicklung 
zu erwarten ist (z.B. FuE-Förde-
rung, Digitalförderprogramme). 
Im letzteren Fall sollte unbedingt 
darauf geachtet werden, dass die 
Ziele des Förderprogramms mit 
den Interessen der Beschäftigten 
im Einklang sind.

Nach Auffassung von Staats-
minister Hubert Aiwanger ist 
es für die bayerische Wirtschaft 
jetzt wichtig, unter Beachtung 
der Hygienemaßnahmen mög-
lichst schnell die Corona-De-
pression hinter sich zu lassen, 
um weitere massive Struktur-
schäden in der Wirtschaftssub-
stanz zu vermeiden. Um die-
ses Ziel strategisch abzusichern, 
müsse das Vorhalten einer star-
ken Gesundheitsversorgung ge-
währleistet sein, um für weitere 
Corona-Bedrohungen möglichst 
gewappnet zu sein.

Für starke Kommunen

„Öffentliche Investitionen sind  
nun wichtiger denn je“, bemerk-
te Aiwanger. „Starke Städte und 
Gemeinden sind die besten Regi-
onalförderer: Sie sorgen mit ihren 
Investitionen und Ausgaben di-
rekt vor Ort für Wertschöpfung - 
vom Straßenbau bis zur Schulkan-
tine. Als Staatsregierung müssen 
wir uns deshalb mit dem ifo-Vor-
schlag eines Investitionsfonds für 
die Kommunen beschäftigen. Wir 
dürfen die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister jetzt nicht al-
lein lassen.“

„Um Konkurse abzuwenden 
und Arbeitsplätze zu sichern, 

Stadtkämmerei München:

SEPA-Mandate online erteilen
Ab sofort können SEPA-Mandate für regelmäßige Zahlungen an die 
Landeshauptstadt München auch online erteilt werden – ganz ein-
fach von zuhause oder unterwegs unter www.muenchen.de/sepa. 

Pro Jahr verarbeitet die Stadt-
kämmerei um die 35.000 SE-
PA-Mandate von Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Unternehmen, vor 
allem für die an die Stadt zu zah-
lende Gewerbesteuer, Grundsteu-
er und Hundesteuer. Auch fast al-
le städtischen Gebühren können 
abgebucht werden. Die Erteilung 
eines SEPA-Mandats bietet vor al-
lem bei regelmäßigen Zahlungen 
Vorteile – der jeweilige Betrag 
wird automatisch zum Fälligkeit-
stermin von dem angegebenen 
Konto abgebucht. Säumnisfolgen 
wie Zinsen oder Mahngebühren 
durch zu späte oder vergessene 
Überweisungen können dadurch 
bequem und unkompliziert ver-
mieden werden.

Die neue vollintegrierte On-
line-Lösung bietet eine für bei-
de Seiten komfortable Alternative 
zur Erteilung in Papierform. Zah-
lungspflichtige erhalten auf die-
sem Weg sofort eine Bestätigung 
über die Erteilung des Mandats. 
Die Zahlungsdaten werden im Hin-
tergrund unmittelbar geprüft und 
das Mandat im System hinterlegt.

Ein weiterer neuer Service der 
Landeshauptstadt München, der 
besonders für Unternehmen inte-
ressant ist, ist die ab 1. April mög- 
liche Annahme von elektroni-
schen Rechnungen in den For-
maten XRechnung und ZUGFeRD. 
Auslöser ist die EU-Richtlinie über 
die elektronische Rechnungsstel-
lung bei öffentlichen Aufträgen 
(Richtlinie 2014/55/EU), die eine 
EU-weite Norm für die von öffent-
lichen Stellen anzunehmenden 
Rechnungen zum Ziele hat. Über 

sollte vor allem der steuerliche 
Verlustrücktrag deutlich ausge-
weitet werden“, machte ifo-Prä-
sident Clemens Fuest deutlich. 
Die Verrechnung von Verlusten 
des Jahres 2020 mit Gewinnen 
der vergangenen Jahre sei keine 
Steuersubvention, sondern nur 
Ausdruck fairer Besteuerung.

Der Bund sei nun genauso ge-
fordert wie Bayern, unterstrich 
Aiwanger: „Insbesondere Ber-
lin muss jetzt bei der Steuerpo-
litik Mut zeigen. An erster Stel-
le steht die Senkung der Unter-
nehmenssteuern auf internatio-
nal wettbewerbsfähiges Niveau. 
Die Meinung des ifo dazu ist 
deutlich: Deutschland würde 
dadurch sowohl die Inlands-
nachfrage stärken als auch für 
ausländische Investoren noch 
attraktiver werden.“

Aus der Studie geht außerdem 
hervor, dass Bayerns Unterneh-
men einen Umsatzrückgang von 
20 Prozent erwarten. Beson-
ders negativ ist die Einschät-
zung bei Dienstleistern und klei-
nen Betrieben mit bis zu 49 Mit-
arbeitern. 22 Prozent der baye-
rischen Unternehmen nehmen 
Liquiditätshilfen in Anspruch, 
besonders hoch ist dabei der 
Zuspruch im Handel mit 32 Pro-
zent. 56 Prozent der Betriebe 
verschieben geplante Investitio-
nen, 26 Prozent streichen diese 
Ausgaben vollständig.

Die Unternehmen spüren die 
negativen Folgen der Corona-Kri-
se auf unterschiedliche Weise. 
Für die Konjunkturmaßnahmen 
ist besonders relevant, dass 73 
Prozent den Nachfragerückgang 
im Inland als Beeinträchtigung 
nennen. Die schwindende Nach-
frage aus dem Ausland ist dage-
gen für 59 Prozent relevant. Fast 
die Hälfte der Firmen war von ge-
setzlichen Betriebsschließungen 
betroffen. DK

Bilanzpressekonferenz Sparkasse Niederbayern-Mitte:

Zufriedenstellendes Geschäftsjahr
„Das Geschäftsmodell der Sparkasse war in den zurückliegenden 
Jahren wesentlich durch die Negativzinsen, die Digitalisierung so-
wie den demografischen Wandel beeinflusst. Dennoch konnte 
sich die Sparkasse Niederbayern-Mitte in diesem Umfeld erfolg-
reich behaupten und bleibt zum Wohle aller Kundinnen und Kun-
den auf hohem Niveau stabil und zukunftssicher“, betonte Vor-
standsvorsitzender Walter Strohmaier vor Pressevertretern.

Strohmaier informierte da-
rüber, dass die Sparkasse Nie-
derbayern-Mitte mit einer Bi-
lanzsumme von 4,48 Mrd. Euro 
und einem Betriebsergebnis von 
1,03 % im Jahr 2019 zu den er-
folgreichsten Kreditinstituten in 
Deutschland zählt. Aktuell gelin-
ge die Eins vor dem Komma im 
Betriebsergebnis nur noch we-
nigen Finanzinstituten. Das wirt-
schaftliche Eigenkapital konnte 
damit im vergangenen Jahr um 
5,2 %, auf über 570 Mio. auf-
gestockt werden. Mit einer wie 
2018 stabilen Eigenkapitalquote 
von rund 18 % sei die Zukunfts-
fähigkeit und damit die Kredit-
versorgung der Region auch 
künftig gesichert.

Ungebrochenes  
Kundenvertrauen 

Trotz der schwierigen Phase 
auf Grund enormer makroöko-
nomischer Herausforderungen, 
bleibe die Sparkasse ein verläss-
licher und starker Partner für 
Mittelstand, Privatkunden und 
Kommunen, so der Vorstand. 
Ihre unverzichtbare Rolle als Fi-
nanzierer der heimischen Regi-
on konnte die Sparkasse mit ei-
nem Wachstum des Kreditvolu-
mens von 6,8 % auf 3.251 Mio. 
Euro weiter ausweiten. 2019 
wurden neue Kredite in Höhe 
von 792 Mio. Euro ausgereicht. 
Mit einem Kreditwachstum von 
20 % in den vergangenen drei 
Jahren ist die Sparkasse laut 
Strohmaier ein unverzichtba-

rer Partner für die Heimat. Trotz 
der anhaltenden Zinsflaute sei 
das Vertrauen der Kunden in die 
Sparkasse ungebrochen. Ein Ein-
lagenwachstum von 4,5 % auf 
insgesamt 3.390 Mio. Euro sei 
dafür ein deutliches Zeichen.

Die Geschäftstätigkeit so-
wie die daraus erwirtschafte-
ten Erträge kommen der Ge-
sellschaft in der Region zugute. 
Über 400.000 Euro wurden für 
gesellschaftliche Themen be-
reitgestellt. Die Kommunen pro-
fitieren von Gewerbesteuerzah-
lungen in Höhe von 5,1 Mio. Eu-
ro. Insgesamt wurden ertrags-
abhängige Steuern in Höhe von 
fast 11,5 Mio. Euro gezahlt.

In einer Zeit massiver tech-
nologischer, finanz- und gesell-
schaftspolitischer Umbrüche lie- 
ge der Fokus auf Stabilität  
und auf Qualität in der Kunden-
bindung, machte der für das  
Kundengeschäft verantwortliche  
Vorstand Dr. Martin Kreuzer 
deutlich. „Mit umfassender ganz-
heitlicher Beratung und unserem 
digitalen Angebot auf Top-Ni-
veau, stellen wir tagtäglich die 
Leistungsfähigkeit der Sparkasse 
für unsere Kunden unter Beweis.“

Freilich hätten die vergange-
nen Monate auch die Sparkas-
se Niederbayern-Mitte dazu ge-
zwungen, schwierige Entschei-
dungen zu treffen, um Scha-
den vom Institut fernzuhalten. 
Schließlich sei eine solide, ge-
sunde und zukunftsfähige Spar-
kasse ein wichtiger Garant für 
die erfolgreiche Entwicklung der 

Region. Umso mehr blicke man 
trotz der rückläufigen Ergebnis-
se durchaus mit Stolz auf den 
erreichten Bilanzgewinn in Hö-
he von 5,95 Mio. Euro (2018: 6,1 
Mio.) unterstrich Kreuzer.

Strohmaier zufolge reichen 
die Wurzeln der Sparkasse Nie-
derbayern-Mitte 180 Jahre in 
die Geschichte zurück. Bereits 
1840 wurde der Grundstein ge-
legt und viele dramatische Her- 
ausforderungen wie verheeren- 
de Kriege hat die heimische 
Sparkasse überstanden. „Eine  
solch langanhaltende extreme 
Zinssituation, mit der wir nun 
schon seit mehreren Jahren kon-
frontiert sind, ist allerdings ei-
ne ganz neue Herausforderung, 
die es über einen so langen Zeit-
raum in Deutschland noch nie 
gab“, stellte der Sparkassenchef 
fest.

Stabiler Finanzpartner

Gemeinsam mit dem sich 
deutlich verändernden Kunden-
verhalten und der voranschrei-
tenden Digitalisierung ist es aus 
seiner Sicht deshalb wenig über-
raschend, dass die unerfreuli-
chen Folgen der anhaltenden 
Niedrigzinspolitik immer stär-
ker auch bei Kunden und Finan-
zinstituten ankommen. Über ei-
nen langen Zeitraum habe die 
Geldpolitik den Euroraum sta-
bilisiert. Mittlerweile überwie-
ge der Schaden dieser expansi-
ven Geldpolitik allerdings sehr 
deutlich. Deshalb müsse die 
Sparkasse in dieser Situation al-
le Möglichkeiten ausloten, um 
weitreichende Folgen abzumil-
dern, damit sie auch für künfti-
ge Generationen der stabile Fi-
nanzpartner für Menschen und 
Wirtschaft in der Heimat blei-
ben kann. DK

das Bayerische E-Government-Ge-
setz werden diese Anforderungen 
in nationales Recht umgesetzt. 
Gemäß Art. 5 Abs. 2 BayEGovG 
ist der Empfang und die Verarbei-
tung elektronischer Rechnungen 
sicherzustellen. 

Paypage für alle Bezahlarten

Es gibt schon jetzt vielfälti-
ge Möglichkeiten, Steuern und 
Gebühren online an die Landes-
hauptstadt München zu zahlen 
– beispielsweise über das Giro-
Code-Verfahren, per Kreditkarte 
oder Giropay. Derzeit werden die 
Kundinnen und Kunden allerdings 
für jeden Zahlservice auf eine indi-
viduelle Bezahlseite geleitet. Ende 
2020 wird hier eine neue Lösung 
implementiert, die alle Bezahlar-
ten auf einer zentralen Seite bün-
delt und so die internen Prozesse 
deutlich erleichtert. Es ist ebenfalls 
geplant, gegen Ende 2020 auch die 
Zahlung über ein PayPal- oder ein 
Paydirekt-Konto anzubieten. 

Stadtkämmerer Christoph Frey: 
„Unser Ziel ist es, die Digitalisie-
rung der Verwaltung zügig voran-
zutreiben und damit den Bürgerin-
nen und Bürgern einen spürbaren 
Mehrwert zu bieten. In diesem 
Jahr gehen wir mit den genann-
ten Projekten wesentliche Schritte 
in die richtige Richtung, indem wir 
die Bezahlverfahren deutlich ver-
einfachen und beschleunigen. Ge-
plant ist es, künftig auch weitere 
Verwaltungsleistungen digital an-
zubieten und auch die Verwaltung 
selbst weiter zu digitalisieren und 
modernisieren.“ r
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Erfreuliche Jahresbilanz 2019 
der LfA Förderbank Bayern
Aktueller Schwerpunkt auf Unterstützung der Wirtschaft in der Corona-Krise 

Gesamtförderleistung 2019 von 2,58 Milliarden Euro

Die LfA Förderbank Bayern zieht für das Jahr 2019 eine erfreuli-
che Bilanz: Im Hauptgeschäft mit Programmkrediten für Mittel-
stand und Kommunen verzeichnete die staatliche Spezialbank 
mit 1,81 Milliarden Euro erneut ein Zusagevolumen auf hohem 
Niveau und erreichte damit den zweithöchsten Wert im Vergleich 
der letzten fünf Jahre.

Die mittelständischen Betrie-
be konnten daraus Investitio-
nen in Höhe von rund 2,57 Mil-
liarden Euro anstoßen. Zusam-
men mit den Konsortialdarle-
hen (439 Millionen Euro) und 
Globaldarlehen (125 Millionen 
Euro) beläuft sich die Kreditver-
gabe 2019 auf rund 2,37 Milliar-
den Euro. Die Gesamtförderleis-

tung für den Wirtschaftsstand-
ort Bayern, einschließlich der Ri-
sikoübernahmen (208 Millionen 
Euro), lag bei rund 2,58 Milliar-
den Euro.

Zuwächse bei den programm-
gebundenen Förderkrediten gab 
es insbesondere im Bereich Ener-
gie und Klimaschutz. Alleine die 
Nachfrage der kleinen und mitt-

leren Betriebe in der Energieeffi- 
zienzförderung stieg um knapp 
14 Prozent auf rund 300 Millio-
nen Euro. Zudem hat die LfA ih-
re Digitalisierungs- und Innova-
tionsförderung komplett neu 
ausgerichtet und bietet auch im 
Innovationskredit 4.0 Tilgungs-
zuschüsse an. Die Zusagen bei 
Digitalisierungs- und Innovati-
onsvorhaben erhöhten sich um 
8,1 Prozent.

Die über 90 geförderten bay-
erischen Kommunen konnten 
2019 mit unseren Förderkredi-
ten Investitionen in die kommu-
nale Infrastruktur in Höhe von 
über 160 Millionen Euro reali-
sieren.

Passgenaue Förderkredite

Die Bilanzsumme lag mit 
21,834 Milliarden Euro leicht 
über dem Vorjahresniveau (+ 3,6 
Prozent). Die Kernkapitalquote 
blieb mit 23,3 Prozent nahezu 
konstant. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Herausforderun-
gen hat die Bank ihre Kapitalba-
sis durch eine Zuführung in die 
Gewinnrücklagen weiter erhöht.

Wirtschaftsminister und LfA- 
Verwaltungsratsvorsitzender 
Hubert Aiwanger erklärt: „Die 
LfA hat im letzten Jahr rund 
4.400 Unternehmen und Kom-
munen mit passgenauen För-
derkrediten unterstützt. Und 
auch in der gegenwärtigen Kri-
se setzt der Freistaat Bayern auf 

die Erfahrung und Kompetenz 
seiner Förderbank. Die zuletzt 
weiter erhöhte Risikoentlastung 
für die LfA erweitert ihre Hand-
lungsmöglichkeiten erheblich, 
um bedrängten Unternehmen 
umfangreiche bankmäßige Un-
terstützungsangebote zur Ver-
fügung stellen zu können. Wir 
werden nicht lockerlassen, wei-
terhin alle Anstrengungen zur 
Begrenzung der negativen wirt-
schaftlichen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie in Bayern zu 
unternehmen.“

LfA-Schnellkredit

Dr. Otto Beierl, Vorstands-
vorsitzender der LfA, erläutert: 
„2019 war erneut ein erfolgrei-
ches Jahr für die LfA. Insbeson-
dere die gestiegene Fördernach-
frage bei Energie- und Klima-
schutzmaßnahmen zeigt, dass  
unser Angebot für die bayeri-
schen Unternehmen attraktiv 
und bedarfsgerecht ist. Aktuell 
setzen wir alles daran, den Un-
ternehmen in der gegenwärti-
gen Krisensituation zu helfen 
und sie im Zusammenwirken 
mit den Hausbanken der Unter-
nehmen schnell mit Liquidität 
zu versorgen. Mit dem neuen 
„Corona-Schutzschirm-Kredit“ 
mit 90-prozentiger Haftungs-
freistellung, der Ausweitung und 
Vereinfachung von Bürgschaf-
ten sowie den einfachen Mög-
lichkeiten zur Tilgungsaussetzung 
bei bereits bestehenden Förder-
darlehen hat die LfA ihr Förder-
instrumentarium massiv erwei-
tert. Mit dem „LfA-Schnellkredit“ 
mit 100-prozentiger Haftungs-
freistellung haben wir zudem ein 
weiteres wichtiges Kreditpro-
dukt geschaffen, das speziell auf 
Betriebe mit bis zu 10 Beschäf-
tigten zugeschnitten ist.“ r

KfW-Kommunalpanel 2020:

Kommunalfinanzen  
in der Corona-Krise

Einschätzungen der Kommunen in einer aktuellen KfW-Umfrage 
deuten darauf hin, dass die Auswirkungen der Corona-Krise auf 
die öffentlichen Haushalte einem Muster folgen, das bereits bei 
früheren Krisen zu beobachten war: Einnahmen sinken, Ausga-
ben und Schulden steigen. Den finanziellen Engpässen wird durch 
das Streichen von Investitionen begegnet. Langfristig wird dies 
nach Meinung der Kreditanstalt für Wiederaufbau negative Kon-
sequenzen für den Zustand der Infrastruktur nach sich zu ziehen. 

Die Corona-Krise trifft die Kom-
munen laut KfW mit voller Wucht. 
Nicht nur mit Blick auf die admi-
nistrative Bewältigung der Krise, 
sondern auch durch eine massive 
Eintrübung der gesamtwirtschaft-
lichen Lage. Kommunale Haushäl-
ter stehen vor unsicheren Zeiten. 
Auch wenn sich die Folgeschäden 
bislang nicht final beziffern lassen, 
sind aktuelle Schätzungen besorg-
niserregend. So prognostizieren  
die kommunalen Spitzenverbän-
de Einnahmeausfälle in Größen-
ordnungen von 11,5 bis zu 60 
Mrd. Euro. Die momentane Lage 
macht viele Haushaltsplanungen 
aus dem Vorjahr hinfällig.

Schlechte Stimmung

Erwartungsgemäß hat sich 
die Stimmung der Kämmerei-
en massiv verschlechtert. War 
im Herbst 2019 zumindest noch 
eine kleine Mehrheit positiv 
für das Jahr 2020 gestimmt, ist 
von Optimismus in der aktuel-
len Umfrage nicht mehr viel zu 
spüren. Weniger als 10 % der 
antwortenden Kommunen er-
warten keine Verschlechterung, 
mit einer Verbesserung rechnet 
praktisch niemand. Von einer 
deutlichen Verschlechterung ge-
hen hingegen 90 % aus.

Beim Blick auf die vermutliche 
Einnahmeentwicklung zeigt sich 
eine überwältigende Mehrheit 
von fast 95 % davon überzeugt, 
dass die Gesamteinnahmen im 
Jahr 2020 geringer als geplant 
ausfallen. Darunter gehen so-
gar über 40 % von stark sinken-
den Einnahmen aus. Maßgeb-
lich getrieben wird diese Ein-
schätzung durch die erwarte-
ten Steuerausfälle: Fast zwei 
Drittel der antwortenden Käm- 
mereien rechnen hier mit star-
ken Mindereinnahmen. Auch 
für andere Einnahmearten wird 
ein Rückgang prognostiziert, 
einzig bei Zuschüssen und För-
dermitteln wird für das laufen-
de Jahr mehrheitlich keine Än-
derung erwartet.

Die aktuelle Krise wird sich 
nach Einschätzung der Käm- 
mereien nicht nur auf dieses 
Haushaltsjahr auswirken, son-
dern auch über das Jahr 2021 
hinaus noch spürbare Effekte 
nach sich ziehen. So geben im-
mer noch über ein Viertel der 
antwortenden Kämmereien an, 
dass es in den Folgejahren stark 
rückläufige Einnahmen geben 
wird, bei den Steuereinnahmen 

sind es sogar über ein Drittel. 
Insgesamt sind die Kommunen 
also pessimistisch, denn über 80 
% gehen mittelfristig von eher 
sinkenden oder stark sinken-
den Gesamt- und Steuereinnah-
men aus. Bei den Zuweisungen 
und Einnahmen aus wirtschaft-
licher Tätigkeit trifft das auf je-
weils über die Hälfte der Kom-
munen zu.

Steigende Sozialausgaben

Den Erwartungen sinkender 
Einnahmen stehen Erwartun-
gen mit umgekehrten Vorzei-
chen für die Ausgabenseite ge-
genüber. Sowohl für das Jahr 
2020 als auch für die Folgejah-
re rechnet eine deutliche Mehr-
heit der antwortenden Kommu-
nen mit steigenden Ausgaben in 
allen relevanten Ausgabenkate-
gorien, außer bei Investitionen.

So gehen rund 70 % der Käm-
mereien von steigenden Sozi-
alausgaben aus, mit einer Sen-
kung rechnet in diesem Bereich 
praktisch niemand. Auch bei 
den Sachkosten und Personal-
ausgaben erwartet eine große 
Mehrheit steigende Ausgaben. 
Anders stellt sich das Bild bei 
den Investitionen dar: Für heu-
er erwarten zwar 15 % der Kom-
munen noch steigende Inves-
titionen, 34 % hingegen einen 
Rückgang.

Bedenklicher Schritt

„Dieser Schritt ist haushalts- 
politisch als Krisenreaktion  
nachvollziehbar, mit Blick auf  
die kommunale Infrastruktur 
ist er aber bedenklich“, betont 
die KfW. Denn bereits zum Zeit-
punkt der regulären Befragung 
für das KfW-Kommunalpanel 
2020 im Herbst 2019 habe sich 
gezeigt, dass die kommunalen 
Investitionsbedarfe immer noch 
hoch sind. Schon bei der In-
standhaltung der vorhandenen 
Infrastruktur hatten viele Kom-
munen in den vergangenen Jah-
ren Probleme. Zusätzliche Inves-
titionsbedarfe, beispielsweise 
aufgrund notwendiger Anpas-
sungen an langfristige Entwick-
lungen wie den Klimawandel, 
waren dabei sogar noch kaum 
berücksichtigt.

Bei den Teilnehmern der Um-
frage überwiegt deshalb der 
Wunsch nach finanziellen Ent-
lastungen und mehr Planungs-
sicherheit. Auf die Frage nach 

MünchenerHyp veröffentlicht Geschäftsbericht 2019:

Neugeschäft  
weiter ausgebaut

Die Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) hat im Ge-
schäftsjahr 2019 ihren Wachstumskurs fortgesetzt. Im Hypotheken-
neugeschäft erzielte die genossenschaftliche Immobilienbank mit 
6,5 Mrd. Euro Zusagevolumen ein Rekordergebnis. Vor dem Hinter-
grund des langjährigen Immobilienbooms nutzte die Münchener 
Hyp zudem die positive Entwicklung, um die Rücklagen zu stärken.

Die MünchenerHyp hat 2019 
das Neugeschäft um 15 Prozent 
auf 6,5 Mrd. Euro ausgebaut. Sie 
verzeichnete deutliche Zuwäch-
se in ihren Hauptgeschäftsfel-
dern der privaten und der ge-
werblichen Immobilienfinanzie-
rung. In der privaten Wohnim-
mobilienfinanzierung stieg das 
Neugeschäft um 18 Prozent auf 
3,7 Mrd. Euro. Mit 2,8 Mrd. Eu-
ro Zusagevolumen waren die Ge-
nossenschaftsbanken der bedeu-
tendste Vermittlungspartner. Auf 
sie entfiel auch der größte Teil 
der Zuwächse im Neugeschäft. 
Der Absatz von Wohnimmobili-
enfinanzierungen über freie Fi-
nanzierungsvermittler stieg um 
30 Prozent auf 0,7 Mrd. Euro 
und in der Kooperation mit der 
Schweizer PostFinance konnte 
die MünchenerHyp das Neu-
geschäft um 3 Prozent auf 290 
Mio. Euro ausweiten. Seit Mit-
te 2019 vergibt die Bank auch 
Wohnimmobilienfinanzierun-
gen in Österreich in Zusammen-
arbeit mit freien Vermittlern. In 
dieser Markteintrittsphase konn-
ten erste Abschlüsse erzielt wer-
den. „In den kommenden Jahren 
wollen wir das Finanzierungsge-
schäft in Österreich kontinuier-
lich ausbauen, um einen spürba-
ren Ergebnisbeitrag zu erzielen“, 
sagte Dr. Louis Hagen, Vorsitzen-
der des Vorstands der Münche-
nerHyp.

In der gewerblichen Immobi-
lienfinanzierung stieg das Neu-
geschäft um 11 Prozent auf 
2,8 Mrd. Euro. Davon entfielen 
1,9 Mrd. Euro auf Finanzierun-
gen von Gewerbeobjekten in 
Deutschland, was einer Steige-
rung um 40 Prozent entspricht. 
„Wir haben in den vergange-
nen Jahren unsere Marktposi- 
tion stetig gestärkt und uns einen 
guten Ruf in der Gewerbeimmo-
bilienfinanzierung aufgebaut. 
Inzwischen gehört die Münche-
nerHyp zur Riege der bedeuten-
den Finanzierer Deutschlands“, 
so Dr. Louis Hagen.

Eigenkapitalbasis gestärkt

Pfandbriefe waren das be- 
deutendste Refinanzierungsinst-
rument der MünchenerHyp. Ins-
gesamt emittierte die Bank im  
Jahr 2019 Hypothekenpfand-
briefe in einem Volumen von 
4,8 Mrd. Euro. Darunter fanden 
die drei Benchmark-Emissio-
nen eine sehr positive Resonanz 
bei den Investoren. Verstärkt 
wurden zudem Pfandbriefe in 
Schweizer Franken begeben.

Die Eigenkapitalsituation der 
Bank zeigt sich weiter sehr sta-
bil. Die Geschäftsguthaben der 
Mitglieder der MünchenerHyp 
stiegen um 39,9 Mio. Euro auf 
1.072,5 Mio. Euro. Die harte 
Kernkapitalquote der Münche-
nerHyp lag zum Jahresende 2019 
bei 19,8 Prozent (Vorjahr 21,7 
Prozent). Die Kernkapitalquote 
belief sich zum selben Datum auf 
21,4 Prozent (Vorjahr 21,7 Pro-
zent) und die Gesamtkapitalquo-
te auf 22,1 Prozent (Vorjahr 22,9 
Prozent). Die Leverage Ratio be-
lief sich zum Jahresende 2019 
auf 3,6 Prozent.

Die Bilanzsumme wuchs um 
2,5 Mrd. Euro auf 42,9 Mrd. Eu-
ro zum 31. Dezember 2019. Der 
Bestand an Hypothekendarlehen 
erhöhte sich um 3,5 Mrd. Euro 
oder 11 Prozent auf rund 35,5 
Mrd. Euro. Der Großteil des Zu-
wachses entfiel mit 1,9 Mrd. Eu-
ro auf die private Wohnimmobi-
lienfinanzierung in Deutschland. 
Damit erhöhten sich die Bestän-

de in diesem Geschäftsfeld auf 
24,4 Mrd. Euro. Einschließlich 
des Bestands an Finanzierungen 
gewerblicher Wohnimmobilien 
in Höhe von 4,4 Mrd. Euro entfal-
len somit 81 Prozent des gesam-
ten Hypothekenbestands der 
MünchenerHyp auf Wohnimmo-
bilien. 

Der Bestand an Finanzierun-
gen von gewerblichen Immobili-
en belief sich zum Ende des Jah-
res 2019 auf insgesamt 11,1 Mrd. 
Euro. Der Bestand im Kreditge-
schäft mit Staaten und Banken 
reduzierte sich entsprechend 
der Geschäfts- und Risikostrate-
gie der MünchenerHyp auf 4,1 
Mrd. Euro (Vorjahr 4,5 Mrd. Eu-
ro). Der Zinsüberschuss stieg um 
7 Prozent auf 299,8 Mio. Euro. 
Die Provisionsaufwendungen er-
höhten sich aufgrund des sehr 
erfolgreichen Neugeschäfts um 
35 Prozent auf 110,7 Mio. Euro. 
Daraus ergab sich ein leicht rück-
läufiger Zins- und Provisions-
überschuss von 204,5 Mio. Euro 
(Vorjahr 207,6 Mio. Euro). 

Risikovorsorge 
im Kreditgeschäft

Da die Bank im Neugeschäft 
ihre konservative Finanzierungs-
ausrichtung beibehielt, bewegt 
sich die neu zu bildende Risiko-
vorsorge im Kreditgeschäft er-
neut auf sehr niedrigem Niveau. 
Die gute Risikosituation wur-
de dazu genutzt, durch den Auf-
lösungsertrag aus einer Einzel-
wertberichtigung die Vorsorge-
reserven der Bank deutlich zu 
stärken. Das Ergebnis aus der 
normalen Geschäftstätigkeit be- 
läuft sich auf 73,6 Mio. Euro. 
Nach einem Steueraufwand in 
Höhe von 37,9 Mio. Euro ver-
bleibt ein Jahresüberschuss von 
35,7 Mio. Euro.

Die dynamische Entwicklung 
des Neugeschäfts setzte sich An-
fang 2020 bei einer weiterhin gu-
ten Marktverfassung zunächst 
fort. Mit dem Ausbruch des Co-
ronavirus in ganz Europa wich 
die positive Stimmung an den 
Märkten jedoch zunehmend Un-
sicherheiten über die Auswirkun-
gen der Pandemie auf die Kon-
junktur und damit auf die Immo-
bilien- und Immobilienfinanzie-
rungsmärkte. 

Da die Beschränkungen des 
wirtschaftlichen und öffentli-
chen Lebens sehr wahrschein-
lich bis ins zweite Halbjahr rei-
chen werden, ist es unmög-
lich abzusehen, wie gravierend 
und nachhaltig die Immobili-
en- und Immobilienfinanzie-
rungsmärkte von den ökonomi-
schen Folgen der Pandemie be-
troffen sein werden. Das wird 
auch kurz- bis mittelfristig den 
Kurs der MünchenerHyp beein-
flussen. Ein Rückgang des Neu-
geschäfts in der Wohn- und in 
der Gewerbeimmobilienfinan-
zierung ist für das laufende Ge-
schäftsjahr wahrscheinlich. 

Aufgrund ihrer konservativen 
Geschäftspolitik und des ho-
hen Anteils von Wohnimmobi-
lienfinanzierungen in Deutsch-
land und in der Schweiz am Dar-
lehensbestand geht die Bank 
davon aus, dass ihre Risikosi-
tuation überschaubar bleibt. 
Sie erwartet zudem, dass sich 
die Konjunktur zum Ende die-
ses Jahres wieder beleben wird. 
Zusammen mit der anhalten-
den Niedrigzinsphase rechnet 
sie somit für das Jahr 2021 wie-
der mit günstigeren Rahmenbe-
dingungen für die Immobilienfi-
nanzierung. r

Niederbayerische Genossenschaftsbanken:

Auf Wachstumskurs
Sehr zufrieden mit dem Geschäftsverlauf zeigte sich Bezirksprä-
sident Albert Griebl bei der Vorlage der Bilanzzahlen für das Jahr 
2019. Die Volks- und Raiffeisenbanken in Niederbayern hätten ihr 
Kundengeschäft im vergangenen Jahr ausgebaut und befänden 
sich auf einem Wachstumskurs.

Um sieben Prozent wuchs 
Griebl zufolge das Volumen der 
ausgereichten Kredite und er-
reicht mit 15,2 Mrd. Euro ein 
neues Rekordniveau. Die Kun-
dengelder stiegen um 5,5 Pro-
zent auf 17,4 Mrd. Euro. Um fünf 
Prozent auf rund 23,1 Mrd. Euro 
nahm die Bilanzsumme der 34 
Genossenschaftsbanken in Nie-
derbayern zu.

Ergebnistreiber

Die Institute erwirtschafte-
ten vor Steuern ein Ergebnis von 
rund 239,8 Mio. Wichtigster Er-
gebnistreiber war die Erholung 
an den Aktien- und Anleihe-
märkten. Die Banken verzeich-

neten hier eine Zuschreibung 
in Höhe von 23,8 Mio. Euro. An 
dieser Stelle mussten im Vor-
jahr Wertberichtigungen von 
minus 34,9 Mio. Euro verbucht 
werden. Einfluss hatte auch das 
Provisionsgeschäft: Hier konn-
ten die Institute mit einer Zu-
nahme von gut 6,6 Prozent auf 
knapp 150,8 Mio. Euro aufwar-
ten. Nur marginal stieg dage-
gen das Zinsergebnis mit einem 
Wachstum von 3 Mio. Euro auf 
423 Mio. Euro.

Gestiegene Einlagen 

Das Gesamtvolumen der von 
den niederbayerischen Genos-
senschaftsbanken betreuten 
Kundenanlagen nahm um 8,1 
Prozent auf 27,3 Mrd. Euro zu. 
Die Einlagen bei den Firmen-
kunden erhöhten sich um 7 Pro-
zent auf 4,8 Mrd. Euro, während 
sie bei den Privatkunden um 5,6 
Prozent auf 11,5 Mrd. Euro stie-
gen. Einlagen öffentlicher Haus-
halte sanken leicht um 1,4 Pro-
zent auf 907,6 Mio. Euro.

Höhere Kreditnachfrage

Im vergangenen Jahr haben 
Privatkunden 6,6 Mrd. Euro bei 
Volks- und Raiffeisenbanken in 
Niederbayern ausgeliehen. Ver-
glichen mit 2018 ist dies ein Plus 
von 6,1 Prozent. Ein Großteil da-
von, etwa 5,7 Mrd. Euro, sind Im-
mobilienkredite. Noch stärker, 
um 7,8 Prozent auf knapp 8,2 
Mrd. Euro, stieg die Kreditnach-
frage bei Firmenkunden. Insge-
samt verzeichnen die Genossen-
schaftsbanken in Niederbayern 
gemeinsam mit ihren Verbund-
partnern ein Kreditvolumen von 
etwa 17,3 Mrd. Euro. Dies ent-
spricht einem Plus von 7,9 Pro-
zent gegenüber 2018. DK

benötigten Hilfen (der Politik) 
entfiel fast die Hälfte aller Ant-
worten auf den Punkt „finanziel-
le Unterstützung“. Dazu zählen 
sowohl eine Kompensation für 
Einnahmeausfälle bei weiterlau-
fenden Fixkosten als auch For-
derungen nach einem Schutz-
schirm für Kommunen oder ei-
ner Altschuldenlösung. 

Auch andere Punkte, die die 
Finanzlage der Kommunen the-
matisieren, adressieren konkre-
te Maßnahmen, um einen Teil 
der finanziellen Krisenlast von 
den Schultern der Kommunen 
zu nehmen, so zum Beispiel ei-
ne Entlastung bei den Sozialaus-
gaben oder eine Flexibilisierung 
des Haushaltsrechts. Neben ei-
ner finanziellen Unterstützung 
wünscht sich jedoch ein Groß-
teil der Kommunen auch mehr 
Planungssicherheit, insbeson-
dere im operativen Umgang mit 
der Krise, beispielsweise mit 
Blick auf ein stärker abgestimm-
tes Vorgehen von Bund und 
Ländern. DK
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Residenz Würzburg feiert  
300. Jubiläum

Gigantisches Bauprojekt startete am 22. Mai 1720 
Zwei neue Bildhauerkopien vervollständigen die Balustrade der Residenz

„Am 22. Mai 1720 fiel in Würzburg der Startschuss für ein gigan-
tisches Bauprojekt: Der Grundstein für die neue Residenz von 
Fürstbischof Johann Philipp Franz von Schönborn wurde gelegt“, 
teilt Finanz- und Heimatminister Albert Füracker anlässlich des 
anstehenden Jubiläums mit. Vor 300 Jahren entstand unter Lei-
tung des Architekten Balthasar Neumann eine der bedeutends-
ten barocken Schlossanlagen Europas, die seit 1981 zum Weltkul-
turerbe der UNESCO zählt.

„Pünktlich zum Jahrestag der 
Grundsteinlegung wird die Balus-
trade des Ehrenhofes der Resi-
denz mit zwei bisher fehlenden 
Skulpturen wieder komplettiert“, 
freut sich Füracker. Aktuell ist die 
Residenz aufgrund der Maßnah-
men gegen eine Verbreitung des 
Corona-Virus noch geschlossen. 
Möglicher Öffnungszeitpunkt für 
Besucherinnen und Besucher ist 
das Pfingstwochenende.

Vollendeter Rohbau 
nach 24 Jahren

Eine Besonderheit beim Bau: 
Es wurde nicht mit dem Mittel-
trakt der Residenz begonnen, 
sondern mit dem linken Seiten-
flügel. Daher war die Gesamt-
breite der Residenz von 169 Me-

tern von Anfang an vorgegeben. 
Eigentlich war es üblich, mit dem 
Mittelbau zu beginnen und so das 
Bauwerk zu den Seiten erweitern 
zu können. Es dauerte 24 Jah-
re, bis der Rohbau vollendet und 
teilweise ausgestattet war. Das 
Richtfest 1744 feierte der Bruder 
und zweite Nachfolger des ersten 
Bauherrn, Fürstbischof Friedrich 
Carl von Schönborn. Von 1751 
bis 1753 veredelte Giovanni Bat-
tista Tiepolo mit seinen Decken-
fresken den Kaisersaal und das 
weltberühmte Treppenhaus. Die-
se Räume überstanden den ver-
heerenden Luftangriff auf Würz-
burg im Jahr 1945, bei dem auch 
die Residenz fast völlig ausbrann-
te, glücklicherweise weitgehend 
unversehrt. 

Nach den umfangreichen Wie-

deraufbau- und Rekonstrukti-
onsarbeiten, die 1987 mit der 
Wiedereröffnung des Spiegel-
kabinetts endeten, unternahm 
die Schlösserverwaltung 2003-
2016 große raumweise Restau-
rierungsaktionen in Treppen-
haus, Kaisersaal, Gartensaal und 
Hofkirche. „Der in diesem Jahr 
neu eingerichtete Dokumenta-
tionsraum zu den Wiederauf-
bau- und Restaurierungsarbei-
ten wird pünktlich mit der Wie-
dereröffnung der Residenz zu 
besichtigen sein“, kündigt Für- 
acker an.

Rekonstruktionen

Die beiden überlebensgroßen 
Sandsteinfiguren, die die Balus-
trade wieder ergänzen werden, 
waren bereits um 1900 einmal 
ersetzt worden. Nach der ver-

heerenden Zerstörung der Re-
sidenz 1945 wurden diese ver-
mutlich vorgeschädigten Skulp-
turen im Zuge der Sicherungs-
arbeiten des Wiederaufbaus 
abgebaut und eingelagert. Die 
verschiedenen Bruchstücke der 
gut 1,5 Tonnen schweren Figu-
ren lagen jahrelang unerkannt 
unter den zahlreichen Steinfrag-
menten, die in einer Kasemat-
te im Würzburger Hofgarten auf 
Inventarisierung warteten. Die 
einzelnen Skulpturenteile wur-
den aufwändig restauriert und 
dienten als Vorlage für die Her-
stellung von zwei Bildhauerkopi-
en aus Naturstein. Kleinere Fehl-
stellen wurden in Anlehnung an 
historische Fotos rekonstruiert. 

Die Herstellung der Natur-
steinkopien wurde durch eine 
großzügige Spende der „Freun-
de der Würzburger Residenz 
e.V.“ gefördert. Auch die restau-
rierten Originalfiguren können 
besichtigt werden. Sie werden 
im Vestibül der Residenz Würz-
burg ausgestellt.

PS: Der für den 21. Mai vorge-
sehene Familientag wird verlegt. 
Ein neuer Termin wird frühzeitig 
bekannt geben. r

Pfaffenhofen a.d. Ilm:

Interkommunaler Teil- 
Energienutzungsplan liegt vor
Durch gesetzliche Änderungen ist eine landwirtschaftliche Nut-
zung von Klärschlamm nur noch eingeschränkt möglich. Zudem 
sind die Kosten für eine externe Verwertung deutlich angestie-
gen. Die Gemeinden im Landkreis haben sich daher zusammen-
getan und ein gemeinsames Konzept erarbeiten lassen, um eine 
gemeinsame, mittel- und langfristig gesicherte, wirtschaftliche 
und umweltfreundliche Lösung im Hinblick auf die Verwertung 
des Klärschlamms zu erhalten. Die Erstellung der interkommuna-
len Studie wurde von Doris Rottler von der Fachstelle Energie und  
Klimaschutz am Landratsamt Pfaffenhofen koordiniert.

Im Rahmen einer sog. „Szenari-
en-Analyse“ wurden Möglichkei-
ten für die künftige energetische 
Verwertung von Klärschlamm be-
trachtet. Im jetzt vorliegenden 
Teil-Energienutzungsplan wurden 
fünf gemeindeübergreifende Sze-
narien erstellt und auf Umsetz-
barkeit, Wirtschaftlichkeit und 
ökologische Auswirkungen un-
tersucht. Die Szenarien basieren 
auf fundierten Datenerhebungen 
in Verbindung mit Vor-Ort-Ter-
minen in den kommunalen Klär-
werken. Grundlage aller Szenari-
en ist das allgemeine Entwässe-
rungskonzept; dazu wurde eine 
Entwässerungsstruktur definiert 
und die Bildung von Entwässe-
rungsclustern, welche Zusam-
menschlüsse über die Gemein-
degrenzen hinaus abbilden, ange-
regt. Hier kann bereits 95 Prozent 
des gesamten Klärschlamms ent-
wässert werden.

Szenarien

In Szenario 1 wird die Entsor-
gung des entwässerten Klär-
schlammes in einer thermischen 
Verwertungsanlage außerhalb des 
Landkreises dargestellt. Vorzugs-
weise sollte eine Verwertung mit 
anschließender Phosphorrückge-
winnung gewählt werden. Vorteil 
an diesem Szenario sind die ge-
ringen Investitionskosten. Dem-
gegenüber stehen allerdings ho-
he Entsorgungskosten, sowie eine 
erhöhte CO2-Belastung durch die 
Transportfahrten.

In den Szenarien 2a und 2b liegt 
der Schwerpunkt auf der Klär-
schlammtrocknung, indem bislang 
freie Abwärmequellen genutzt 
werden. Dafür wurde die Trock-
nung an drei Biogasanlagen und 
einem Biomasseheizkraft unter-
sucht. Die verfügbare Wärme der 
Biogasbetriebe reicht aktuell nicht 
zur Trocknung der gesamten Klär-
schlammmenge aus. Mit der Ab-
wärme des Heizkraftwerks kann 
die gesamte Klärschlammmen-

ge voraussichtlich nur dann ge-
trocknet werden, wenn zusätzli-
che Wärme aus dem Fernwärme-
betrieb bezogen wird.

In den Szenarien 3a und 3b 
wird die zentrale, thermische 
Verwertung in Form einer Klär-
schlamm-Monoverbrennung un-
tersucht. Hierbei wird zwischen 
der Verwertung auf Landkreise-
bene und im Verbund mit weite-
ren Landkreisen und Kommunen 
unterschieden. Standorte zur Er-
richtung dieser Anlage sollten 
vorzugsweise in Industrie-/ bzw. 
Gewerbegebieten gewählt wer-
den. Aus wirtschaftlicher Sicht ist 
die thermische Verwertung auf 
Landkreisebene oder im Verbund 
anzustreben. Die aktuelle Markt-
situation zeigt, dass vor allem 
Monoverbrennungsanlagen, wel-
che im Verbund betrieben wer-
den, aus ökologischer und ökono-
mischer Sicht signifikante Vortei-
le gegenüber den aktuellen Ent-
sorgungswegen mit sich bringen.

Ressourceneffizienz-Netzwerk

Doris Rottler: „Die Gemein-
den des Landkreises haben be-
reits signalisiert, basierend auf 
den Erkenntnissen des interkom-
munalen Klärschlammkonzepts, 
die weitere Umsetzung einer ge-
meinsamen Klärschlammverwer-
tung in Form eines Ressourcen- 
effizienz-Netzwerks fortzufüh-
ren.“ Im Rahmen dieses Netzwer-
kes soll darüber hinaus die lang-
fristig gesicherte Verwertung 
des Klärschlamms verfolgt wer-
den. Parallel dazu sollten Ver-
wertungskonzepte in umliegen-
den Landkreisen oder Zweckver-
bänden geprüft werden. Für die 
Erstellung des interkommuna-
len Teil-Energienutzungsplans zur 
Klärschlammverwertung erhalten 
die Kommunen einen Zuschuss in 
Höhe von 70 Prozent vom Baye-
rischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie. r

Der Ballon steigt!
Das Museum des Hauses der Bayerischen Geschichte in Regens-
burg hat seinen Betrieb wieder aufgenommen. Zum einjährigen 
Geburtstag am 4. Juni wird die Dauerausstellung um viele At- 
traktionen reicher sein. Bereits am Eröffnungstag stieg der  
Fluchtballon von Naila endlich auf. Außerdem nun kostenlos im 
Foyer zu sehen: Zeitlang – Erkundungen im unbekannten Bay-
ern. Fotoausstellung der SZ-Journalisten Sebastian Beck und 
Hans Kratzer. 

Für Kunstminister Bernd Sib-
ler ist dies ein wichtiger Meilen-
stein für das kulturelle Leben in 
Bayern: „In den vergangenen 
Wochen haben wir deutlich ge-
spürt, wie sehr wir uns nach un-
serem vielfältigen kulturellen 
Leben im Freistaat sehnen. Um-
so mehr freut es mich, dass wir 
mit dem Museum der Bayeri-
schen Geschichte nun endlich 
wieder die Schatzkammer unse-
res Freistaats mit einzigartigen, 
hochkarätigen und ganz beson-
deren Exponaten öffnen können 
– selbstverständlich unter stren-
gen Hygienemaßnahmen.“

„Die Besucherinnen und Be-
sucher“, so Sibler weiter, „wer-
den sicherlich staunen, was 
sich in den vergangenen Wo-
chen hinter den Kulissen ge-
tan hat: Das Museum in Regens-
burg bietet rechtzeitig zu seiner 
Rückkehr mit der Fotoausstel-
lung der Süddeutschen Zeitung 
und der spannenden Neuinstal-
lation rund um den Fluchtballon 
aus Naila zwei attraktive Neuhei-
ten. Auch freut mich, dass Füh-
rungen durch die Ausstellung be-
reits ab dem 26. Mai in Regens-
burg aufgenommen werden kön-
nen. Unmittelbare Kunst- und  
Kulturerlebnisse sind endlich 
wieder möglich!“ 

Arbeit auf Hochtouren

Dr. Richard Loibl, Direktor 
des Hauses der Bayerischen Ge-
schichte ist erleichtert: „Wir 
haben die letzten Monate auf 
Hochtouren an unseren Projek-
ten im Museum und auch an der 
Bayerischen Landesausstellung 
in Friedberg und in Aichach ge-
arbeitet. Die Landesausstellung 
ist von der Technik her fertig 
und wird nun am 10. Juni 2020 
eröffnet. In Regensburg haben 
wir den Stopp genutzt, Baumän-
gel aufzuarbeiten und die Dau-
erausstellung zu erneuern. Das 
war in Corona-Zeiten alles an-
dere als leicht. Viele Kollegin-
nen und Kollegen aus den Bau- 
und Museumssparten haben 
sich besonders engagiert. Dafür 
bin ich sehr dankbar und freue 
mich, dass wir in Regensburg 
mit dem Betrieb wieder starten 
können.“ 

Für den Besuch des Museums 
gelten strenge Schutz- und Hy-
gieneregeln. Die grundlegenden 
Maßnahmen sind bekannt: Mas-

kenpflicht auch für Besucherin-
nen und Besucher, Einhaltung 
des Mindestabstands von 1,5 
Metern sowie die Vermeidung 
von Gruppenbildungen. Im groß-
zügig angelegten Neubau des 
Museums des Hauses der Bayeri-
schen Geschichte in Regensburg 
gehen wir trotz Begrenzung der 
zeitgleich möglichen Besucher-
zahl nicht von längeren Warte-
zeiten aus. Der Laden ist eben-
falls seit 19. Mai 2020 wieder ge-
öffnet, das Wirtshaus schließt 
sich mit Biergarten und Innenbe-
trieb entsprechend der allgemei-
nen Bestimmungen am 26. Mai 
2020 an. 

Neu im Museumsfoyer

Im Museum in Regensburg 
ist mit der Wiedereröffnung am 
19. Mai 2020 im Foyer die Foto-
ausstellung „Zeitlang – Erkun-
dungen im unbekannten Bay-
ern“ von Sebastian Beck und 
Hans Kratzer, Redakteure der 
Süddeutschen Zeitung, zu se-
hen. Mit den 33 außergewöhn-
lichen Bildern zeigen die Journa-
listen ein Bayern abseits der gro-
ßen Touristenströme und bre-
chen viele gängige Klischees. Die 
Schau läuft bis 30. August 2020. 
Zu sehen ist sie kostenlos im Fo-
yer des Museums.

Original Film-Set 
lässt den Ballon steigen

Gondel, Windmaschine und 
halb gefüllte Ballonhülle machen 
die Inszenierung des Fluchtbal-
lons von Naila in der Daueraus-
stellung „Wie Bayern Freistaat 
wurde und was ihn so beson-
ders macht“ perfekt. Aus kon-
servatorischen Gründen wur-
de freilich nicht die Originalbal-
lonhülle aus Naila aufgeblasen, 
die ist ohnehin viel zu groß und 
muss in der eigens für sie ange-
fertigten Vitrine bleiben. Die In-
szenierung möglich macht Mi-
chael „Bully“ Herbig. Er ist der 
Regisseur des Erfolgsfilms „Bal-
lon“ aus dem Jahr 2018 und hat 
dem Haus der Bayerischen Ge-
schichte die Requisiten des Ori-
ginal-Film-Sets als Leihgabe zur 
Verfügung gestellt. Der Ballon 
landet nun am Waldrand vor 
Naila und macht das Eintauchen 
in die Geschichte aus dem Jahr 
1979 zu einem authentischen 
Erlebnis. r

Der Wärmekreis schließt sich
Zweifachturnhalle und Mensa des Schulzentrums Scheßlitz  

werden an das Biomasseheizwerk angeschlossen 

„Nun schließt sich der Wärmekreis!“ - So kommentiert Bambergs 
Landrat Johann Kalb die Anpassung des Wärmenetzes des Bio-
masseheizwerkes in Scheßlitz. Dieses war 2012 so konzipiert wor-
den, dass es die getrennten Heizsysteme des Feuerwehrgeräte-
hauses, der Mittelschule mit Turnhalle, der staatlichen Realschule 
und des Sonderpädagogischen Förderzentrums ablösen sollte. 
Jetzt wird die neue Zweifachturnhalle und die neue Mensa des 
Schulzentrums an dieses Biomasseheizwerk angeschlossen.

Die Anlage leistet einen wich-
tigen Beitrag für die CO2-Neu- 
tralität im Landkreis Bamberg. Im 
Sinne der regionalen Wertschöp-
fung hatte sich der Kreis im Jahr 
2012 für Holzhackschnitzel als 
Brennstoff entschieden. Als regi-
onaler und zuverlässiger Partner 
für die Holzlieferung konnte die 
Waldbesitzervereinigung Bam-
berg e.V. mit Geschäftsstelle in 
Scheßlitz gewonnen werden.

Von Mitte Mai bis Ende Juli 
2020 wird das Wärmenetz nun 
so angepasst und ausgebaut, 
dass die Zweifachturnhalle und 
die Mensa angeschlossen wer-
den können. Somit ist nicht nur 
die Wärmeversorgung ab der 
neuen Heizsaison gewährleis-
tet, so Landrat Kalb. Es werde 
auch die Effizienz der Biomas-
seheizanlage weiter verbes-
sert. r

Kommandosache Biowärme
Umweltfreundliche Heizlösung für die Kaserne in Altenstadt

Die Franz-Josef-Strauss-Kaserne nutzt die Abwärme einer be-
nachbarten Biogasanlage zur Heizung. Durch die Nutzung re- 
gionaler Ressourcen spart die durch Vattenfall Energy Solu-
tions umgesetzte dezentrale Wärmelösung 3.000 Tonnen CO 
pro Jahr. Das entspricht fast 8.000 Flügen von Berlin nach Pa-
ris und zurück. 

Dem Herzstück der Biogasanlage, dem Fermenter, wird alle 30 
Minuten eine Mischung aus Rindergülle, Silomais, Grassilage und 
Getreide zugeführt. Bei circa 42 Grad erfolgt unter Luftabschluss 
durch Bakterien die Freisetzung von Methan. Es wird in zwei Gas-
motoren verwertet. Die angebauten Generatoren liefern Strom, 
der ins öffentliche Netz eingespeist werden kann. 

Das zurückbleibende Gärsubstrat wird als flüssiger Dünger spä-
ter wieder auf die Felder ausgebracht. Als Nebenprodukt der 
Stromproduktion entsteht Abwärme. Der überwiegende Teil da-
von wird über eine zwei Kilometer lange Wärmeleitung zum Heiz-
haus geführt und steht zur Heizung der Kaserne zur Verfügung.

Drei moderne erdgasbetriebene Niedertemperaturkessel er-
gänzen die Versorgungslösung. Sie kommen vor allem für Spit-
zenlasten im Winter zum Einsatz. Auf dem Dach des Heizhauses 
gewinnt zudem eine 14 kWp-Photovoltaikanlage Sonnenenergie. 
Mit circa 14.000 kWh Leistung pro Jahr deckt sie einen großen 
Teil des Eigenstrombedarfs des Heizhauses. r

Landkreis Pfaffenhofen:

Umweltausschuss beschließt 
Ladeinfrastrukturkonzept

Der Umweltausschuss hat ein Ladeinfrastrukturkonzept für den Land-
kreis Pfaffenhofen beschlossen. Zur Errichtung einer gemeindeüber-
greifenden und strukturierten Ladeinfrastruktur war zuvor die Kompe-
tenzzentrum Sport Gesundheit Technologie GmbH beauftragt worden, 
ein Konzept als Grundlage für den bedarfsgerechten und zugleich zu-
kunftsfähigen Aufbau von Ladeinfrastruktur zu erstellen. 

Das Ladeinfrastrukturkonzept 
umfasst einen einheitlichen E-La-
desäulen-Netzplan, die Gestaltung 
multimodaler Mobilitätsstandor- 
te, Anforderungen an den Netz-
ausbau sowie die beispielhafte Er-
hebung des Investitionsbedarfs 
und der Fördermöglichkeiten als 
Grundlage für ein wirtschaftlich zu 
betreibendes Ladeinfrastruktur-

netz mit offenem Backend-System. 
Das Konzept wird den kreisange-

hörigen Städten, Märkten und Ge-
meinden zur Verfügung gestellt, 
damit auf dieser Grundlage künfti-
ge Planungen vorgenommen wer-
den können und bei möglichen 
künftigen Förderaufrufen mit ei-
nem durchdachten Plan reagiert 
werden kann. r
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Ohne Kommunikation ist alles nichts
Öffentlichkeitsarbeit wird heute als Mehrwert für ein Projekt verstanden 

Von Dr. Andreas Bachmeier, Vorstand und Partner der Engel und Zimmermann AG
„Ein Vakuum, geschaffen durch fehlende Kommunikation, füllt 
sich in kürzester Zeit mit falscher Darstellung, Gerüchten, Ge-
schwätz und Gift“, so urteilte ein britischer Soziologe Mitte des 
20. Jahrhunderts. Seit der Antike ist die Bedeutung der Kommu-
nikation bekannt. Von einem Dialog im Sinne von Verstehen oder 
gar Verinnerlichen war man aber noch weit entfernt.

Heute ist die Projektkommu-
nikation in der Realität ange-
kommen. Auftraggeber aller Art 
haben den Mehrwert der Kom-
munikation für ihr Projekt ver-
standen und investieren daher 
verstärkt in Kommunikation und 
Dialog. Der Anteil für Kommuni-
kationsmaßnahmen an Investiti-
onen liegt laut einer Studie des 
Bundesverbands Informations-
wirtschaft, Telekommunikation 
und neue Medien (bitkom) zwi-
schen vier und fünf Prozent des 
jeweiligen Gesamtbudgets. An-
dere Quellen geben sogar Grö-
ßen bis zu 15 Prozent an.

Orientierung an der Realität

Aber in was genau investieren 
die Projektträger? Die Antwort 
darauf ist mehrschichtig: Zum 
einen werden durch Kommuni-
kation Sachinformationen ver-
mittelt. Damit wird Gerüchten 
vorgebeugt. So spekulieren die 
Menschen nicht untereinander 
wie das Vorhaben ausgestaltet 
sein wird oder wie die Nutzung 
geplant ist. Sie orientieren sich 
stattdessen richtigerweise an 
der Realität. Es gilt also: Die Bür-
ger zu informieren, mit ihnen in 
Dialog zu treten und das anfangs 
genannte Vakuum gar nicht erst 
entstehen zu lassen.

Das Darlegen von Zielen, Ab-
sichten und Hintergründen ist 
aber nicht ausreichend. Ein min-
destens ebenso wichtiger Punkt 
ist die Entstehung einer emo-
tionalen Bindung des Bürgers 

zum Projekt. Er soll eine Be-
ziehung zum Vorhaben entwi-
ckeln, soll sich mit ihm identifi-
zieren und die Fertigstellung mit 
Freude herbeisehnen. Um die-
se emotionale Ebene zu errei-

Erfolg des Projekts bei. Beide 
Ebenen helfen, den unmittelba-
ren Nutzen für die Betroffenen 
aufzuzeigen und Widerstände 
gegenüber Veränderungen ab-
zubauen.

Frühzeitig starten

All diese Maßnahmen greifen 
allerdings nur, wenn die Kom-
munikation frühzeitig einsetzt. 
Der Projektstart ist der Start der 
Kommunikation. Andernfalls bil-
den sich Strukturen und Denk-
muster in der Bevölkerung, die 
am Projekt haften bleiben und 
die kaum mehr aus der Welt zu 
schaffen sind. Als verstärkende 
Ursachen sind hier die gewach-
sene Vernetzung der Menschen 
und die damit einhergehen-
de bessere Kampagnenfähig-
keit von Bürgerinitiativen so-
wie das nie vergessende Inter-
net zu nennen. Durch schlichte 
Bequemlichkeit oder falsch ver-
standene Sparsamkeit wäre das 
Vorhaben – bevor es tatsächlich 
begonnen hat – in der Defensi-
ve. Die Gefahren für Verzöge-
rungen oder ein Projektaus wä-
ren deutlich gestiegen und mit 
immensen Mehrkosten für den 
Projektträger verbunden.

Was ist also zu tun, um ein 
Vorhaben von Beginn an in die 
richtigen Bahnen zu lenken? Es 
gilt, frühzeitig mit der Arbeit zu 
beginnen: Eine Analyse der rele-
vanten Stakeholder, die Entwick-
lung einer Story für das Projekt 
und die Herausarbeitung von 
Mehrwerten für jeden Einzel-
nen. Die kommunikative Hoheit 
muss zwingend beim Projekt-
träger liegen. Und dieser muss 
den Raum der Projektkommuni-
kation mit Leben füllen.  r

Dr. Andreas Bachmeier.  r

chen, muss jeder Einzelne einen 
Vorteil im Projekt erkennen. Sei 
dies der Klimaschutz zugunsten 
der nächsten Generationen, ei-
ne günstigere Verkehrsanbin-
dung oder ein neugewonne-
ner finanzieller Spielraum für 
die Kommune, wodurch die Re-
novierung des alten Kindergar-
tens endlich möglich wird oder 
auch nur hinzugewonnene Park-
plätze. Die Bedürfnisse der ver-
schiedenen Interessengruppen 
müssen abgedeckt sein, um ei-
ne tiefere Bindung zu erreichen. 
Die Sachebene schafft in Verbin-
dung mit der Beziehungsebene 
Vertrauen und Akzeptanz. So-
mit tragen sie maßgeblich zum 

V.l.:Bertram Höfer, Vorsitzender des Bezirksjugendrings Mittel-
franken, Medienfachberater Klaus Lutz und Bezirkstagspräsident 
Armin Kroder  Bild: Bezirk Mittelfranken

Inklusive Medienpädagogik
Angebote der Medienfachberatung des Bezirks Mittelfranken
Ansbach – Was hat Medienbildung mit Inklusion zu tun? Für Me-
dienfachberater Klaus Lutz ist dies schlicht und ergreifend ein 
Menschenrecht. Ein eigenes Handy oder das Surfen im Internet 
gehört für die meisten Menschen zu ihrem Alltag dazu, Menschen 
mit Behinderung bleibt das selbständige und sichere Bewegen in 
der digitalen Welt allerdings nicht selten verwehrt. Die Medien-
fachberatung des Bezirks Mittelfranken hat es sich deshalb zum 
Ziel gesetzt, Jugendliche mit Behinderung in einem von Medien 
geprägten Alltag medienkompetent zu machen.

„Wir pflegen einen breiten In-
klusionsbegriff“, zu den Berei-
chen wie Arbeiten und Wohnen 
zähle eben auch die Medienpäd-
agogik, machte Bezirkstagspräsi-
dent Armin Kroder kürzlich in ei-
nem Pressegespräch zum Thema 
„Inklusive Medienpädagogik“ im 
Bezirksrathaus in Ansbach deut-
lich. Inklusion müsse, so der Be-
zirkstagspräsident, allen dienen. 
Deshalb habe der Bezirk Mittel-
franken auch verschiedene Pu-
blikationen in der sogenann-
ten leichten Sprache herausge-
geben. Diese nützten nicht nur 
Menschen mit Behinderung, 
sondern „allen Menschen in un-
serer komplizierten Zeit“.

Zusammenarbeit  
mit dem Bezirksjugendring

Beim Thema Inklusion arbeite 
der Bezirk eng mit dem Bezirks-
jugendring zusammen. Der un-
terhält dafür eigens eine Fach-
stelle und bekommt pro Jahr 
über eine halbe Million Euro 
aus der Bezirkskasse. Jugend- 
ring-Vorsitzender, Bertram Hö-
fer: „Wir sind die Servicestelle 
vor Ort.“ Man wolle Barrieren 
abbauen und Teilhabe ermög-
lichen. „Egal wo jemand her-
kommt, wo jemand wohnt, wel-
che Ausbildung oder sozialen 
Hintergrund er hat, allen Men-
schen muss es möglich sein, sich 
barrierefrei in einer digitalen 
Welt zu bewegen“, meint Höfer.

Für Medienfachberater Klaus 

Lutz, der mit dem Bezirksju-
gendring als Netzwerk der Ju-
gendverbände sowie Stadt- und 
Kreisjugendringen in Mittel-
franken, eng zusammenarbei-
tet, ist es oberstes Ziel „Jugend-
liche mit Behinderung in un-
serem von Medien geprägten 
Alltag medienkompetent zu ma-
chen“. Auf keinen Fall wolle die 
Medienfachberatung bei ihrer 
Arbeit belehrend oder gar „be-
kehrend“ auftreten. „Mir ist es 
wichtig, an der Alltagsnutzung 
der Jugendlichen teilzuhaben.“ 
Nach seiner Einschätzung könne 
er so am besten vor den mögli-
chen Gefahren warnen. Im per-
sönlichen Dialog arbeite er dar-
an, das Selbstbewusstsein jun-
ger Menschen zu stärken und so 
ihr selbstbestimmtes Handeln 
zu fördern.

Anstoß durch die Politik

Klaus Lutz ist seit 20 Jahren 
hauptamtlicher Medienfachbe-
rater. Finanziert wird seine Stel-
le durch den Bezirk. Das Thema 
Inklusion und neue Medien wer-
de in seinen Fachkreisen „stark 
diskutiert“. Daher habe es ihn 
besonders gefreut, dass der Im-
puls, inklusive medienpädago-
gische Projekte zu entwickeln, 
vom mittelfränkischen Bezirks- 
tag kam. „Dieser Anstoß aus der 
Politik ist enorm wichtig“, ist 
sich der 58-Jährige sicher.

Zu den bisherigen inklusi-
ven Angeboten zählt beispiels-

weise ein Modellprojekt zum 
Thema „Persönliche Daten“ 
mit Schülerinnen und Schülern 
mit Lerneinschränkung der Ja-
kob-Muth-Schule in Nürnberg. 
Für Kinder und Jugendliche mit 
einer geistigen Einschränkung, 
welche die größte Gruppe an 
jungen Menschen mit Behinde-
rungen stellen, hat die Medien-
fachberatung spezielle Angebo-
te entwickelt. Fünf Flyer in leich-
ter Sprache klären zum Thema 
Computer-Spiele auf“.

Inklusions-Check

Insgesamt, so Klaus Lutz wei-
ter, unterziehe die Fachstel-
le ihre Angebote allesamt ei-
nem „Inklusions-Check“. Denn 
es gelte, niemanden, egal ob mit 
oder ohne Behinderung, auszu-
grenzen. So seien beispielswei-
se sowohl beim jährlich stattfin-
denden Kinder- wie auch beim  
Jugendfilmfestival Induktions-
schleifen am Boden verklebt, 
damit auch Hörbehinderte das 
Programm miterleben können. 

Eine Herzensangelegenheit 
ist ihm dabei das Miteinander 
von Kindern und Jugendlichen 
mit und ohne Behinderung. So 
wurden für die Durchführung 
eines Radioseminars für blin-
de und sehbehinderte Jugend-
liche zwölf Inklusionshelfer ge-
braucht. Jugendliche ohne Seh-
behinderung, die diese Rol-
le übernommen hatten, hätten 
ihm dann im Anschluss erzählt, 
wie bereichernd sie die Situati-
on empfunden hätten. 

Informationen unter www.
medienfachberatung-mfr.de r

Wirtschaftsraum Augsburg:

Auf dem Weg ins neue Jahrzehnt
Der Wirtschaftsraum Augsburg, kurz A³, ist ein Zukunftsstandort. 
In der drittgrößten bayerischen Stadt und deren Umland siedeln 
Unternehmen aus zukunftsträchtigen Schlüsselindustrien entlang 
kompletter Wertschöpfungsketten. Bereits seit Jahren wächst in 
der Region ein Ballungsraum, der kurze Wege und Ressourcenef-
fizienz als Motor seines Wachstums versteht. Damit dies auch im 
kommenden Jahrzehnt so bleibt, treibt die Region wichtige Pro-
jekte und Maßnahmen, wie den Augsburg Innovationspark oder, 
anknüpfend an die neue Universitätsmedizin, die Gesundheits-
wirtschaft, konsequent voran.

Hinter A³ verbergen sich die 
Stadt Augsburg und die bei-
den angrenzenden Landkrei-
se Augsburg und Aichach-Fried- 
berg, die sich vor über zehn Jah-
ren mit großem Erfolg für eine 
gemeinsame Wirtschaftsförde-
rung zusammenschlossen. Welt- 
marktführer wie auch Hidden 
Champions siedeln sich in der 
Region an, die Arbeitslosenzah-
len sinken und junge Fachkräf-
te ziehen zu. Die geschaffenen 
Strukturen geben auch in der 
derzeitigen Corona-Situation die 
nötige wirtschaftliche Stabilität. 
Augsburg ist ein Zukunftsstand-
ort. Damit dies weiterhin so 
bleibt, stößt die Region bereits 
jetzt wichtige Standortprojekte 
für das kommende Jahrzehnt an. 

Lokales Netzwerk

Das spannendste Großprojekt 
befindet sich nahe der Universi-
tät: Der 70 Hektar große Augs-
burg Innovationspark ist Dreh- 
und Angelpunkt des Zukunfts-
standorts A³. Auf 44 Baufeldern, 
die zwischen 1.700 und 16.500 
Quadratmeter groß sind, sie-
deln Unternehmen sowie For-
schungs- und Entwicklungsein-
richtungen aus den Zukunftsfel- 
dern Leichtbau, Carbon/Faser-
verbund, Mechatronik & Auto-
mation, Luft- und Raumfahrt, IT, 
Industrie 4.0 und Umwelttech-
nik. 14 technisch-wissenschaft-
liche Forschungseinrichtungen 
gehören zum lokalen Netzwerk. 

Herzstück des Innovations-
parks ist das Technologiezen- 
trum Augsburg. Auf 16.000 Qua-
dratmetern tummeln sich mittel-
ständische Unternehmen eben- 
so wie Weltmarktführer, Start-
ups und wissenschaftliche Ein-
richtungen. 

Ausbau des Medizin-Campus

Auch im Gesundheitssektor 
entwickelt sich die Region A³ 
kräftig weiter. Seit Januar 2019 
trägt das Klinikum den Titel Uni-
versitätsklinikum Augsburg. Da-
mit ging es in die Trägerschaft 
des Freistaats Bayern über. Ent-
sprechende Umbaumaßnahmen 
und Erweiterungen bis 2023 füh-
ren dazu, dass die Region im me-
dizinischen Sektor kräftig an At-
traktivität gewinnt. Anfang 2020 
starteten die Entwurfsplanun-
gen für den Ausbau des Medi-
zin-Campus sowie den Neubau 
des Forschungsgebäudes „Zent-
rum für Integrierte und Transla-
tionale Forschung“ (ZeIT). Bau-
beginn beider Projekte ist vor-
aussichtlich Anfang 2022. Durch 
die Neuausrichtung des Klini-
kums erhofft sich Augsburg den 
Zuzug von bis zu 6.500 zusätz-
lichen Fachkräften aus der Ge-
sundheitsbranche. 

Stadtentwicklungskonzept

Um die räumliche Gesamt- 
entwicklung der Stadt Augsburg 
strategisch zu steuern, erarbei-

teten Politik, Verwaltung, Wirt-
schaft und Bürgerschaft gemein-
sam ein neues Stadtentwick-
lungskonzept (STEK), das im De-
zember 2019 verabschiedet 
wurde. Augsburg geht damit auf 
Herausforderungen wie demo-
grafischer Wandel, Klimawandel 
und Mobilitätswende ein und 
zeigt im STEK mittel- bis langfris-
tige räumliche Entwicklungen 
perspektivisch auf. Darin veran-
kert sind unter anderem städ-
tebauliche Instrumente wie die 
Neuaufstellung des Flächennut-
zungsplans. Als vorbereitender 
Bauleitplan bildet er die Grund-
lage für die Aufstellung von Be-
bauungsplänen.

Auch die Landkreise bringen 
aktuell zukunftsweisende Kon-
zepte auf den Weg. So bereitet 
der Landkreis Augsburg ein Mo-
bilitätskonzept vor, das den Ver-
kehr in der Region auf künfti-
ge Herausforderungen wie die 
steigende Einwohnerzahl oder 
den Klimawandel vorbereitet. 
Der Landkreis Aichach-Friedberg 
hat bereits ein Radverkehrskon-
zept vorgelegt. Auch im Bereich 
Klimaschutz setzen Stadt und 
Landkreise seit langem gemein-
same Akzente.

Mit Zukunftsprojekten macht 
sich die Region fit für die kom-
menden Jahrzehnte: „An die Zu-
kunft denken, heißt niemals still-
zustehen. Ich bin froh, dass wir 
diese enorm wichtigen Projekte 
gemeinsam in der Region voran-
bringen und so die Attraktivität 
des Standorts weiter steigern“, 
sagt Andreas Thiel, Geschäfts-
führer der Regio Augsburg Wirt-
schaft GmbH. Die Wirtschafts-
förderungsgesellschaft kümmert 
sich um die Standortvermark-
tung, adressiert potenzielle Inves- 
toren, fördert Unternehmensan-
siedlungen und unterstützt die-
se in laufenden Prozessen.  r

Kooperation beim  
Smart Meter Rollout

Regensburg. Die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) über-
nimmt für die Regensburger Energie- und Wasserversorgung AG & 
Co KG (REWAG) die Smart-Meter-Gateway-Administration (SMGA) 
sowie die verschiedenen Aufgaben eines externen Marktteilneh-
mers (EMT) als Volldienstleistung. 

Die Regensburger Energie- 
und Wasserversorgung AG & 
Co KG hat sich beim Smart-Me-
ter-Rollout für die Zusammen-
arbeit mit dem Bayernwerk ent-
schieden. Damit profitiert die 
REWAG von der Erfahrung und 
den Synergieeffekten bei der Be-
schaffung, der Administration 
und der WAN-Anbindung. Das 
Bayernwerk plant in den kom-
menden Jahren den Rollout von 
mehr als 600.000 intelligenten 
Messsystemen.

Reimund Gotzel, Vorstands-
vorsitzender der Bayernwerk AG 
und stellvertretender Aufsichts-
ratsvorsitzender der REWAG, 
und Robert Pflügl, Geschäftsfüh-
rer der Bayernwerk Netz GmbH, 
begrüßen den weiteren Schritt 
der Kooperation zwischen 
REWAG und Bayernwerk.

Das Bayernwerk bietet mo-
dular aufgebaute Dienstleistun- 

gen über die gesamte Wert-
schöpfungskette des intelligen-
ten Messwesens an: von der 
qualitätsgesicherten Gerätebe-
schaffung, bei Bedarf mit integ-
rierter SIM-Kartenbereitstellung 
für die WAN-Anbindung, über 
Montagedienstleistungen, den 
Gateway-Administrations- und 
EMT-Betrieb bis hin zu Ausbau 
und Entsorgung der Geräte.

„Das Bayernwerk hat uns mit 
hoher technischer Kompetenz 
und dem umfassenden modu-
laren Dienstleistungsangebot 
überzeugt“, erklärt Dr. Torsten 
Briegel, Vorstandsvorsitzender 
der REWAG. „Wir sind uns si-
cher, dass wir zusammen mit 
der Bayernwerk Netz GmbH die 
zukünftigen Herausforderungen 
des Smart-Meter-Rollouts meis-
tern werden und am Beginn ei-
ner langfristigen Partnerschaft 
stehen.“   r
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„Also eines kann ich euch 
sagen. Für mich steht das Un-
wort des Jahres bereits fest. 
Es heißt ‚neue Normalität‘.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, hatte sich, nicht ganz un-
typisch für ihn, auf Worthül-
senjagd gemacht. 

Fündig wurde er im neuen 
Coronasprech, das uns der-
zeit überall begegnet und 
mittlerweile fast furchter- 
regender vorkommt als das 
Virus selbst. Genauso schlei-
chend, wie das Virus sich von Mensch zu 
Mensch ausbreitet, dringen Wörter und Be-
grifflichkeiten in unseren alltäglichen Sprach-
gebrauch, die uns vor Kurzem noch völlig unbe-
kannt waren. Shutdown, Lockdown oder Pseu-
do-Anglizismen wie Homeoffice und Home- 
schooling, die so urdeutsch sind wie  
Handy und Shitstorm. Aber auch Abstandsre-

geln, Maskenpflicht, Herdenimmunität oder 
Hygieneplan kommen uns so flüssig von den 
Lippen, als hätten wir diese Worte schon in 
der Wiege gehört. Wie der berühmte große 
schwarze Vogel Ludwig Hirschs legen sich die 
Worte Reproduktionszahl, Übersterblichkeit 
oder Superspreader über unser Ohr und auf 
unser Gemüt.

Und das Ganze soll dann unsere „neue Nor-
malität“ werden? Leute auf zwei Meter Ab-
stand halten, ihnen nur noch mit einem Fet-
zen Stoff vor Mund und Nase begegnen, ihnen 
nicht mehr die Hand geben? Kein Ratsch mit 
einem Unbekannten im Biergarten, weil man 
sich nicht mehr zu ihm setzen kann? Kein spon-
taner Kaffee oder ein schnelles Eis, weil man 
sich überall anmelden und dann umfangrei-
che Papiere ausfüllen muss? Kein Fußball im  
Verein, keine Konzerte, keine Partys? Alle die-
se Beschränkungen mögen zur Zeit wichtig und 
richtig sein, aber wir sollten uns niemals und 
von niemandem einreden lassen, das wäre in 
irgendeiner Weise normal.

Normal ist anders und wir sollten uns weder 
das Stückchen Optimismus noch das Stückchen 
Freiheitswillen ausreden lassen, das in die alte, 
die wirkliche Normalität zurück will. Es ist doch 
paradox. Aus allen Teilen der Welt hört man 

ermutigende Nachrichten zu 
Medikamententests, um Co-
vid-19 zu heilen (ich meine 
jetzt nicht die Voodoo-Medi-
zin von Donald Trump) oder 
zur Entwicklung von Impf-
stoffen, um vorzubeugen. 
Aber wie im Falle des Klima-
wandels, von dem wir auch 
nicht glauben, dass er sich 
durch technologische Inno-
vation beherrschen lässt, set-
zen wir bei Corona nicht auf 
die Pharma- und Biotech- 

Industrie, sondern philosophieren darüber, wie 
die Ausnahmeregeln unser Leben langfristig 
ändern werden. Ich sage: Ich will mich gar 
nicht dauerhaft ändern!

Überhaupt werden wir erst mit einigem zeit-
lichen Abstand beurteilen können, was in Zei-
ten der Pandemie sinnvoll, was überflüssig 
war, was mehr genutzt, was mehr geschadet 
hat. So ist es immer bei erstmaligen tiefgrei-
fenden Umwälzungen. Eine Pandemie hatten 
wir eben noch nicht. Schiedsrichter sind am  
gerechtesten in der Zukunft. 

Genauso werden wir erst in der Zukunft se-
hen, was diese Zeit vielleicht auch Bewahrens-
wertes gebracht hat. Die neuen Möglichkeiten, 
flexibel zuhause zu arbeiten? Das deutliche  
Signal, dass wir mit der Digitalisierung vor-
ankommen müssen? Neue Lern- und Arbeits-
formen an den Schulen und Universitäten? 
Mehr europäische Unabhängigkeit von China?  
Eine Renaissance der Wertschätzung von Poli-
tikern, die mit Maß, Vernunft, Abgewogenheit 
und Rationalität Entscheidungen treffen und 
weniger Raum für irrlichternde Populisten?  
Seien wir gespannt.

Mein Chef, der Bürgermeister, setzt wie ich 
darauf, dass der menschliche Erfindergeist ge-
paart mit kühler Rationalität der Entschei-
dungsträger auch diese Krise überwinden 
kann. Wann? Wer weiß. Laut Umfragen ge-
hen die Menschen von einem Zeitraum bis zu 
neun Monaten aus, in dem sie die gegenwärti-
gen Beschränkungen ertragen. Mal sehen. Un-
ser aller Zuversicht könnte ein Satz des spani-
schen Dichters Miguel de Cervantes stärken: 
„Vertrau auf die Zeit, sie bringt normalerweise 
süße Auswege aus bitteren Schwierigkeiten“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Normal ist anders

Geothermie Kirchstockach: 

Meilenstein für Wärmewende 
in der Region 

SWM koppeln Erdwärme zur regionalen Versorgung aus 
Die Stadtwerke München (SWM) setzen südlich von München ei-
nen weiteren Baustein für die Energiewende: An der Geothermie-
anlage Kirchstockach wird eine Fernwärmestation zur Wärmeaus-
kopplung errichtet. Hinzu kommt eine Anschlussleitung, die auch 
die nebenan angesiedelte Bioenergieanlage einbindet und als 
erstes die Gebäude des Schulzweckverbands Südost in Ottobrunn 
und Neubiberg versorgen wird. Die Bauphase ist bis März 2021 
angesetzt. Es handelt sich um den ersten Schritt zur Wärmeanbin-
dung der Geothermieanlagen im Süden Münchens. 

Helge-Uve Braun, Technischer 
Geschäftsführer der SWM zeigte 
sich zufrieden: „Mit dem Bau der 
Fernwärmestation ist ein weite-
rer wichtiger Meilenstein für die 
Wärmewende auch in der Regi-
on erreicht. Mein Dank gilt den 
Gemeinden, die in den vergan-
genen Jahren viel Geduld ange-
sichts unserer Fernwärme-Bau-
stellen aufgebracht haben. Die 
Arbeiten sind für eine gemeinsa-
me gute Sache: die Versorgung 
mit klimafreundlicher Energie!“ 

Künftig gibt es Strom und 
thermische Energie

Bislang wird an den Standor-
ten Kirchstockach und Dürrn-
haar die Erdwärme rein zur 
Ökostrom-Erzeugung genutzt. 
Die SWM haben die beiden 
Geothermie-Anlagen 2016 er-
worben, zudem hatten sie 2014 
die Anlage Sauerlach mit Strom- 
und Wärmeauskopplung in en-
ger Abstimmung mit der Ge-
meinde errichtet. 

Jetzt wird auf dem Gelände 
der Geothermieanlage Kirch-
stockach das Technikgebäude 
gebaut und die Anschlussleitung 
gelegt. Damit werden die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen, 
das in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich aufgebaute Wär-
menetz an die Geothermieanla-
ge anzuschließen. Künftig kann 
hier mit dem Heißwasser aus 
der Tiefe auch thermische Ener-
gie zu den Kunden transportiert 
werden. 

Schutz des Grundwassers

Der Geothermiestandort Kirch- 
stockach hat eine besondere La-
ge in der sogenannten „weiteren 
Schutzzone“ des Wasserschutz-
gebietes Hohenbrunn. Daher 
haben die SWM den Schutz des 
Grundwassers bereits in der Vor- 
planung besonders sorgfältig 
umgesetzt und sämtliche Schrit-
te intensiv mit den Genehmi-
gungsbehörden abgestimmt. Die 
technischen und baulichen Er-
weiterungen werden mit be-
sonders ressourcenschonenden 
Bauverfahren ausgeführt und 
somit die Auswirkungen auf die 
Umwelt minimiert. Zudem wird 
das künftige Technikgebäude mit 
einer Fassadenbegrünung verse-
hen, eine artenreiche Blühwiese 
angesät und Bäume auf der Aus-
gleichsfläche vor Ort gepflanzt. 

Gemeinschaftswerk:  
Kombinierte  
Wärmeauskopplung 

Die Fernwärmeauskopplung 
ist modular geplant. Im ersten 
Schritt wird eine Wärmeleis-
tung von 12 MW ausgekoppelt. 
Durch Austausch und Erweite-
rung von Komponenten kann 
die Anlage bis auf 40 MW er-
weitert und damit einer wach-
senden Netzleistung angepasst 
werden. Ein integriertes Block-
heizkraftwerk erhöht durch Ei-
genstromerzeugung die Ver-
sorgungssicherheit des Stand-
ortes, auch die Abwärme wird 
klimafreundlich genutzt. Zu-
dem wird in einer Kooperation 
mit Ganser Entsorgung, Betrei-
ber der nebenan gelegenen Bio-
abfall-Vergärungsanlage auch 
dort anfallende Wärme mitge-
nutzt. Diese kombinierte kli-
mafreundliche Wärmeauskopp-

lung wurde gemeinsam mit dem 
Landkreis München und den im 
Schulzweckverband beteiligten 
Gemeinden entwickelt. 

Beteiligte Gemeinden  
und Unternehmen 

Christoph Göbel, Landrat des 
Landkreises München und Ver-
bandsvorsitzender des Zweck-
verbands Staatliche weiterfüh-
rende Schulen im Südosten des 
Landkreises München: „Ein dop-
pelter Gewinn für die Umwelt 
dank intelligenter Energienut-
zung: Die Biovergärungsanlage 
verarbeitet künftig nicht mehr 
nur den Bioabfall aus dem Land-
kreis München – mit der an-
fallenden Wärme können bald 
auch Schulen im Landkreis ver-
sorgt werden. Zudem haben 
wir durch die Partnerschaft mit 
den SWM die Möglichkeit, auch 
Wärmeversorgung aus Geother- 
mie zu nutzen. Ich freue mich 
sehr, dass wir diese beiden 
Schritte gemeinsam mit der Bio- 
vergärungsanlage und den Stadt- 
werken München gehen können. 
Denn nur wenn wir Synergie-
effekte wie diese nutzen, wird 
es uns gelingen, die Ziele unse-
rer landkreisweiten Klima- und 
Energieinitiative „29++“ zu er-
reichen und nachhaltig zu si-
chern.“

Zustimmung der  
beteiligten Bürgermeister

Thomas Loderer, Erster Bür-
germeister der Gemeinde Ot-
tobrunn und stellvertreten-
der Verbandsvorsitzender des 
Zweckverbands Staatliche wei-
terführende Schulen im Südos-
ten des Landkreises München: 
„Ich freue mich sehr, dass die 

Versorgung der Schulen des 
Schulzweckverbands und der 
mehr als 150 Wohnungen der 
Baugesellschaft München-Land 
in der Ottobrunner Josef-Seli-
ger-Siedlung mit regenerativer 
Fernwärme nun Realität wird. 
Ottobrunn setzt weiter auf die 
enge Zusammenarbeit mit den 
Stadtwerken München, um die 
Wärmeversorgung mittels Tie-
fengeothermie voranzutreiben.“ 

Günter Heyland, Erster Bür-
germeister Neubiberg: „Die SWM 
sind aus Sicht unserer Gemein-
de auf einem guten Weg im Hin-
blick auf den Ausbau der erneu-
erbaren Energien. Mit dem Bau-
beginn der Wärmeauskopplung 
in Kirchstockach kommen die 
SWM ihrem Ziel der Einspeisung 
von umweltfreundlicher Biowär-
me in das Fernwärmenetz Zug 
um Zug näher und schaffen da-
mit einen Mehrwert für unsere 
Bürgerinnen und Bürger.“ 

Regionales Konzept für CO2- 
neutrale Wärmeerzeugung 

Mit den jetzt begonnenen 
Bauarbeiten wird die CO2-neu-
trale Energieerzeugung für die 
Landeshauptstadt und südöst-
lich von München gelegene Ge-
meinden weiter vorangetrie-
ben. Mittelfristig ist vorgesehen, 
auch die bislang nicht miteinan-
der verbundenen Fernwärme-
netze in Ottobrunn, Neubiberg, 
Putzbrunn und Hohenbrunn zu 
verknüpfen und die leitungs-
technische Lücke zur Geother-
mieanlage Kirchstockach zu 
schließen. 

Um weitere Erdwärmepoten-
ziale zu erschließen, haben die 
SWM zudem in den Gemein-
den südlich von München groß-
flächige 3D-Seismikmessungen 
durchgeführt. 

Neben der Versorgung der 
angrenzenden Gemeinden soll 
die Erdwärme aus der Region 
künftig auch ins SWM Fernwär-
mesystem eingebunden wer-
den. Dafür müssen rund 22 Kilo-
meter Verbindungsleitungen er-
richtet werden.  r

Stiftung Obdachlosenhilfe Bayern 
unterstützt Food-Truck

Sozialministerin Carolina Trautner: Ideenreiche und  
unbürokratische Zusammenarbeit, um Menschen in Not zu helfen
Die beiden Vorstandsvorsitzenden der Stiftung Obdachlosenhil-
fe Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner und Altlandrätin Jo-
hanna Rumschöttel haben das Förderprojekt „Das Westend ta-
felt“ in München besucht.

Nachdem Mitte März 2020 
infolge der Corona-Krise viele 
Ausgabestellen der Münchner 
Tafel geschlossen wurden, gab 
es zunächst aus einem „Food- 
truck“ warmes Essen einer bay-
erischen Gaststätte täglich von 
12:00 - 14:00 Uhr für Obdachlo-
se und weitere Bedürftige zum 
Mitnehmen. Das Projekt „Das 
Westend tafelt“, das aufgrund 
seiner Nachfrage kontinuierlich 
bis auf 300 Portionen täglich er-
weitert wurde, gab am 21. Mai 
2020 zum letzten Mal Essen aus. 
Nach 42 Tagen endet nun dieses 
erfolgreiche Projekt, weil kom-
mende Woche die Münchner 
Tafel wieder öffnet.

Bayerns Sozialministerin Ca-
rolina Trautner: „Ich bin beein-
druckt, wie ideenreich und un-
bürokratisch die verschiedenen 
Akteure zusammenarbeiten, um 
Menschen in Not zu helfen. Hier 
wurde in kurzer Zeit kreativ ein 
tolles Projekt auf die Beine ge-
stellt, um Menschen in Not zu 
helfen. Ich bedanke mich ganz 
herzlich bei den Initiatoren, den 
Helferinnen und Helfern für ihr 
Engagement. Unser Soziales 
Bayern ist ein wertvoller Anker 
an Stabilität.“

Um die Zeit zwischen letzter 
Essensausgabe und Wiederer-
öffnung der Tafelausgabestelle 
zu überbrücken, gab es am letz-
ten Tag zusätzlich ein „Brotzeit-
sackerl“ – gepackt mit Lebens-
mitteln sowie einen Essensgut-
schein. 

Großartiges Beispiel  
gelebter Solidarität

„Dieses Projekt ist ein großar-
tiges Beispiel dafür, wie geleb-
te Solidarität und Zusammen-
halt in unserer Gesellschaft aus-
sehen können. Ich freue mich, 
dass wir mit der Stiftung Ob-
dachlosenhilfe Bayern dazu bei-
tragen konnten, dass in diesen 
herausfordernden Zeiten auch 
den Schwächsten in der Gesell-
schaft geholfen wird,“ so Johan-
na Rumschöttel. 

In Anspruch genommen ha-
ben das Angebot diejenigen, die 
bisher auch zur Ausgabestelle 
der Tafel kamen sowie viele Ob-
dachlose, die von der Bahnhofs-
mission geschickt oder in der 
Bayernkaserne untergebracht 
wurden. Rund 50 Personen ha-
ben bei der Essensausgabe täg-
lich geholfen.  r

Bayerische Landesausstellung 2020 in Friedberg und Aichach:

„Stadt befreit. Wittelsbacher Gründerstädte“
Als eines der ersten Ausstellungs-Großprojekte in Europa, die 
nach dem Corona-Lockdown wieder hochfahren, öffnet am 10. 
Juni 2020 die Bayerische Landesausstellung „Stadt befreit. Wit-
telsbacher Gründerstädte“. Ausstellungsorte sind das neu reno-
vierte Wittelsbacher Schloss in Friedberg und das FeuerHaus in 
Aichach im Wittelsbacher Land – dort, wo der Aufstieg der späte-
ren Kurfürsten- und Königsfamilie der Wittelsbacher seinen An-
fang nahm. Veranstalter ist das Haus der Bayerischen Geschich-
te in Zusammenarbeit mit dem Landkreis Aichach-Friedberg und 
den Städten Aichach und Friedberg.

Für Staatsminister Bernd Sib-
ler stellt die Eröffnung einen 
wichtigen Meilenstein für das 
kulturelle Leben in Bayern dar: 
„Kunst und Kultur brauchen 
Publikum – und das Publikum 
sehnt sich nach Kunst und Kul-
tur! Gerade in schwierigen Zei-
ten wie diesen können uns Kunst 
und Kultur ein fester Anker sein. 
Wertvolle Kunst- und Kultur-
schätze können spannende Ein-
blicke in die Geschichte des Frei-
staats bieten.“

Im Wittelsbacher Land berei-
ten sich die Partner der Baye-
rischen Landesausstellung seit 
Monaten auf das Großereignis 
vor, das ursprünglich am 28. Ap-
ril gestartet werden sollte. Dort 
wird die Bekanntgabe des Eröff-
nungstermins mit großer Freude 
aufgenommen. Landrat Dr. Klaus 
Metzger ist sich mit den Bür-
germeistern Klaus Habermann 
(Aichach) und Roland Eichmann 
(Friedberg) einig: „Auch wenn 
die Rahmenbedingungen dies-
mal anders sein werden als bei 
bisherigen Landesausstellungen, 
freuen wir uns sehr, jetzt endlich 
starten zu können. Darauf ha-
ben wir lange hingearbeitet und 
diesen Termin herbeigesehnt. 
Wenn es nun losgeht, bieten wir 
den Menschen hier im Wittels-

bacher Land ein Stück wieder-
gewonnene Lebensfreude – mit 
der einzigartigen Landesausstel-
lung zu den Städten der Wittels-
bacher, verbunden mit einem 
genussreichen Aufenthalt in den 
beiden malerischen Innenstäd-
ten und weiteren Freizeitmög-
lichkeiten wie Radelausflug und 
Biergartenbesuch.“

Die Landesausstellung 2020 
erzählt, wie und wann Bayern 
zum Städteland wurde. Das heu-
te so vertraute System der bay-
erischen Städte und Märkte ist 
in einem historisch gesehen ver-
hältnismäßig kurzen Zeitraum 
etwa von 1200 bis 1300 entstan-
den. Mit der gezielten Gründung 
und Förderung von Städten und 
Märkten festigten bayerische 
Größen, vor allem die junge Her-
zogsdynastie der Wittelsbacher, 
ihre wirtschaftliche, militärische 
und politische Macht. Für die 
Menschen bot das Leben in den 
neuen Städten viele Chancen: Si-
cherheit der Person, Schutz des 
Eigentums, Freiheit des Handels. 
Und so lautet ein bis heute po-
pulärer Rechtssatz: „Stadtluft 
macht frei!“.

In den nach der Renovierung 
nun wieder zugänglichen histori-
schen Prunkräumen von Schloss 
Friedberg präsentiert die Aus-

stellung mit kostbaren Leihga-
ben die Gründungsgeschichte 
der altbayerischen Städte bis ins 
Spätmittelalter. Erzählt wird von 
den wenigen traditionellen Met-
ropolen und den neuen Zentren, 
von Herrschern und Siedlern, 
von Handel und Wandel und 
dem Entstehen einer selbstbe-
wussten stadtbürgerlichen Welt. 

In Aichach steht für die Lan-
desausstellung die multifunkti-
onale Halle des FeuerHauses di-
rekt am Rande der Altstadt zur 
Verfügung. Das Ausstellungsge-
bäude bietet den nötigen Frei-
raum für multimediale Inszenie-
rungen. Hier erleben die Besu-
cher virtuell Stadtgeschichten 
aus dem Mittelalter und können 
diese mit der heutigen bayeri-
schen Städtelandschaft und ih-
rer eigenen Lebenswelt verbin-
den. Beleuchtet werden auch 
Planstädte und Zukunftsvisio-
nen von gestern, heute und mor-
gen. Darüber hinaus wird ein für 
Landesausstellungen neuartiges 
Konzept angewendet, bei dem 
die idealtypische „wittelsbachi-
sche“ Stadtanlage Aichachs mit 
Führungen aus der Ausstellung 
heraus erschlossen wird.

Für den Besuch von Museum 
und Landesausstellung gelten 
die bekannten strengen Schutz- 
und Hygieneregeln. Gleichwohl 
bieten beide Attraktionen des 
Hauses der Bayerischen Ge-
schichte Führungen mit be-
grenzter Teilnehmerzahl an. Auf-
grund der Regel „eine Person 
auf 20 Quadratmeter“ sind War-
tezeiten in den Landesausstel-
lungen in Aichach und Friedberg 
nicht ausgeschlossen.  DK
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Vorschau auf GZ 12
In unserer Ausgabe Nr. 12, die am 18. Juni 2020 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen: 
• IT · E-Government · Breitband · Mobilfunk
• Wasser · Abwasser
• Kommunalfahrzeuge · kommunaler Fuhrpark

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen Beilagen der Agentur Engel und Zim-
mermann sowie der Bayerischen GemeindeZeitung bei. Wir 
bitten um freundliche Beachtung.  r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de
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Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

SOLARSTROM AUS IHRER GEMEINDE
Zeigen Sie Ihr Engagement für den Klima- 
schutz. Wir suchen zusammenhängende Acker-  
und Wiesenflächen oder Industrie- und Gewerbe- 
brachen von min. fünf Hektar in Ihrer Gemeinde. 

Ihr Kontakt zu uns:
juwi AG, Thomas Bablitschky, 06732/9657-13277  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.
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Neustrukturierung Bezirksklinikum Mainkofen:

2. Bauabschnitt kommt gut voran
Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich informierte sich vor Ort über Baufortschritt

Mainkofen. Im Bezirksklinikum (BK) Mainkofen wurden schon 
zahlreiche Richtfeste gefeiert und eigentlich hätte auch am 8. 
Mai eine Richtkrone den vor kurzem fertiggestellten Rohbau des 
2. Bauabschnitts des Gesamtprojekts „Neustrukturierung des Be-
zirksklinikums Mainkofen“ schmücken sollen. Leider musste das 
traditionelle Fest wegen der Corona-Krise abgesagt werden. Sehr 
zum Bedauern von Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich: „Ich 
hätte mich beim Richtfest gerne bei allen bislang am Bau Beteilig-
ten offiziell und persönlich für die gute Arbeit bedankt.“ 

Um sich aber vom Baufort-
schritt zu überzeugen, ent-
schloss er sich kurzfristig zu ei-
ner Besichtigung der Baustelle – 
geführt von Matthias Kopf, dem 
Leiter des bezirklichen Baurefe-
rats, sowie den für die örtliche 
Bauüberwachung Verantwort-
lichen Monika Obermüller, De-
wan Friedenberger Architekten 
GmbH, und Paul Ruderer, Süss 
Beratende Ingenieure GmbH & 
Co. KG.

Gut im Zeitplan

Der mit 15,5 Mio. Euro veran-
schlagte 2. Bauabschnitt, der die 
Komplettierung des „Zentrums 
für Abhängigkeitserkrankungen“ 
beinhaltet, liegt sehr gut im Zeit-
plan – begünstigt auch durch 
den milden Winter und das au-
ßergewöhnlich gute Wetter vor 
allem der letzten Wochen, wo-
durch ein durchgängiges Arbei-
ten möglich war. Innerhalb von 
zehn Monaten sind die Rohbau-
arbeiten abgeschlossen. Mitt-
lerweile steht das Gerüst, die 

Fassadenverkleidung kann nun 
angebracht und die Fenster ein-
gebaut werden – danach ist das 
Gebäude sozusagen „dicht“ und 
der Innenausbau kann begin-
nen. Läuft es so gut wie bisher, 
kann der zweite Teil des „Zent-
rums für Abhängigkeitserkran-
kungen“ mit jeweils 22 Betten 
in Erd- und Obergeschoss im Ju-
li 2021 der Nutzung übergeben 
werden.

Aufwändige  
Neustrukturierung

Vorausgesetzt, es geht plan-
mäßig weiter, heißt es für das 
Gesamtprojekt „Neustrukturie-
rung“ im Grunde „Halbzeit“. 

Nach aufwändigen Vor- und 
Abrissarbeiten und dem Aufbau 
einer vorübergehenden „Mo-
dulklinik“ ging Ende Mai 2016 
mit der feierlichen Grundstein-
legung der 1. Bauabschnitt an 
den Start. Er umfasste den Neu-
bau „Zentrum für Allgemeinpsy-
chiatrie“, die erste Hälfte des 
„Zentrums für Abhängigkeitser-

krankungen“ sowie Umbau- und 
Erweiterungsmaßnahmen im 
Bereich „Krisenintervention“. 
Kostenvolumen: 43 Mio. Euro. 
Am 25. Juni 2019 fand die offi-
zielle Gesamtübergabe dieses 
Abschnittes statt, noch am glei-
chen Tag der Spatenstich für 
den 2. Bauabschnitt – ein naht-
loser Übergang.

Zeitgleich wurden die Klini-
ken für Neurologie und Neuro-
logische Frührehabilitation mit 
rund 23,7 Mio. Euro erweitert 
und modernisiert. Der im Zuge 
dieser Baumaßnahme im glei-
chen Gebäude integrierte Be-
reich „Funktionsdiagnostik/In-
nere Medizin und Endoskopie“ 
(ca. 4,2 Mio. Euro) komplettiert 
das „Neurologische Zentrum“.

Neubau des Pflegeheims

Weitere 20 Mio. Euro flossen 
in den Neubau des Pflegeheims 
Mainkofen, das mit der Eröff-
nung im Januar 2019 in „Sozial-
psychiatrisches Zentrum Main-
kofen“ umbenannt wurde. Un-
ter einem Dach befinden sich 
hier das Fachpflegeheim und 
als Novum ein Übergangswohn-
heim mit 19 Betreuungsplätzen 
für Menschen mit seelischen Er-
krankungen.

Mammutprojekt

Voraussichtlich im Sommer 
wird das neue Labor fertig sein 
(Kosten ca. 3 Mio. Euro); in Pla-
nung ist derzeit der 3. Bauab-
schnitt „Zentrum für Geron-
topsychiatrie“ mit einem Kosten- 
volumen von ca. 35 Mio. Euro.

Die Gesamtkosten für das 
Projekt „Neustrukturierung“ 

bewegen sich damit bei rund 
145 Mio. Euro, ca. 66 Mio. Eu-
ro fließen an Fördermitteln des 
Freistaats Bayern.

„Mainkofen ist ein Mammut-
projekt. Finanziell gesehen, 
aber auch hinsichtlich der Rea-
lisierung während des laufen-
den Klinikbetriebs – eine orga-
nisatorische Glanzleistung aller 
Beteiligten. Für alle Beschäftig-
ten bedeutet es eine erhebliche 
zusätzliche Belastung. Dass die 
Versorgung der Patienten den-
noch reibungslos weitergeht, 
verdient größten Respekt“ so 
Heinrich.

Herausforderung  
Denkmalschutz

Schon die Planungen für die 
Neustrukturierung stellten ei-
ne Herausforderung dar: al-
lein durch die bestehende Ring- 
struktur des BK Mainkofen und 
das denkmalgeschützte Jugend-
stilensemble im historischen 
Kern. 

Diese Gegebenheiten galt es 
mit den Vorgaben hinsichtlich 

möglichst effizienter Klinikab-
läufe, einer guten Vernetzung 
zwischen den Zentren und kur-
zen Wegen für Personal wie Pa-
tienten zu verbinden. Die ar-
chitektonisch klar abgegrenz-
ten An- und Neubauten entlang 
der äußeren Ringstraße erfüllen 
diese Bedingungen und fügen 
sich durch die Beschränkung auf 
zwei Geschosse in die umgeben-
de Bebauung ein. Durch die in 
einer Art „Würfel“ errichten Ge-
bäude entstanden Innenhöfe, 
die als geschützte Außenberei-
che genutzt werden können.

Bestmögliches Gesamtpaket

„Mit jedem fertigen Bauab-
schnitt rücken wir dem Ziel, un-
seren Patienten ein bestmög-
liches ‚Gesamtpaket‘ bieten zu 

können, näher“ freut sich Be-
zirkstagspräsident Dr. Heinrich. 
„Das moderne Gesicht Main-
kofens nimmt sichtbar Gestalt 
an, ohne dass der Charme der 
parkähnlichen Anlage verloren 
geht.“

Positiv ist auch der bislang un-
fallfreie Verlauf. Für Aufregung 
sorgte allerdings der Fund ei-
ner 50-kg-Bombe zu Beginn 
der Ausgrabungsarbeiten. Aller-
dings war bekannt, dass hier im 
Zweiten Weltkrieg Bomben ab-
geworfen worden waren. Die 
frühzeitig involvierte Kampfmit-
telbeseitigungsfirma konnte die 
Bombe entschärfen und ein grö-
ßeres Unglück verhindern. Sie 
bleibt aus Sicherheitsgründen 
bis zum Abschluss der gesamten 
Maßnahme bei allen Erdbewe-
gungen im Einsatz.  - ck -

V.l.: Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, die für die örtliche Bauüberwachung Verantwortlichen 
Monika Obermüller, Dewan Friedenberger Architekten GmbH, und Paul Ruderer, Süss Beratende 
Ingenieure GmbH & Co. KG., sowie Matthias Kopf, Leiter des bezirklichen Baureferats 
 Bild: BK Mainkofen/Vierthaler
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Im Mai 2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
seit Anfang Mai dürfen wir viele neue Gesichter in der kommunalen Familie begrüßen. Daher 
informieren wir Sie über die verschiedenen Möglichkeiten, die Bayerische GemeindeZeitung 
(GZ) zu lesen und auf weitere Leistungen der GZ zuzugreifen. 
 
Die GZ liefert 14-tägig kommunale Fachinformationen, die genau auf den Bedarf einer 
bayerischen kommunalen Mandatsträgerin oder eines kommunalen Mandatsträgers bzw. 
Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Verwaltung zugeschnitten sind. 
 
Wir liefern verständlich aufbereitetes Expertenwissen. Das ist die Grundlage für 
Entscheidungen, die Sie in Ihren Heimatkommunen zu treffen haben. 
 
Viele Kommunen übernehmen zentral den Bezug von Fachliteratur ihrer kommunalen 
Entscheidungsträger. Bitte weisen Sie Ihre Ratsmitglieder auf ein Abo der Bayerischen 
GemeindeZeitung hin. Ab 10 Zeitungen bieten wir attraktive Sonderkonditionen. Besten 
Dank! 
 
Zusätzlich veranstaltet unser Team – in normalen Zeiten – FachForen, deren Angebot sich 
ebenfalls genau an den Bedürfnissen dieser besonderen Zielgruppe orientiert. Bitte merken 
Sie sich die beiden nächsten Veranstaltungen vor: 
 
17.09.2020: Bayerisches WasserkraftForum, www.bayerisches-wasserkraftforum.de 
12.11.2020: Bayerisches BreitbandForum, www.bayerisches-breitbandforum.de 
 
Regelmäßig werden in der GZ auf Seite 2 die „runden“ Geburtstage der Landrätinnen und 
Landräte, der Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister sowie der Ersten 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ankündigt. Bitte teilen Sie uns an 
news@gemeindezeitung.de mit, ob Sie mit einer Veröffentlichung Ihres Jubiläums 
einverstanden sind und übersenden Sie uns bitte die entsprechenden Daten. 
 
Als Informationsplattform sind wir auch immer auf der Suche nach guten Beispielen, die in 
Bayern als Vorbild und Ideengeber dienen können. Bitte nehmen Sie daher unsere Redaktion 
unter der eMailadresse info@gemeindezeitung.de in Ihren Presseverteiler auf. 
 
Mit freundlichen Grüßen und herzlichen Dank 

 
Constanze von Hassel 
Chefredakteurin, Bayerische GemeindeZeitung 
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH 
 
 
 
 
P.S. Die Bayerische GemeindeZeitung gibt es auf Instagram, Facebook, Twitter, Linkedin, 
Xing, Notify, Telegram, Facebook Messenger, Whatsapp und als Newsletter 
(www.gemeindezeitung.de/newsletter). 

http://www.bayerisches-wasserkraftforum.de/
http://www.bayerisches-breitbandforum.de/
mailto:news@gemeindezeitung.de
http://www.gemeindezeitung.de/newsletter
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Abonnements der Bayerischen GemeindeZeitung 
Die GZ erscheint in 24 Ausgaben mit je einer Doppelnummer im Januar und August.  
Es bestehen folgende Möglichkeiten die Bayerische GemeindeZeitung zu abonnieren: 
   
Die GZ im Einzelabonnement: 
81,43 € inkl. MwSt. jährlich pro Exemplar 
(erhältlich in den Kombinationen nur Print / nur ePaper / Print und ePaper) 
   
Die GZ im Sammelabonnement: 
Lieferung/Rechnung an eine Adresse (z.B. Rathaus/Landratsamt/Fraktionsvorsitz) 
28,89 € inkl. MwSt. jährlich pro Exemplar 
(erhältlich in den Kombinationen nur Print / nur ePaper / Print und ePaper;  
ab 10 Exemplaren) 
 
Lieferung an verschiedene Adressen bei einer Rechnungsadresse 
40.93 € inkl. MwSt. jährlich pro Exemplar 
(erhältlich in den Kombinationen nur Print / nur ePaper / Print und ePaper;  
ab 10 Exemplaren) 
 

Die Kündigung eines Abos ist zwei Monate vor dem Jahresende schriftlich an den Verlag 
möglich. 
 

Für eine Abo-Bestellung schreiben Sie bitte eine E-Mail an: news@gemeindezeitung.de 
 

INTRAKOMMUNA: Die Vernetzung der Netze 
Die GDK mbH, eine Tochter des Verlags Bayerische Kommunalpresse GmbH, startet mit 
dem neuen Produkt Intrakommuna, eine Softwarelösung, die für folgende 
Nutzungsmöglichkeiten konzipiert wurde:  
 

- Interkommunale Kommunikation: Vernetzung von Landkreisen, Städten und 
Gemeinden; Bürgernetzwerke 

- Rathausnetzwerk: ratsintern, fraktionsintern, abteilungsübergreifend 
- Intranet für Unternehmen, Vereine, Verbände, Vereinigungen 
- Wissensnetzwerk und geschützter Kommunikationsraum für Schüler und Lehrer 

 

Bei Interesse wenden Sie sich bitte an info@gdk-mbh.de 
 

GZ-Netzwerk 
Auch die Bayerische GemeindeZeitung nutzt diese Software. Überzeugen Sie sich selbst und 
melden sich unter www.anmelden.gemeindezeitung.bayern an. Nach Ihrer Registrierung 
bekommen Sie per Mail einen Link zugeschickt, über den Sie Ihr Profil freischalten können. 
Bitte überprüfen Sie hierzu Ihren SPAM-Ordner. 
 
Sie interessieren Sich für unsere Angebote? Faxen Sie uns dieses Blatt an 08171/9307-22 
zurück und hinterlassen Sie eine Kontaktmöglichkeit. Wir setzen uns mit Ihnen in 
Verbindung. 
 
Vorname/Name: ____________________________________________________________ 
 
Telefonnummer: ____________________________________________________________ 
 
Emailadresse: _______________________________________________________________ 

https://t497ceee2.emailsys1a.net/c/124/2784985/0/0/0/195973/00ecfa05ec.html
mailto:news@gemeindezeitung.de?subject=Abo-Bestellung
mailto:info@gdk-mbh.de
http://www.anmelden.gemeindezeitung.bayern/
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KOMMUNIKATION UND BÜRGERDIALOG  
IN KOMMUNEN
Kommunen stehen vor großen Herausforderungen: nachhal-
tiges Wirtschaften, die Stärkung des sozialen Zusammen-
halts, Umweltschutz und jungen Menschen in der Region eine  

Perspektive bieten. Um diesen Herausforderungen zu begeg-
nen, braucht es eine neue Kultur der Akzeptanz von wirtschaft-
lichen Investitionen und Infrastrukturmaßnahmen. 

Manche Krisen sind im politischen Prozess entstanden, ande-
re kommen von extern und sind nicht vorhersehbar. Unsere 
Krisenprävention legt die Basis für eine erfolgreiche Krisen-

bewältigung. Wir etablieren für Sie Bausteine, aus denen wir 
im Krisenfall die richtige Strategie erarbeiten können, um am 
Ende gestärkt aus der Situation hervorzugehen.

Jedes Vorhaben braucht Kommunikation und einen Prozess 
der Akzeptanzplanung. Bürger und Nachbarn müssen ein- 
gebunden und für die Notwendigkeit des Projekts sensibilisiert 
werden und können vielleicht sogar ihren persönlichen Vorteil 
darin erkennen. Es genügen wenige Gegner, um ein Projekt  
zu verzögern oder zu verhindern. Oft sind sie gar nicht  

generell gegen das Vorhaben, wollen es nur nicht in ihrer 
Nachbarschaft oder verfolgen ganz andere, eigene Ziele.  
Viele der Gegner sind allerdings gar nicht zu überzeugen.  
Hier geht es darum, der großen Mehrzeit zu zeigen, dass  
die Kritiker nicht Recht haben – und nicht das Gesamtbild  
bestimmen dürfen.

KRISEN, PROJEKTE UND KRISENPROJEKTE

INFRASTRUKTUR FÜR ENERGIE UND UMWELT VERKEHRSINFRASTRUKTUR

NETZAUSBAU ANSIEDLUNGEN UND GEWERBEGEBIETE

Webinartermine
Donnerstag, 18.06.20, 16 Uhr

Freitag, 26.06.20, 11 Uhr

Freitag, 10.07.20, 11 Uhr

Donnerstag, 06.08.20, 16 Uhr

kostenlose Teilnahme!



Wie wir Sie unterstützen können
Wir organisieren den Realisierungsdialog – und unterstützen Sie auch  
mit Einzelbausteinen.

I. Strategie und Konzeptentwicklung
Wir erarbeiten für Sie eine Strategie für einen erfolgreichen 
Projektverlauf. Wir identifizieren die entscheidenden Wege 
zum Ziel sowie eventuelle Schwierigkeiten und Fallstricke, um 
vorbereitet zu sein. Das Konzept definiert Maßnahmen und 
Themen.

II. Story
Jedes Projekt braucht eine Story. Diese entwickeln wir für das 
Vorhaben und schaffen damit emotionale Zustimmung. Wir 
erzählen die Story konsequent und überzeugend. Sie erfüllt 
dabei folgende Aufgaben: Ängste nehmen, Befürchtungen wi-
derlegen und möglichst viel vom Danach schon davor zeigen. 
Denn die Akzeptanz ist nie so hoch wie nach der Fertigstel-
lung.

III. Stakeholder-Definition
Mithilfe unseres Stakeholder-Mappings identifizieren wir die 
für Sie relevanten Stakeholder und definieren Betroffene und 
mögliche Unterstützer. Politikern und Fürsprechern geben wir 
Argumentationslinien an die Hand. Dadurch machen wir sie zu 
erfolgreichen Multiplikatoren.

IV. Digitaler Realisierungsdialog
Wir organisieren für Sie die Öffentlichkeitsbeteiligung – auch 
digital. Wir strukturieren das Verfahren in den digitalen Ka-
nälen und wenden die richtigen Maßnahmen an. Damit un-
terstützen wir den formalen Prozess und beschleunigen Ihr 
Verfahren auch mit digitalem Stakeholder-Engagement und 
einem Echtzeit-Social Media Monitoring, um auf neue Einflüs-
se frühestmöglich reagieren zu können.

V. Umsetzung
Bei der Umsetzung unterstützen wir Sie mit unserer jahrelan-
gen Erfahrung. Unser Portfolio umfasstumfasst: lokale Kam-
pagne, inkl. Grafik und Bewegtbild, Medienarbeit, Erstellung 
aller Kommunikationsmaterialien, digitale Kanäle, Bürgerdia-
log, Stakeholder-Dialog sowie die Organisation und Begleitung 
von Gesprächsterminen mit NGOs, Medien oder übergeordne-
ter Politik.

E&Z  POLITIKBRIEF 01_ 2020

ENGEL & ZIMMERMANN AG

Dr. Andreas Bachmeier
Am Schlosspark 15
82131 Gauting bei München

Tel. 089 - 89 35 633

a.bachmeier@engel-zimmermann.de
www.engel-zimmermann.de

Sie planen allein oder mit einem Investor ein Projekt und 
möchten dieses möglichst reibungslos umsetzen? Sie ahnen, 
welche Gruppen dagegen protestieren könnten, wissen aber 
nicht, ob und wie Sie mit diesen kommunizieren sollen? Sie 
suchen potenzielle Unterstützer für Ihr Infrastrukturprojekt 
und möchten die schweigende Mehrheit sichtbar machen?

Wenn Sie vor, während und nach Abschluss Ihres Pro-
jekts strategisch und zielgruppenorientiert kommunizieren 
möchten, lassen Sie uns sprechen. Gerne lassen wir Ihnen  
auch unsere Referenzen aus der Projektkommunikation 
zukommen.

Für ein unverbindliches Erstgespräch stehen wir Ihnen jeder-
zeit zur Verfügung.

Für Kommunen und Investoren

Webinar
Kommunikation in der  
Kommune: Bürgerdialog  
und Akzeptanz in der  
neuen Wahlperiode

• Kostenlose Teilnahme
• Dauer ca. 45 Minuten

Einfach registrieren unter: 
buergerdialog@engel-zimmermann.de 

Termine:
Donnerstag, 18.06.20, 16 Uhr 
Freitag, 26.06.20, 11 Uhr
Freitag, 10.07.20, 11 Uhr
Donnerstag, 06.08.20, 16 Uhr




